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Der traut sich was 

Warum ein DKP-Ratsherr vor Gericht stand - und 
warum auch eine noch so liberale Richterin Klas¬ 
senrecht spricht. 
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Mehr auf der Agenda 

Die Angriffe auf die Rechte der Arbeiter in Öster¬ 
reich gehen weiter. UZ sprach darüber mit dem 
KJÖ-Vorsitzenden. 
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Thema der Woche 


Jede Menge los 

Nur noch vier Wochen bis zum UZ-Pressefest 
in Dortmund. Immer mehr Informationen er¬ 
reichen uns über die Beteiligung von Organi¬ 
sationen und Initiativen. Die hervorragende 
Rolle von Frauen in den Kämpfen, die großen 
Anstrengungen der SDAJ zu ihrem 50. Ge¬ 
burtstag, der Beitrag, den „Melodie & Rhyth¬ 
mus“ leisten werden und die Rede zur po¬ 
litischen Bedeutung des Festes, die Patrik 
Kübele auf einer Beratung der Pressefestver¬ 
antwortlichen gehalten hat. 

Seiten 1,11 und 16 


Der erste Gefährder 

Staatsschutz benutzt PAG, Nürnberger Kommunist darf sein Kind nicht sehen 



D er erste Gefährder Bayerns 
heißt Claudio K. Er ist Be¬ 
triebsrat, Gewerkschafter und 
Kommunist. Die Polizei verhaftete 
Claudio am 9. Juni auf der Demons¬ 
tration gegen den AfD-Landespartei- 
tag in Nürnberg. Der Vorwurf: Er soll 
bei einer Rangelei der Polizei mit dem 
Schwarzen Block einen Beamten mit 
einer Fahnenstange geschlagen haben, 
so zumindest die Aussage zweier USK- 
Beamter. Die Polizei ermittelt seitdem 
gegen ihn wegen „schwerer Körper¬ 
verletzung“ Zeugen bestätigen, dass 
Claudio während der ganzen Demons¬ 
tration die Technik auf dem Lautspre¬ 
cherwagen des Nürnberger Jugend¬ 
bündnisses betreute, der sich nicht mal 
in der Nähe des Schwarzen Blocks be¬ 
fand. Trotzdem entzog das Jugendamt 
Claudio das Umgangsrecht zu seinem 
5-jährigen Kind. 

Gegen Ende der Demonstrati¬ 
on näherten sich zwei Polizeitrupps 
von vorne und hinten dem SDAJ- 
Block und zogen Claudio gezielt aus 
der Menge. Auf die Frage, warum er 
jetzt vorläufig festgenommen wer¬ 
de, hieß es nur, das werde er auf der 
Wache erfahren. Dort musste Clau¬ 
dio gut eine Dreiviertelstunde lang 
auf dem Gang stehen, durfte sich 
nicht setzen, trinken oder austreten. 
Erst als er dem diensthabenden Be¬ 
amten drohte, er werde sehr viel zu 
putzen haben, durfte Claudio die To¬ 
ilette benutzen. Danach begann das 
Verhör, ein Kripo-Beamter belehrte 
ihn und teilte ihm die Anschuldigung 
der schweren Körperverletzung mit. 
Claudio verweigerte die Aussage. 
Dann setzte ein Beamter des Lan¬ 
deskriminalamtes (LKA) Bayern die 
Befragung fort. Er eröffnete Claudio, 
dass dem LKA seine SDAJ-Mitglied- 
schaft bekannt sei. Er solle davon ein 
bisschen erzählen, wer zum Beispiel 
in der SDAJ Leitungsfunktionen in¬ 
nehabe. Wenn sich er kooperativ zei¬ 
ge, dann könne man ihm das positiv 
anrechnen. Claudio verlangte darauf¬ 
hin einen Anwalt, was ihm verwei¬ 
gert wurde. Eine Dreiviertelstunde 
dauerte die Befragung noch, Claudio 
schwieg. Während des Verhörs mein¬ 
te der LKA-Beamte zu ihm, dass man 
wisse, er Betriebsrat sei, ein Kind 


habe und es doch schade wäre, wenn 
es da Probleme gäbe. 

Eine Woche nach dem Verhör mel¬ 
dete sich ein Mitarbeiter des Jugend¬ 
amtes bei Claudio und teilte ihm mit, 
sie hätten Kenntnis von den Ermitt¬ 
lungen gegen ihn wegen schwerer Kör¬ 
perverletzung bekommen und unter¬ 
sagten ihm deswegen den Umgang mit 
seinem Kind, dazu reiche der Verdacht 
auf eine Gewalttat aus. Davor war das 
Kind alle zwei Wochen bei ihm. 

Nach dem Verhör wurde Clau¬ 
dio ohne seine Einwilligung erken¬ 
nungsdienstlich behandelt und ohne 
anwesenden Arzt eine DNA-Probe 
genommen. Zwei Wochen später er¬ 
hielt Claudio ein Schreiben vom LKA 
Bayern, in dem ihm mitgeteilt wurde, 


dass er jetzt als gewaltbereiter Links¬ 
extremist geführt und überwacht wer¬ 
de. Dies bestätigte sich kurz darauf 
bei einer Anti-Pegida-Demonstration: 
Claudio trug einen schwarzen Regen¬ 
schirm mit sich, die die Gewerkschaft 
ver.di zuvor verteilt hatte. Die Polizei 
zog ihn aus der Demonstration her¬ 
aus und stellte seine Personalien fest, 
da ein Regenschirm „ein gefährlicher 
Gegenstand“ sei. Einen Tag später, 
auf einer Demonstration gegen zu 
hohe Mieten, verfolgten ihn zwei Zi¬ 
vilpolizisten. Selbst als er nach der Ab¬ 
schlusskundgebung in einem Nürnber¬ 
ger Szenelokal etwas aß, warteten die 
Beamten vor dem Lokal auf ihn und 
begleiteten ihn im Abstand von zehn 
Metern zur nächsten U-Bahnstation. 


Die Nürnberger Staatsanwaltschaft 
lässt Claudios Anwalt nicht die Akten 
einsehen. Seit knapp zwei Monaten 
ermittelt die Nürnberger Polizei im 
Fall Claudio. Auf eine Anfrage durch 
den „Bayrischen Rundfunk“ gab die 
Polizei an, dass die Ermittlungen und 
Maßnahmen gegen Claudio im Rah¬ 
men des neuen Polizeiaufgabengeset¬ 
zes (PAG) stattfinden und somit recht¬ 
mäßig seien. Mit dem PAG können so¬ 
genannte Gefährder ohne richterliche 
Anweisung überwacht werden. 

Claudio vermutet, dass der Grund 
für die Repression gegen ihn in sei¬ 
ner Vergangenheit liegt. Er war sie¬ 
ben Jahre lang in der SPD aktiv, bis er 
zum Nürnberger Jugendbündnis kam, 
die SDAJ kennenlernte, aus der SPD 
aus- und in die SDAJ und DKP ein¬ 
trat. Während seiner Zeit bei der SPD 
hatte er eine wichtige Parteifunktion 
inne und musste verschiedene Ver¬ 
schwiegenheitserklärungen zu Vor¬ 
gängen und Personen unterzeichnen. 
Jetzt befürchte der Staatsschutz wohl, 
dass er sich an sein Versprechen nicht 
mehr halte. 

Christoph Hentschel 


Claudio K. ist Betriebsrat in einem Galvanik-Betrieb mit acht Beschäftigten in 
Nürnberg. Da er und seine Kollegen wegen der guten Auftragslage bis zu 65 
Stunden in der Woche arbeiten mussten, forderten sie von ihrem Chef, wei¬ 
tere Arbeitskräfte einzustellen. Im Zuge der Auseinandersetzung gründeten 
Claudio und seine Kollegen einen Betriebsrat,seine Kollegen wählten ihn. Der 
Betriebsrat setzte sich durch: Es wurden weitere Einstellungen vorgenommen 
und der Betrieb übernimmt keine Aufträge aus der Rüstungsindustrie mehr, 
die zuvor rund 20 Prozent der Aufträge ausmachten. 


Spahn lenkt ab 

Warum die streikenden Klinikbelegschaften auf sich selbst statt auf den Minister vertrauen 


Aktive aus den Bündnissen und Be¬ 
legschaften, die für eine Entlastung 
des Krankenhauspersonals kämp¬ 
fen, kritisieren die neuen Gesetzes¬ 
pläne des Gesundheitsministers Jens 
Spahn. Der Sprecher des „Hamburger 
Bündnis für mehr Personal im Kran¬ 
kenhaus“, Axel Hopfmann, sagte im 
UZ-Interview: „Wir glauben, dass 
dieses Gesetz an der Personalmisere 
gar nichts ändern wird.“ Der Plan des 
Ministers richte sich nicht nach dem 
tatsächlichen Personalbedarf, sondern 
nach dem Durchschnitt des Vorhande¬ 
nen, schätzt Hopfmann ein. 

In der vergangenen Woche hatte 
die Bundesregierung Spahns Entwurf 
für ein „Pflegepersonal-Stärkungsge¬ 


setz“ beschlossen. Mit diesem Gesetz 
präsentiert Spahn sich als Politiker, 
der daran arbeitet, die Probleme in 
der Pflege abzuschwächen. Der FAZ 
sagte er, dass ein Zugang zu medizini¬ 
scher Versorgung für alle sich „nicht 
mit reiner Marktwirtschaft alleine“ 
gewährleisten lasse. Der Unterneh¬ 
merverband BDA kritisierte Spahns 
Gesetz, weil es die Finanzierung der 
tariflichen Gehaltserhöhungen für die 
Beschäftigten in Aussicht stellt. 

Hopfmann schätzt ein, dass das 
Gesetz an einigen Punkten tatsächlich 
kleine Verbesserungen bringe - vor 
allem, dass die Finanzierung der Pfle¬ 
gekräfte aus dem System der Fallpau¬ 
schalen herausgenommen wird. Die 


geplanten Regeln für die Personalaus¬ 
stattung hält er dagegen für eine „Ne¬ 
belkerze“, die die Bewegung für Ent¬ 
lastung ablenken soll. Nur der Druck 
der streikenden Klinikbelegschaften 
und der Bündnisse für mehr Personal 
habe die Regierung überhaupt dazu 
gebracht, kleine Verbesserungen vor¬ 
zuschlagen. 

Diesen Druck haben die Beleg¬ 
schaften der Unikliniken Essen und 
Düsseldorf erhöht. 96,9 Prozent der 
ver.di-Mitglieder an der Uniklinik 
Essen stimmten in der vergangenen 
Woche in einer Urabstimmung da¬ 
für, unbefristet zu streiken. In Düs¬ 
seldorf zwangen die Streikenden die 
Geschäftsleitung, zunächst drei Sta¬ 


tionen zu schließen, eine vierte sollte 
noch dazukommen. In Essen waren 
sieben Stationen geschlossen. In Ta¬ 
rifverhandlungen hatten die Klinik¬ 
vorstände und ihre Verbände sich zu¬ 
vor geweigert, der Gewerkschaft ein 
Angebot für eine wirkliche Entlastung 
des Personals zu machen. Jan von Ha¬ 
gen, bei ver.di NRW für Krankenhäu¬ 
ser zuständig, berichtete: „Die Streik¬ 
beteiligung ist sehr stabil und die 
Stimmung der Streikenden ernsthaft. 
Die Kolleginnen und Kollegen werden 
den Streik so lange aufrechterhalten, 
bis bessere Arbeitsbedinungen verein¬ 
bart werden.“ 

Olaf Matthes 

Interview mit Axel Hopfmann: Seite 3 


1818 Marx 2018 



Die Hauptfrucht der revolutio¬ 
nären Bewegung von 1848 ist 
nicht das, was die Völker ge¬ 
wonnen, sondern das, was sie 
verloren haben-der Verlust ih¬ 
rer Illusionen. Juni, November, 
Dezember des Jahres 1848, das 
sind die Riesenmeilerzeigerder 
Entzauberung und Entnüchte- 
rung des europäischen Volks¬ 
verstandes. Unter den letzten 
Illusionen, die das deutsche 
Volk gefesselt halten, steht 
obenan sein Aberglaube an 
den Richterstand. 

Marx/Engels, Die preußische Konter¬ 
revolution und der preußische Richt¬ 
erstand, MEW Band 6, Seite 138 


Rebellinnen 
verändern die Welt 

Was wäre diese Welt ohne starke, 
mutige und kämpferische Frauen? 
Um einiges ärmer, das ist klar. Des¬ 
halb ist auch klar, dass es auf dem 
UZ-Pressefest Programmpunkte 
gibt, die die besondere Rolle der 
Frau in unseren Kämpfen in den 
Mittelpunkt stellen. Wir freuen uns 
besonders, dass der Frauenarbeits¬ 
kreis der DKP Essen Ausschnitte 
aus der Revue „Rebellinnen ver¬ 
ändern die Welt“ in der Casa Cuba 
aufführt! 

Samstag, 13 Uhr, Casa Cuba: „Re¬ 
bellinnen verändern die Welt“ 

Seit jeher haben Frauen in der Wis¬ 
senschaft, in Medizin und Technik 
großartige Pionierarbeit geleistet, 
oft gegen den Widerstand von Män¬ 
nern und der Gesellschaft. Der Frau¬ 
enarbeitskreis der DKP Essen stellt 
Frauen aus der ganzen Welt vor, die 
für eine friedliche und gerechtere 
Welt gekämpft haben - Aktivistin¬ 
nen, Revolutionärinnen, Visionä- 
rinnen. 

Das Zelt der DKP Bezirke Rhein¬ 
land-Pfalz und Saarland beherbergt 
das Filmzelt. Dort läuft am Samstag 
um 21.30 Uhr der Film „Zucker und 
Salz“ von Tobias Kriele. Im Film 
berichten drei Kubanerinnen, was 
die Revolution für sie bedeutet und 
wie sie den revolutionären Prozess 
bis heute mitgestalten. 

Ebenfalls in diesem Zelt wird am 
Freitag um 18.15 Uhr die Ausstel¬ 
lung „Frauen im Widerstand“ mit 
Linolschnitten des Künstlers Thi¬ 
lo Weckmueller eröffnet. Sie zeigt 
Portraits von Frauen aus dem an¬ 
tifaschistischen Widerstand. Am 
Samstag um 12.30 Uhr lädt Mathias 
Meyers, der die Ausstellung konzi¬ 
piert hat, zum Rundgang ein. 
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Post unter Druck 

Bei der Deutsche Post sinken die 
Gewinne. Gegenüber dem Vorjahr 
sei der Umsatz im zweiten Quar¬ 
tal von 14,8 auf 15 Milliarden Euro, 
der operative Ertrag im gleichen 
Zeitraum um 11,2 Prozent auf 747 
Millionen Euro gesunken. Der ge¬ 
stiegene Onlinehandel und wach¬ 
sender Konkurrenzdruck werden 
dafür verantwortlich gemacht. 
Konzernchef Frank Appel kündig¬ 
te aktuell an, die Kosten senken zu 
wollen. Wahrscheinlich sind auch 
zukünftig höhere Preise für Briefe 
und Pakete. 

Profit statt Arbeit 

Bei der Commerzbank stieg im 
zweiten Quartal der Gewinn deut¬ 
lich auf 272 Millionen Euro. In die¬ 
sem Jahr hat die Bank massiv Ar¬ 
beitsplätze abgebaut, insgesamt 
sollen etwa 10 000 Arbeitsplätze 
vernichtet werden. 

Betriebsarbeit der DKP 

Die DKP-Bezirke Ruhr- und 
Rheinland-Westfalen veranstal¬ 
ten eine erste Vernetzungskonfe¬ 
renz „Betrieb und Gewerkschaft“, 
zu der betrieblich Aktive der DKP 
und SDAJ in NRW eingeladen und 
aufgerufen sind, Erfahrungen aus¬ 
zutauschen. 

Im Fokus steht der Aufbau ei¬ 
nes Netzwerks sowie die Themen 
„Vertrauensleute-Arbeit stärken“, 
„Betriebliche Gremien nutzen“ 
und „Kommunistische Betriebsar¬ 
beit entwickeln“. 

In Arbeitsgruppen und offenem 
Austausch soll über die betriebliche 
Praxis, Aktionen, Streiks und vie¬ 
les mehr gesprochen werden, auch 
über die Frage, wie die DKP die 
Unterstützung für betrieblich Ak¬ 
tive organisieren kann. 

Die Veranstaltung ündet statt 
am Sonntag, den 30. September, 
von 10.00 bis 16.00 Uhr im Bahnhof 
Langendreer, Wallbaumweg 108, 
44 894 Bochum. Um Anmeldungen 
bis spätestens 20. September wird 
gebeten an: BetriebuGewerkschaft- 
NRW @po wer.ms. 

Betriebszeitung für Opel 
Eisenach 

Im Juli erschien die erste Ausgabe 
des Motors, der Zeitung der DKP 
Thüringen für die Kolleginnen und 
Kollegen bei Opel Eisenach. Mit¬ 
glieder der DKP verteilten die Be¬ 
triebszeitung vor dem Werkstor an 
die Nacht- und Frühschicht und im 
Anschluss in einem Wohngebiet, in 
dem zahlreiche Opelbeschäftigte 
wohnen. Die Ausgabe kann auf der 
Seite news.dkp.de heruntergeladen 
werden. 

Die Betriebszeitung soll zukünftig 
etwa einmal im Quartal erscheinen. 


ln eigener Sache: 
Korrektur 

Wir entschuldigen uns dafür, dass 
wir in der UZ vom 20. Juli in un¬ 
serem Bericht über den Streik an 
der Essener Uniklinik die dortige 
Personalratsvorsitzende Alexand¬ 
ra Willer ungenau wiedergegeben 
haben („Arbeitgebergedanken“, 
S. 3). Dort heißt es: „Der Streik 
habe die Vorstände zum Verhan¬ 
deln gezwungen, ,aber es gibt auch 
ein gesellschaftliches Klima, das 
uns trägt 4 - ein Ausdruck davon sei, 
dass auch Kanzlerin Merkel einen 
Teil der Probleme in der Pflege an¬ 
erkennen muss.“ 

Willer stellt dazu klar: „Merkel 
und Spahn reden zwar viel darü¬ 
ber, dass sie gegen die unhaltbaren 
Zustände in den Krankenhäusern 
etwas unternehmen würden. In 
Wahrheit aber zementiert Spahns 
neues Gesetz den Personalmangel 
und treibt Krankenhausschließun- 
gen, Privatisierungen und die Aus¬ 
richtung der Krankenhäuser auf 
Wirtschaftlichkeit 4 noch weiter 
voran. Wir Beschäftigte müssen da¬ 
her selber kämpfen, wenn sich für 
uns etwas ändern soll - auch gegen 
Merkel und Spahn. Deshalb strei¬ 
ken wir.“ 


Grundlegender Umbau 

Siemens plant Vernichtung von mindestens 7 000 Arbeitsplätzen 


S iemens-Chef Joe Kaeser hat 
gründliche Arbeit geleistet, um 
die Profite der Aktionäre zukünf¬ 
tig auf einen neuen Höchststand zu 
trimmen. Am 2. August kündigte er 
an, dass die fünf Sparten digitale Fab¬ 
rik, Kraftwerke, Energiemanagement, 
Gebäudetechnologie und Antriebe in 
drei „operativen Gesellschaften“ ge¬ 
bündelt werden sollen. Die Einzelhei¬ 
ten dazu ließ Siemens offen, in einer 
Mitteilung heißt es lediglich: „Kern der 
Unternehmensstrategie,Vision 2020+’ 
ist, den einzelnen Geschäften deutlich 
mehr unternehmerische Freiheit unter 
der starken Marke Siemens zu geben 4 . 4 
Ein verbrämter Hinweis auf unruhige 
Zeiten für die Belegschaften. Gleiches 
Muster wie bei Thyssenkrupp: Hinhal¬ 
ten, verunsichern, Ängste schüren. Ge¬ 
genüber den weltweit 377 000 Beschäf¬ 
tigten wird der Siemens-Vorstand noch 
in erheblicher Erklärungsnot geraten. 

Vor Monaten war bereits manches 
durchgesickert. So berichteten „Die 
Zeit“ und „Reuters“ am 16. November 
2017: Die Hälfte der von Siemens ge¬ 
planten weltweiten Stellenstreichun¬ 
gen werden hiesige Standorte treffen. 
Demnach werden etwa 3 300 Arbeits¬ 
plätze nach dem Willen des Siemens- 
Vorstands in Deutschland vernichtet, 
vor allem in Berlin, Görlitz und in Of¬ 
fenbach. Betroffen ist die Kraftwerks¬ 
sparte mit weltweit rund 46 800 Be¬ 
schäftigten. Vor allem werde Siemens 
seine in Deutschland produzierten gro¬ 
ßen Gasturbinen nicht mehr los, be¬ 
richtet „Die Zeit“. Wenig glaubwürdig, 
denn kurz darauf wurde bekannt, dass 
Siemens ein Großauftrag aus Libyen 
für zwei Kraftwerke im Werte von 700 
Millionen Euro erhielt. Desgleichen für 
380 Millionen Euro einen Auftrag für 
die russische Republik Tatarstan. Am 
4. August heißt es in einer Zeitungs¬ 
notiz, dass die Siemens-Windkraft- 
Tochter Siemens Gamesa einen Groß¬ 
auftrag aus Holland an Land gezogen 
hat. Ein Konsortium aus Gamesa und 
einem niederländische Wasserbau-Un¬ 
ternehmen errichtet einen Windpark 
im Ijsselmeer nahe der Nordseeküs¬ 
te. Der mehr als 500 Millionen Euro 
schwere Auftrag erteilte die Provinz 
Friesland. 

Die „Berliner Zeitung“ berichtete 
am 16. November 2017 von den Ab¬ 
bauplänen in Berlin: Siemens ist hier 
das größte Industrieunternehmen. 870 
Arbeitsplätze sollen hier verschwin¬ 
den: 300 Stellen im Gasturbinenwerk 
in Moabit, 570 im Dynamowerk in Sie¬ 
mensstadt. Die IG Metall rechnet da¬ 
mit, dass das Dynamowerk früher oder 
später ganz geschlossen wird. Die Wer¬ 
ke in Leipzig und Görlitz mit 920 Stel¬ 
len sollen ebenfalls schließen. In der 
Berliner Gasturbinenfabrik müssen 
nach den Siemens-Plänen 300 der ins¬ 
gesamt 3 500 Jobs wegfallen. Man kann 


hier 30 Großturbinen pro Jahr produ¬ 
zieren. Zurzeit benötigt der Weltmarkt 
nur 100 bis 120. Um diese Aufträge rei¬ 
ßen sich neben Siemens auch Aistom, 
Mitsubishi und General Electric, die 
zusammen jährlich 400 Turbinen lie¬ 
fern könnten. Dennoch hat es bei Sie¬ 
mens keine einschneidenden Einbrü¬ 
che gegeben. 

„Spiegel.de“ schreibt über die Lage 
im ostdeutschen Görlitz: „Am Beispiel 
Siemens zeigt sich besonders drastisch: 
Das Wohl einer Region hängt mitun¬ 
ter extrem von weltweiten Wirtschafts¬ 
umbrüchen, aber auch strategischen 
(Fehl-) Entscheidungen in den Kon¬ 
zernzentralen ab. Da mögen die Mit¬ 
arbeiter noch so gut entwickeln, mon¬ 
tieren oder verkaufen. Am Ende geht 
die Rechnung nicht mehr auf, zumin¬ 
dest nicht mehr gut genug für die Ak¬ 
tionäre. Dann ist Schluss.“ Erzeugt ein 
Produktionszweig keine Höchstprofi¬ 
te, wird er abgestoßen oder die Beleg¬ 
schaft wird reduziert. 

Im Dezember 2017 hat Konzernchef 
Kaeser einen um 11 Prozent auf 6,2 Mil¬ 
liarden Euro gestiegenen Rekordgewinn 
(2016/17) verkündet. Selbst die Kraft¬ 
werksparte erzielte Gewinne und eine 
Umsatzrendite von 10,3 Prozent. Für 
Kaeser nicht ausreichend, er erwartet 
mindestens 11 Prozent. Die Kraftwerk¬ 
sparte im Ruhrgebiet zählt dazu. Es sind 
das Mülheimer Dampfturbinen- und 


Generatorenwerk mit 4 500 Beschäf¬ 
tigten und der Standort Duisburg, wo 
2 400 Arbeiter Kompressoren für Gas- 
und Ölindustrie hersteilen. Seit Juni 
verhandelt der Mülheimer Betriebs¬ 
ratsvorsitzende Pietro Bazzoli wegen 
der „Auftragsflaute“ über einen Sozial¬ 
plan, der den beabsichtigten Abbau von 
700 Arbeitsplätzen „flankieren“ soll. Im 
September soll das Ergebnis vorliegen. 
Bazzoli ist froh, „dass es zunächst nicht 
zum reinen Holding-Modell kommt“. 
Siemens funktioniert „nach meiner fes¬ 
ten Überzeugung als integrierter Tech¬ 
nologiekonzern besser“, glaubt er. IG- 
Metall-Hauptkassierer Jürgen Kerner, 
der auch im Aufsichtsrat von Siemens 
sitzt, ist weit weniger optimistisch. Er 
drückte die Sorge der Arbeitnehmer¬ 
vertreter aus, dass eine reine Holding¬ 
struktur in eine von Finanzmärkten ge¬ 
triebene Zerschlagung des Konzerns 
führen werde. Höchstwahrscheinlich 
beruht seine Einschätzung auf der ak¬ 
tuellen Entwicklung bei Thyssenkrupp, 
wo die Finanzinvestoren Elliot und Ce- 
vian dabei sind, das Heft in die Hand 
zu nehmen. 

Während des Weltwirtschaftsfo¬ 
rums in Davos am 26. Januar nahmen 
Siemens-Chef Joe Kaeser und andere 
Konzernmanager an einem Abendes¬ 
sen mit US-Präsident Donald Trump 
teil. Kaeser konnte Trump zufrieden 
stellen: Die Energiesparte, mit weltweit 


71 000 Beschäftigten und 21 Milliarden 
Euro Umsatz, wird ihren Sitz im texa- 
nischen Houston - Zentrum der US- 
Ölindustrie - verlagern. Dieser Schritt 
wird als Zugeständnis an die aggressi¬ 
ve US-Handelspolitik gewertet. Deut¬ 
licher kann Konzern-Chef Joe Kaeser 
die wahren Interessen des Unterneh¬ 
mens nicht zum Ausdruck bringen: Ver¬ 
lagerung in die USA, Arbeitsplatzver¬ 
nichtung im eigenen Land der höheren 
Gewinne wegen. Für die Malocher bei 
Siemens bringt Kaesers Kumpanei mit 
dem US-Präsidenten wahrlich keine 
Vorteile. 

Die Betriebsratsvorsitzenden der 
deutschen Siemens-Standorte richte¬ 
ten Mitte Dezember 2017 einen offe¬ 
nen Brief an die Familie Siemens, wo¬ 
rin sie um Unterstützung zum Erhalt 
ihre Arbeitsplätze und Standorte ba¬ 
ten. Hinter ihnen stehen die 115 000 
Beschäftigten samt ihren Familien, die 
für Siemens in mehr als 50 deutschen 
Städten arbeiten. Dieses Schreiben 
wurde auch als Plakat am 18. Dezem¬ 
ber 2017 in allen deutschen Siemens- 
Standorten angebracht. Der Text 
stellte keine Forderungen und kün¬ 
digte keine Protestaktionen an. Eine 
Herzensangelegenheit, die vom Emp¬ 
fänger keine Beantwortung fand. Um 
berechtigte Ansprüche durchzusetzen, 
reicht eine Petition nicht aus. 

Willi Hendricks 



Protestaktion bei Siemens in Duisburg am 20. Juni 2017 gegen Einschnitte bei der Ausbildung. Die Kolleginnen und 
Kollegen wendeten sich gegen die Absichten der Geschäftsführung, die Anzahl der Auszubildenden und Dualstudierenden 
weiter zu reduzieren, was mit einem Abbau von Ausbildern und Trainingszentren einherginge. 


Streiks bleiben ausgesetzt 

Haiberg Guss: Kaum Annäherung in den Schlichtungsverhandlungen 


Nach 45 Streiktagen bei Haiberg Guss 
Leipzig hat die Schlichtung begonnen. 
Als die Kolleginnen und Kollegen am 
31. Juli erstmals wieder zur Frühschicht 
antraten, trugen sie T-Shirts mit dem 
Aufdruck: „Wir entscheiden! Arbeiten 
oder Streiken für die Zukunft! 44 

„Euer Kampf ist nicht vorbei. Ihr 
setzt den Streik aus, damit die Schlich¬ 
tung eine Chance hat“, sagte Olivi- 
er Hobel, Bezirksleiter der IG Metall 
Berlin-Brandenburg-Sachsen zu den 
rund 150 Kolleginnen und Kollegen 
am Werkstor. „Wenn es ein Ergebnis 
gibt, entscheidet ihr in der zweiten Ur¬ 
abstimmung über das Ergebnis der 
Schlichtung und ob wir den Streik be¬ 
enden.“ 

Nach den ersten beiden Schlich¬ 
tungsverhandlungen mit der Geschäfts¬ 
führung der Neue Haiberg Guss GmbH 
äußerte sich Jörg Köhlinger, Bezirkslei¬ 


ter des IG-Metall-Bezirks Mitte: „Die 
Verhandlungen sind zäh. Es zeigen sich 
an mehreren Stellen große Schwierig¬ 
keiten 44 Die Schlichtungen wurden An¬ 
fang dieser Woche fortgesetzt und hat¬ 
ten zum Redaktionsschluss dieser UZ 
noch kein Ergebnis gebracht. 

„Wir haben auf Deeskalation ge¬ 
setzt und mit dem Vorschlag der 
Schlichtung die Voraussetzung für eine 
konstruktive Lösung des Konflikts um 
einen Sozialtarifvertrag für die Be¬ 
schäftigten geschaffen“, so Köhlinger 
weiter. 

„Wir prüfen viele Optionen, aber 
entlang unserer Forderung für einen 
Sozialtarifvertrag scheinen die Diffe¬ 
renzen weiterhin schwer zu überwin¬ 
den“, so die Einschätzung von IG-Me- 
tall-Verhandlungsführer Uwe Schütz. 
„Wir erwarten von den Gesellschaftern 
und der Geschäftsführung der Neue 


Haiberg Guss endlich konstruktives 
Mitwirken an einer schnellen Lösung. 
Ein Spiel auf Zeit hingegen nehmen 
wir nicht hin.“ 

Die Verhandlungen finden unter 
dem Vorsitz des Schlichters Lothar 
A. Jordan, dem ehemaligen Vizepräsi¬ 
denten des Arbeitsgerichts Mannheim, 
statt. 

Der zuvor sechs Wochen andauern¬ 
de Streik in Leipzig und Saarbrücken 
wurde am 30. Juli unterbrochen. „Die 
Streiks sind unterbrochen und nicht ab¬ 
gebrochen. Sollte sich die Geschäfts¬ 
führung nicht bewegen, werden die 
Kolleginnen und Kollegen den Streik 
jederzeit wieder aufnehmen“, so Jörg 
Köhlinger. 

Der Arbeitskampf findet auch in 
der Region große Beachtung. Zur Un¬ 
terstützung der Kolleginnen und Kol¬ 
legen von Haiberg Guss, aber auch für 


alle, deren Arbeitsplatz bedroht ist, 
fand am Montag als ein Zeichen der 
Solidarität mit den Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern und ihren Famili¬ 
en das Friedensgebet in der Leipziger 
Nikolaikirche statt. In seiner Rede am 
Streikposten hatte Pfarrer Christian 
Wolff Ende Juli ausgeführt: „Sinnvol¬ 
le Ziele verfolgen, solidarisch Zusam¬ 
menhalten. Zusammenhalt, liebe Hal- 
berger, geht nur über die gewerkschaft¬ 
liche Organisation. Deswegen ist es ein 
Segen und für die hiesige Region leider 
nicht selbstverständlich, dass ihr Hal- 
berger zu fast 100 Prozent Mitglieder 
bei der IG Metall seid. Ohne diesen 
Verbund, ohne diese organisierte So¬ 
lidarität geht es nicht. Alleine bist du 
schwach, aber gemeinsam lassen sich 
Ziele erreichen. Ich nenne drei: Ver¬ 
trauen, Gerechtigkeit, Demokratie.“ 

IGM/WSK 
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Reicht nicht 

Spahns Gesetzentwurf geht am tatsächlichen Bedarf vorbei 



Aktion des „Hamburger Bündnis für mehr Personal im Krankenhaus“ am 7.Juni auf dem Rathausmarkt 


Das Bundeskabinett hat am vergangenen Mittwoch den Entwurf des Pflegeper¬ 
sonal-Stärkungsgesetzes (PpSG) beschlossen. Dazu gehört auch das „Sofortpro¬ 
gramm Pflege“. Darüber sprachen wir mit Axel Hopfmann. 


UZ: Ab 2020 soll nach dem Gesetzent¬ 
wurf für jedes Krankenhaus das Verhält¬ 
nis zwischen der Zahl der Pflegekräfte 
und dem anfallenden Pflegeaufwand er¬ 
rechnet werden. Wird von einem Kran¬ 
kenhaus eine bestimmte Personalgrenze 
unterschritten, soll es Honorarkürzun¬ 
gen geben. Haben sich damit die Forde¬ 
rungen des „Hamburger Bündnis für 
mehr Personal im Krankenhaus“erfüllt? 

Axel Hopfmann: Das ist alter Wein in 
neuen Schläuchen. Es sollen die 25 Pro¬ 
zent Krankenhäuser mit der schlech¬ 
testen Personalausstattung etwas mehr 
einstellen. Dahinter verbirgt sich der 
„Perzentil“-Ansatz, der schon die ge¬ 
scheiterten Verhandlungen zwischen 
Deutscher Krankenhausgesellschaft 
(DKG) und dem Spitzenverband der 
Krankenversicherungen (GKV-SV) be¬ 
stimmt hatte. 

Wie viel zusätzliches Personal es 
geben soll, richtet sich allerdings nicht 
nach dem Bedarf. Die Volksinitiativen 
in Bayern, Berlin und Hamburg schla¬ 
gen gerade ein Instrument vor, mit dem 
das erforderliche Personal ermittelt 
werden kann. Das aber scheut der Bun¬ 
desgesundheitsminister wie der Teufel 
das Weihwasser. 

Stattdessen wird als Berechnungs¬ 
grundlage das genommen, was die 
Krankenhäuser für Personal in den 
Fallpauschalen bekommen. Aber sie 
werden nicht einmal dazu verpflichtet, 
das Geld auch tatsächlich für Personal 
auszugeben. Sie dürfen nur nicht all zu 
viel für sich behalten. 

UZ: Die Finanzierung der Pflegeperso¬ 
nalkosten der Krankenhäuser wird ab 
dem Jahr 2020 auf eine neue, von den 
Fallpauschalen unabhängige, Kranken¬ 
haus-individuelle Vergütung umgestellt. 
Wird damit eurer Kritik und der Kritik 
der Gewerkschaften und Beschäftigten 
an diesem Abrechnungssystem Rech¬ 
nung getragen? 

Axel Hopfmann: Das ist an dem Ge¬ 
setzentwurf die gute Seite: Die Pflege¬ 
personalkosten werden finanziert. Da¬ 
mit geht unseren politischen Gegnern 
ein entscheidendes Argument verloren, 
das der Kosten. Wir wären natürlich 
erst dann richtig glücklich, wenn das 
nicht nur für Pflegepersonal, sondern 
auch für Reinigungskräfte, Desinfek- 
torinnen, Hebammen usw. gelten wür¬ 
de. Aber es ist ein großer Schritt in die 
richtige Richtung. Ohne den politischen 
Druck der Bündnisse für mehr Personal 
im Krankenhaus und den Arbeitskampf 
der Krankenhausbeschäftigten wäre es 
dazu sicher nicht gekommen. 

UZ: Mit Gesetz sollen ab dem kom¬ 
menden Jahr „spürbare Entlastungen 


im Alltag der Pflegekräfte durch eine 
bessere Personalausstattung und besse¬ 
re Arbeitsbedingungen in der Kranken- 
und Altenpflege erreicht werden, um die 
Pflege und Betreuung der Patientinnen 
und Patienten sowie der Pflegebedürf¬ 
tigen weiter zu verbessern.“ So steht es 
im Kabinettsentwurf. Was ist Ihre Er¬ 
wartung? 

Axel Hopfmann: Wir glauben, dass die¬ 
ses Gesetz an der Personalmisere gar 
nichts ändern wird, weil es sich gera¬ 
de nicht am Bedarf orientiert, sondern 
nur am Durchschnitt des Vorhandenen. 
Für die Krankenhäuser mit einer über¬ 
durchschnittlichen Personalausstattung 
wird sogar der Anreiz gesetzt, Personal 
abzubauen, bis sie gerade oberhalb der 



Axel Hopfmann ist Pressesprecher 
des „Hamburger Bündnis für mehr 
Personal im Krankenhaus“. 


markierten Linie, d.h. den 25 Prozent 
schlimmsten Krankenhäusern, landen. 
Mit der moderaten Anhebung gleicht 
sich das vielleicht mal eben aus, so dass 
unterm Strich eine Null rauskommt. 
Dafür der ganze Aufwand? Es kann 
sich eigentlich nur um eine Nebelker¬ 
ze handeln, um die Bündnisse für mehr 
Krankenhauspersonal zu irritieren. 
Jens Spahn scheint nach dem Motto zu 
handeln: Es muss sich etwas ändern, 
damit alles so bleiben kann, wie es ist. 

UZ: Die Fraktionsvorsitzenden im 
Hamburger Senat und die gesundheits¬ 
politischen Sprecherinnen von SPD und 
Grünen haben das „Hamburger Bünd¬ 
nis für mehr Personal im Krankenhaus “ 
zu Gesprächen eingeladen. Welche Er¬ 
wartungen verbindet ihr mit dieser Ein¬ 
ladung? 

Axel Hopfmann: Gegenüber der At¬ 
mosphäre bei der offiziellen Anhörung 
im Gesundheitsausschuss der Hambur¬ 
ger Bürgerschaft ist das ein weiterer 
Fortschritt. Im Gesundheitsausschuss 
schlug uns noch kompromisslose Ab¬ 
lehnung von Rot-Grün entgegen. Die 
geplanten Gespräche sollen dazu die¬ 
nen, mögliche Annäherungen auszu¬ 
loten. Das klingt schon mal ganz an¬ 
ders. Wir werden gut vorbereitet in 


diese Gespräche gehen und sie offen 
führen. Was allerdings schwer mit dem 
Gesprächsangebot zu vereinbaren ist, 
ist die ständige Drohung mit dem Ver¬ 
fassungsgericht. Der rot-grüne Senat 
behauptet zwar immer, dass er da gar 
nicht anders könne, aber das ist schein¬ 
heilig. Auch wir haben unseren Gesetz¬ 
entwurf vorher juristisch prüfen lassen, 
mit dem Ergebnis, dass er durchaus ver¬ 
fassungskonform ist. 

Wenn während der Gespräche eine 
Klage gegen uns eingereicht wird, ist 
das im Grunde so etwas wie ein Ab¬ 
bruch der Verhandlungen. 

Inhaltlich gibt es für uns natürlich 
auch eine „rote Linie“: Personalun¬ 
tergrenzen unabhängig von einer Be¬ 
darfsermittlung wird es mit uns nicht 
geben. Dabei muss es um den tatsäch¬ 
lichen Bedarf der Patientinnen gehen 
und nicht bloß darum, Schäden zu be¬ 
grenzen. 

UZ: Wie macht das Hamburger Bünd¬ 
nis nun weiter in der Auseinanderset¬ 
zung für mehr Krankenhauspersonal? 

Axel Hopfmann: Das hängt weitge¬ 
hend vom rot-grünen Senat und den 
ihn tragenden Teilen der Hamburger 
Bürgerschaft ab. Sie könnten unseren 
Gesetzentwurf sofort beschließen. Wir 
sind aber auch gespannt darauf, welche 
Kompromisse uns angeboten werden. 
Wenn wir die im Interesse von Per¬ 
sonal und Patientinnen für vertretbar 
halten, können wir uns einigen und die 
Bürgerschaft kann ein entsprechendes 
Gesetz verabschieden. Daran würden 
wir gegebenenfalls dann konstruktiv 
mitarbeiten. 

Wenn aber Senat und Bürgerschaft 
kein akzeptables Angebot machen, 
dann werden wir die nächste Pha¬ 
se einleiten, das Volksbegehren und 
schließlich die Volksabstimmung. Un¬ 
ser Zeitplan ist so, dass die dann zur 
Bürgerschaftswahl 2020 stattfinden 
würde, falls ein Verfahren vor dem 
Verfassungsgericht das nicht verzögert. 
Aber wie es auch kommt: Das Thema 
wird im Wahlkampf eine Rolle spielen. 
Und wenn der Senat sich kompromiss¬ 
los zeigt und auf juristischem Weg ver¬ 
sucht, die Volksabstimmung zu verhin¬ 
dern, wird er in dem Wahlkampf keine 
gute Figur machen. 

UZ: Was würdet ihr unseren Lesern 
noch mit auf den Weg geben? 

Axel Hopfmann: Wir sind Teil einer 
bundesweiten Bewegung. Unterstützt 
die. Bildet Bündnisse überall oder ar¬ 
beitet darin mit, wo es sie gibt. Initi¬ 
iert Volksgesetzgebungen in der gan¬ 
zen Republik, damit niemand mehr 
behaupten kann, dass es nur um „Insel¬ 
lösungen“ gehe. Unterstützt die Streiks 
für entsprechende Tarifverträge oder 
führt sie selber, wo ihr könnt. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 


Ulf Immelt zum „deutschen Job wunder“ 


Sozial ist, was Arbeit schafft? 


Es gibt kaum einen Tag, an dem sich 
die etablierte Politik nicht für ver¬ 
meintlich gute Arbeitsmarktstatisti¬ 
ken feiern lässt. Die dort präsentier¬ 
ten Zahlen scheinen dem alten neoli¬ 
beralen Credo „Sozial ist, was Arbeit 
schafft“ Recht zu geben. Dabei spielt 
die Qualität der Arbeit keine Rolle. 

Es ist den Vertretern unserer ka¬ 
pitalistischen Wirtschaftsordnung 
egal, ob die Arbeit, befristet, un¬ 
terbezahlt und krank machend ist. 
Es gilt das Prinzip: Hauptsache Ar¬ 
beit. Denn die Arbeit ist es schließ¬ 
lich, die deren Profite schafft. Dem 
haben die Gewerkschaften die For¬ 
derung nach „Guter Arbeit“ entge¬ 
gengesetzt. Arbeit, von der man in 
Würde leben kann und gesund die 
Rente erreicht. „Gute Arbeit“ be¬ 
deutet auch Wertschätzung und Re¬ 
spekt und nicht zuletzt Mitbestim¬ 
mung und Demokratie im Betrieb. 

Zwischenzeitlich sprachen auch 
einige sogenannte Experten aus der 
Wissenschaft und Politik von „Gu¬ 
ter Arbeit“. Der DGB hat lieber die 
wirklichen Experten zum Thema 
„Gute Arbeit“ befragt: Die Kollegin¬ 
nen und Kollegen in den Betrieben. 
Ergebnisse dieser Befragungen wa¬ 
ren, dass Arbeitsintensivierung und 
Leistungsverdichtung ständig zuneh¬ 
men. 63 Prozent der Beschäftigten 
machten die Erfahrung, dass sie seit 
Jahren immer mehr in der gleichen 
Zeit leisten müssen. 27 Prozent der 
Lohnabhängigen müssen sehr häu¬ 
fig oder oft auch außerhalb ihrer Ar¬ 
beitszeit für betriebliche Belange er¬ 
reichbar sein. 20 Prozent leisten 10 
und mehr Überstunden pro Woche 
und 49 Prozent sind innerhalb eines 
Jahres wiederholt auch dann zur Ar¬ 


beit gegangen, wenn sie krank wa¬ 
ren. 

Außerdem wurde ein gigantischer 
Niedriglohnsektor zum Markenkern 
des bundesdeutschen Kapitalismus. 
Fast jeder vierte Lohnabhängige ar¬ 
beitet inzwischen darin. Sieben Milli¬ 
onen Menschen müssen ihre Arbeits¬ 
kraft für weniger als 9 Euro pro Stun¬ 
de verkaufen. Die Befürworter dieser 
Politik behaupten gerne, Niedriglohn 
sei ein Einstieg ins Normalarbeitsver¬ 
hältnis. Schaut man sich die Erwerbs¬ 
biographien der Betroffen an, stellt 
man fest, dass diese These genauso 
wenig stimmt wie die zweite Behaup¬ 
tung der Neoliberalen, im Niedrig¬ 
lohnsektor arbeiteten mehrheitlich 
Menschen ohne Berufsausbildung. 

Tatsächlich haben 80 Prozent der 
Betroffenen eine abgeschlossene 
Berufsausbildung oder einen Hoch¬ 
schulabschluss. Mit der Zunahme von 
Niedriglohn und atypischer Beschäf¬ 
tigung gingen gleichzeitig die Nor¬ 
malarbeitsverhältnisse zurück. Dem 
könnten die Vertreter des Neolibera¬ 
lismus entgegenhalten, dass sozialver¬ 
sicherungspflichtige Beschäftigung in 
den letzten Jahren doch zugenommen 
habe. Allerdings unterscheidet der 
Begriff „sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung“ nicht zwischen Tarif¬ 
bindung und Mitbestimmung auf der 
einen Seite und unfreiwillige Teilzeit, 
sachgrundlose Befristung und Leih¬ 
arbeit auf der anderen. Allein letztere 
hat von 326 000 im Jahr 2003 auf über 
eine Million zugenommen. Es bleibt 
dabei: Das „deutsche Jobwunder“ war 
und ist die Verdrängung tarifgebun¬ 
dener und mitbestimmter Normalar¬ 
beitsverhältnisse durch prekäre und 
atypische Beschäftigung. 


Manfred Dietenberger zur Ausbildungsvergütung 


Zum Leben zu wenig 


Am 1. August bzw. am 1. September 
beginnt für alle Azubis in Deutsch¬ 
land das neue Lehrjahr. „Braucht Du 
einen billigen Arbeitsmann, schaff 
Dir einen Lehrling an“, war einer 
der Slogans der Lehrlingsbewegung 
schon vor 50 Jahren. Aus Lehrlingen 
wurden inzwischen Auszubildende 
(Azubis), aber auch heute bekommen 
immer noch viel zu viele Azubis eine 
unzureichende Ausbildungsvergü¬ 
tung, die hinten und vorne nicht zur 
Existenzsicherung reicht. 

Was Lehrlinge derzeit bekommen, 
ist von Branche zu Branche sehr un¬ 
terschiedlich. Im Handwerk ist die 
Spannbreite besonders extrem: So 
verdient ein Auszubildender im Bä¬ 
cker- und Konditor-Handwerk im 
dritten Lehrjahr 550 Euro, der Mau¬ 
rer-Azubi dagegen erhält 1 410 Euro. 
Eine ostdeutsche Friseurin in Ausbil¬ 
dung bekommt im Durchschnitt 269 
Euro brutto. Während der angehen¬ 
de Einzelhändler in Baden-Württem¬ 
berg im ersten Lehrjahr mit 733 Euro 
rechnen kann, sind es in Mecklen¬ 
burg-Vorpommern nur 653 Euro. Fast 
jeder dritte Befragte im Handwerk 
bekommt weniger als 500 Euro net¬ 
to. Und so kommt es alljährlich zur 
Abstimmung mit den Füßen. „Dort, 
wo die Vergütung besonders niedrig 
ist, sind die Abbrecherquoten ext¬ 
rem hoch“, sagt Elke Hannack, stell¬ 
vertretende DGB-Vorsitzende. Bei¬ 
spiel: Im Friseurhandwerk starten pro 
Jahr durchschnittlich etwas mehr als 
10 000 Jugendliche ihre Ausbildung, 
etwa 5 000 Azubis halten bis zur Prü¬ 
fung durch: „Viele steigen aus, da sie 
mit der kargen Vergütung nicht über 
die Runden kommen“, so Hannack. 

Interessanterweise sind gerade 
in den Branchen, in denen die Aus¬ 
bildung am kostenintensivsten ist 
(hauptsächlich in der Industrie) und 
die Auszubildenden noch am wenigs¬ 
ten Profit erwirtschaften, die Ausbil¬ 
dungsvergütungen am höchsten. Das 
ist so, weil dort die Höhe der Ausbil¬ 


dungsvergütung von mitgliederstar¬ 
ken Gewerkschaften erkämpft oder 
ausgehandelt wurden. Die niedrig¬ 
sten Ausbildungsvergütungen gibt es 
in den kleinen, kaum oder gar nicht 
gewerkschaftlich organisierten Be¬ 
trieben. Diese Schwäche darf nicht 
länger zu Lasten der Auszubildenden 
gehen. Deshalb fordert der DGB seit 
Jahren neben dem Mindestlohn auch 
eine Mindestausbildungsvergütung. 

Auf Druck der Gewerkschaften 
vereinbarte die GroKo im Koalitions¬ 
vertrag: „Im Rahmen der Novelle des 
Berufsbildungsgesetzes werden wir 
eine Mindestausbildungsvergütung 
im Berufsbildungsgesetz verankern.“ 
Das Gesetz solle bis zum 1. August 
2019 beschlossen werden und zum 
1. Januar 2020 in Kraft treten. Geht 
es nach dem DGB, betrüge die Min¬ 
destausbildungsvergütung im ersten 
Lehrjahr 635 Euro, im zweiten Jahr 
696 Euro, im dritten 768 Euro und 
im vierten 796 Euro. Mehr als jeder 
dritte Ausbildungsbetrieb müsste sei¬ 
ne Ausbildungsvergütung bei einem 
angenommenen Betrag von 650 Euro 
anpassen. Ein auskömmliches und 
selbstbestimmtes Leben dürfte damit 
allerdings kaum zu bestreiten sein. 

Auszubildende brauchen drin¬ 
gend eine Mindestausbildungsver¬ 
gütung. Sie muss unabhängig von 
Tarifverträgen für alle und überall 
gelten. Ohne Schlupflöcher, ohne 
Ausnahmen. Wie hoch sie sein muss, 
müssen die Azubis einschätzen und 
dann zusammen zuerst in den Ge¬ 
werkschaften und dann gegen Gro¬ 
Ko und Kapital dafür kämpfen. Zur 
Orientierung empfehlen sich folgen¬ 
de Eckpunkte: Die Armutsgefähr¬ 
dungsgrenze beträgt 1 064 Euro, die 
Pfändungsgrenze 1140 Euro, Waren¬ 
korbberechnungen für ein existenzsi¬ 
cherndes Leben kommen auf ein Ein¬ 
kommen zwischen 1 000 und 1 200 
Euro. Die Mindestvergütung muss 
schneller kommen, und sie muss aus¬ 
kömmlich sein. 
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Ein öffentliches Privatgeheimnis 

Bottroper Gericht spricht DKP-Ratsherrn frei - und droht für das nächste Mal 



Freigesprochen, weiter kämpfen: Der DKP-Vorsitzende Patrik Köbele, Michael Gerber, Anwalt Herbert Lederer und DKP- 
Ratsfrau Irmgard Bobrzik (v.l.n.r.) vor dem Amtsgericht Bottrop 


H eute hat die Klassenjustiz nicht 
zugeschlagen“ sagt der DKP- 
Vorsitzende Patrik Köbele, 
nachdem das Amtsgericht Bottrop den 
dortigen DKP-Ratsherrn Michael Ger¬ 
ber freigesprochen hat, „aber sie hat 
die Instrumente gezeigt“ 

Diese Klassenjustiz präsentiert sich 
am Donnerstag vergangener Woche li¬ 
beral. Angeklagt ist Gerber, weil er im 
Herbst 2016 die Bürger seiner Stadt 
darüber informiert hat, dass der Vor¬ 
stand die Erfolgsbeteiligung der Be¬ 
schäftigten von 150 000 auf 100 000 
Euro kürzen wollte. Die beiden Vor¬ 
stände sollten aber weiterhin Boni von 
7 000 bzw. 6 500 Euro bekommen, nur 
die DKP stimmte dagegen. Das hat¬ 
te der Verwaltungsrat, in dem Gerber 
sitzt, in einer nichtöffentlichen Sitzung 
beschlossen - Gerber hat also, so die 
Klage, nach § 203 des Strafgesetzbu¬ 
ches ein „Privatgeheimnis“ verletzt. 
Die Richterin sagt in ihrer Urteilsbe¬ 
gründung, sie verstehe das politische 
Anliegen hinter Gerbers Handeln, sie 
deutet an, dass sie eine Einstellung des 
Verfahrens für sinnvoll hält. Auch der 
Staatsanwalt räumt in seinem Plädoyer 
ein, dass Gerbers „politische Motive“ 
„nachvollziehbar sein mögen“. 

Aber bei allem Respekt, den Rich¬ 
terin und Staatsanwalt für Überzeu¬ 
gungen und freie Meinungsäußerung 
herausstellen: Sie sind sich einig, dass 
Gerber eine Straftat begangen hat. Der 
Staatsanwalt fordert eine Geldstra¬ 
fe von 60 Tagessätzen ä 30 Euro, die 
Richterin spricht ihn nur deshalb frei, 
weil er einem „Verbotsirrtum“ unterle¬ 
gen sei: Er habe nicht gewusst, dass im 
Verwaltungsrat eben nicht nur als vom 
Stadtrat gewählter Vertreter des Rates 
sitzt, sondern als „für den öffentlichen 
Dienst besonders Verpflichteter“, als 
„Amtsträger“. Deshalb verurteilt sie 
ihn nicht, lässt aber keinen Zweifel 
daran, dass er in einem ähnlichen Fall 
in Zukunft mit einer Bestrafung rech¬ 
nen muss. 

Die „Best“, die Bottroper Entsor¬ 
gung und Stadtreinigung, gehört voll¬ 
ständig der Stadt. Als die „Best“ als 


Anstalt des öffentlichen Rechts ge¬ 
gründet und damit aus der Stadtver¬ 
waltung ausgegliedert wurde, haben 
Michael Gerber und die DKP das be¬ 
reits kritisiert: Mit dieser Rechtsform 
werde die öffentliche Kontrolle des 
Unternehmens schwerer, es hande¬ 
le sich um eine „Einschränkung der 
kommunalen Demokratie“, stellt er 
vor Gericht fest. Im Prozess zeigt sich, 
wo diese Schranken der Demokratie 
verlaufen. 

Bevor der „Best“-Vorstand der Be¬ 
legschaft die im Tarifvertrag vorgese¬ 
hene Erfolgsbeteiligung kürzte, hatte 
er mit Schikanen und unangemessenen 
Kontrollen den Personalrat gegen sich 
aufgebracht. So stellt Gerber die Sache 
in seiner Erklärung vor Gericht dar - 
der „Best“-Vorstand war für UZ nicht 
zu erreichen. „Wir haben auf unseren 
Gehaltsstreifen geschaut und gesehen: 


Die Erfolgsbeteiligung ist weniger als 
in den letzten Jahren“, sagt ein „Best“- 
Mitarbeiter, der seinen Namen nicht 
in der Zeitung lesen möchte, gegen¬ 
über UZ. „Und dann liest man in den 
,UZ-Notizen 4 “ - der Zeitung der DKP 
Bottrop -, „dass nur bei den Mitarbei¬ 
tern gekürzt worden ist und nicht bei 
den Vorständen. Bei uns kann man das 
Geld wohl wegnehmen, bei den obers¬ 
ten Etagen bleibt alles gleich. Durch 
die Informationen, die Herr Gerber öf¬ 
fentlich gemacht hat, wussten wir dann, 
warum das so ist - wir haben uns ge¬ 
dacht: Oh, der traut sich was.“ 

Das Geld der Mitarbeiter war ge¬ 
kürzt worden, obwohl die „Best“ Ge¬ 
winne macht. Im Fall Gerber geht es 
darum, wie die Kommune Mitarbei¬ 
ter ihres Unternehmens bezahlt und 
behandelt, wie die öffentliche Da¬ 
seinsvorsorge organisiert ist und wer 


sie kontrolliert. Niedrige Müllgebüh- 
ren und gute Versorgung für die Be¬ 
völkerung, anständige Löhne für die 
Mitarbeiter - dafür setzt sich die DKP 
Bottrop auch mit ihren zwei Mandaten 
im Rat der Stadt ein, deshalb hat Mi¬ 
chael Gerber sich in den „Best“-Ver- 
waltungsrat wählen lassen. Im Prozess 
geht es um die Frage, welche Aufga¬ 
ben und Pflichten er dort hat. Für den 
Staatsanwalt ist klar: Es gehe nur um 
eine „verwaltungstechnische“ Aufgabe, 
im Verwaltungsrat „soll keine Politik 
betrieben werden“. Gerber habe nun 
nicht nur die Bonuszahlungen veröf¬ 
fentlicht - sondern das auch noch 
„politisch instrumentalisiert“, indem 
er dazu sagte, dass nur die DKP gegen 
den Vorschlag des Vorstands war. Für 
den Staatsanwalt ist gerade das ent¬ 
scheidend - die Bezüge der Vorstände 
hat die Stadt später selbst veröffent¬ 


licht, aber das Ergebnis der nichtöf¬ 
fentlichen Abstimmung sei in jedem 
Fall geheim. 

Der Sache nach sind die Informati¬ 
onen, um die es geht, für die Öffentlich¬ 
keit wichtig und politisch. Dem Recht 
nach - so, wie die Richterin die Recht¬ 
sprechung auslegt - sind sie privat: Die 
„Best“ ist ein Unternehmen, ein Un¬ 
ternehmen darf Geschäftsgeheimnisse 
haben. Und Gerber sitzt nach diesem 
Recht im Verwaltungsrat nicht ein¬ 
fach als Ratsherr, als Abgeordneter, 
der den Vorstand kontrolliert. Gerber 
sei durch diesen Sitz ein „Amtsträ¬ 
ger“, ein „für den öffentlichen Dienst 
besonders Verpflichteter“ - schließlich 
sei der Sitz im Verwaltungsrat nicht 
direkt an das Mandat gebunden. Die 
besondere Pflicht heißt, dass Gerber 
sich der Geheimniskrämerei unter¬ 
ordnen muss, sonst macht er sich straf¬ 
bar. „Als Abgeordneter, der in einen 
Verwaltungsrat gewählt wird, begibt 
Gerber sich nicht in ein Dienst- und 
UnterordnungsVerhältnis, sondern er 
ist den Bürgern verpflichtet“, sagt Ger¬ 
bers Verteidiger Herbert Lederer nach 
dem Prozess. „Er versteht sich als Kon¬ 
trolleur der Geschäftsleitung, nicht als 
Knecht. Die Einstufung eines frei ge¬ 
wählten Abgeordneten als Amtsträger 
ist mit meinem Demokratieverständnis 
nicht zu vereinbaren.“ 

Nach der Juristenlogik ist die öf¬ 
fentliche Daseinsvorsorge eine priva¬ 
te Angelegenheit, wenn sie von Un¬ 
ternehmen übernommen wird, die 
Information, die die Bürger der Stadt 
interessiert, ist ein Privatgeheimnis. 
Gerber sagte nach dem Prozess, das 
Urteil „schränkt die künftige Aus¬ 
übung des freien politischen Man¬ 
dats erheblich ein“ - im UZ-Interview 
stellt er aber klar: „Ich lasse mir keinen 
Maulkorb verpassen.“ Ob es bei dem 
Freispruch - und beim liberalen An¬ 
strich der Klassenjustiz - bleibt, wird 
sich zeigen: Die Staatsanwaltschaft 
Essen hat Berufung gegen das Urteil 
eingelegt. 

Olaf Matthes 

Interview mit Michael Gerber: Seite 9 


Verbot der Roten Hilfe? Blinde Kuh vor dem Gesetz 

Bundesinnenministerium macht Stimmung Familiennachzug bricht den Rechtsstaat 


Die linke Solidaritätsorganisation Rote 
Hilfe e.V. (RH) steht aktuell nicht 
schlecht da. Über 300 Neumitglieder 
konnte die Vereinigung allein im letz¬ 
ten Jahr für sich gewinnen, so dass die 
Anzahl der Mitglieder mittlerweile auf 
insgesamt 8 300 Personen angestiegen 
ist. Das Bundesinnenministerium und 
das Bundesamt für Verfassungsschutz 
beobachten die stetig steigenden Mit¬ 
gliederzahlen mit Argwohn und schlie¬ 
ßen ein Verbot der Roten Hilfe nicht 
mehr aus. Das geht auch aus der Ant¬ 
wort der Bundesregierung auf eine 
parlamentarische Anfrage der Links¬ 
partei-Bundestagsabgeordneten Ulla 
Jelpke hervor. 

„Geht es um die Rote Hilfe, dann 
sieht die Bundesregierung Rot. Es ist 
ihr wohl unheimlich, dass sich zuneh¬ 
mend mehr Menschen dieser Solidari¬ 
tätsvereinigung anschließen. Das aller¬ 
dings haben die Regierenden sich auch 
selbst zuzuschreiben“, stellte Jelpke in 
der letzten Woche klar. Denn es sei 
die konkrete Erfahrung mit staatlicher 
Repression gegen soziale Bewegungen, 
gegen die Friedensbewegung und die 
Antifa sowie linke Migrantenverbände, 
die immer mehr Aktivistinnen und Ak¬ 
tivisten die Notwendigkeit einer strö- 
mungsübergreifenden Schutzvereini¬ 
gung deutlich machten, so die Innenpo¬ 
litische Sprecherin der Linksfraktion. 

Wie die Bundesregierung auf Jel¬ 
pkes Anfrage bestätigte, war die Rote 
Hilfe regelmäßig Thema von Unter¬ 
redungen zwischen dem sogenannten 
Verfassungsschutz und dem Innen¬ 
ministerium. „Die Bundesregierung 


stört sich daran, dass die Rote Hilfe 
Spendenkonten für von Repression 
Betroffene eingerichtet hat, Gesin¬ 
nungsjustiz und Polizeiwillkür kriti¬ 
siert und zu ihrer,kommunistischen 
Geschichte 4 steht.“ Damit gehe die 
Rote Hilfe über den Bereich einer 
„zulässigen Verfassungskritik“ hinaus 
und wende sich aktiv gegen die beste¬ 
hende Verfassungsordnung, behauptet 
die Bundesregierung, moniert die Ab¬ 
geordnete. 

Erwartungsgemäß sehen die Be¬ 
hörden das anders. „Insbesondere 
bekennt sich die RH ohne jede Ein¬ 
schränkung zu ihrer kommunistischen 
Tradition und bildet bewusst und ge¬ 
wollt ein Sammelbecken für - wenn 
auch nicht ausschließlich - Anhänger 
unterschiedlicher kommunistischer 
und anarchistischer Theorieansätze 
sowie diese Ansätze unterstützende 
Vereinigungen und Personenzusam¬ 
menschlüsse“, betont das Innenminis¬ 
terium. 

Jelpke hingegen ruft dazu auf, 
sich der Roten Hilfe anzuschließen. 
Schließlich würden die Bürgerrechte 
„nicht von der Roten Hilfe demontiert, 
sondern von den Regierenden in Bund 
und Ländern“. 

Bereits vor wenigen Wochen war 
der DKP-Parteivorsitzende Patrik Kö¬ 
bele aus Solidarität der Antirepressi¬ 
onsorganisation beigetreten. Zuvor 
hatte der CDU-Bundestagsabgeord- 
nete Armin Schuster, Obmann seiner 
Partei im Innenausschuss, gefordert, ein 
Verbot der Roten Hilfe zu prüfen. 

Markus Bernhardt 


Die Bundesregierung scheint einmal 
mehr humanistisch über sich hinaus zu 
wachsen: Seit 1. August dürfen Flücht¬ 
linge, die als subsidiär Schutzberechtig¬ 
te in Deutschland leben, ihre engs¬ 
ten Familienangehörigen nachzie¬ 
hen lassen. Das heißt, natürlich nur 
mit Einschränkung und schon gar 
nicht alle. Abendlandswächter wie 
Innenminister Horst Seehofer se¬ 
hen darin den gefährlichen Weg 
geebnet, auf dem bald wieder die 
Hunnen in Europa einfallen. Dabei 
markiert das neue Gesetz auf ganz 
andere Weise eine Grenze zwi¬ 
schen Rechtsstaat und Barbarei. 

Subsidiär Schutzberechtigte ist die 
Bezeichnung für Menschen, die aus 
keinem herkömmlichen Grund Asyl er¬ 
halten, aber wegen ernsthafter Bedro¬ 
hung, wie Todesstrafe oder Folter, nicht 
in ihre Heimatländer abgeschoben wer¬ 
den dürfen. Sie besitzen eine Aufent¬ 
haltserlaubnis mit Anspruch auf Sozial¬ 
leistungen und eingeschränkte Arbeits¬ 
erlaubnis für ein Jahr, die danach um 
jeweils zwei Jahre verlängert werden 
und nach fünf in eine Niederlassungs¬ 
erlaubnis umgewandelt werden kann, 
wenn ausreichende Deutschkenntnis¬ 
se und ein Lebensunterhalt vorhanden 
sind. Vom 1. August 2015 bis 17. März 
2016 durften sie Familienmitglieder wie 
Ehepartner, Eltern oder Kinder aus ih¬ 
ren Herkunftsländern nach Deutsch¬ 
land einreisen lassen. 

Das hatte die Regierungskoalition 
zunächst erlaubt, aber mit dem Gesetz 
zur „Einführung beschleunigter Asyl¬ 
verfahren“, dem sogenannten Asylpa¬ 


ket II, wieder verboten, um die Festung 
Europa nach dem Ansturm von Flücht¬ 
lingen im Sommer 2015 zu sichern. Die 
Regelung sollte zwei Jahre lang gel¬ 


ten und war Anfang des Jahres Streit¬ 
punkt in den Koalitionsverhandlungen 
zwischen CDU/CSU und SPD. Am 15. 
Juni beschloss der Bundestag dann das 
Gesetz über den Familiennachzug für 
subsidiär Schutzberechtigte, das seit 
diesem Monat in Kraft ist. Und wir er¬ 
innern uns, wie die Sozialdemokraten 
den würdelosen Bruch ihrer Absage 
an eine weitere Große Koalition durch 
„beinharte“ Zugeständnisse der Christ¬ 
demokraten rechtfertigte. 

Zu den Verschärfungen des Geset¬ 
zes gehört, dass das Recht auf Fami¬ 
liennachzug nur noch für Mitglieder 
sogenannter Kernfamilien gilt, also 
Ehegatten, Eltern, Minderjährige und 
unverheiratete minderjährige Kinder 
von Geflüchteten. Andere Familienan¬ 
gehörige wie volljährige Kinder, Eltern 
volljähriger Geflüchteter oder auch 
Geschwister bleiben ausgeschlossen. 
Und während man noch dankbar da¬ 
für sein kann, mit Horst Seehofer nicht 


verwandt und schon gar nicht verbrü¬ 
dert zu sein, hebt die Quotierung des 
Familiennachzugs auf 1 000 Personen 
im Monat den Sinn der Regel vollstän¬ 
dig auf. Das zeigt die nackte Zahl 
von 34 000 Anträgen, die den deut¬ 
schen Auslandsvertretungen dage¬ 
gen bereits vorliegen. 

Nach welchen Kriterien wird 
bei ihnen entschieden, ob zum 
Beispiel eine Kindeswohlgefähr¬ 
dung vorliegt, wenn die Anzahl 
der möglichen positiven Beschei¬ 
de von vornherein feststeht? Die 
neuen Kreuzfahrer des christlichen 
Abendlandes werden nicht davon 
ablassen, ihre menschenverachtende 
Sicht auf den Rest der Welt mit der 
großen Überlegenheit des westeuro¬ 
päischen Rechtsstaates zu begründen. 
Eines seiner elementaren Prinzipien 
lautet aber: „Alle Menschen sind vor 
dem Gesetz gleich“, wie Artikel 3 des 
Grundgesetzes besagt. Dagegen ver¬ 
stößt eine Quotierung, die das Recht 
auf Schutz der Familie willkürlichen 
Entscheidungen überlässt. 

Aber gerade in seiner Fähigkeit, ge¬ 
gen das allgemeine Gesetz das einzel¬ 
ne Leben zu schenken, zeigt sich die 
wahre Macht des Cäsarentums. Nur, 
die Besucher des Kolosseum in Rom 
glaubten wenigstens nicht mehr daran, 
in einer Republik zu leben. Wir werden 
sicherlich bald wieder die kümmerli¬ 
chen Reste Menschlichkeit dieses Ge¬ 
setzes verteidigen gegen den Vorwurf, 
ein Auswurf des Gutmenschentums der 
Merkel-Regierung zu sein. 

Roman Stelzig 



So einfach könnte es gehen. Quelle: bamf 
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Diversifizieren und von der DDR lernen 

Die Hitzewelle hält an, die Ernteausfälle steigen weiter 

Die UZ sprach mit Johanna Scheringer-Wright, Agrarpolitische Sprecherin der 
Linkspartei-Fraktion im Thüringischen Landtag. 



Es gibt auch Gewinner der Hitzewelle, wie zum Beispiel Spargel in Thüringen. 


UZ: Seit mehreren Wochen hält die Hit¬ 
zewelle an mit katastrophalen Folgen 
für die Bauern. Wie sieht das bei dir in 
Thüringen aus? 

Johanna Scheringer-Wright: In Thü¬ 
ringen ist die Hitzewelle extrem. Es 
gibt aber unterschiedliche Regionen 
mit unterschiedlichen Niederschlags¬ 
mengen, so dass es nicht einheitlich 
schlecht ist. In Nord- und Nordwest¬ 
thüringen sind vor allem die Weiden 
betroffen und es gibt zu wenig Futter. 
In vielen Gegenden sind die Weizener¬ 
träge niedriger als in den Vorjahren, 
wobei man sagen muss, das Thüringen 
eigentlich eine sehr gute Ertragslage 
hat. Es gibt Betriebe, die sehr unter¬ 
schiedliche Kulturen anbauen. Die Be¬ 
triebe können Glück haben, wenn sie 
zum Beispiel Spargel angebaut haben, 
der eine sehr gute Ernte erbracht hat. 
Man kann es nicht über einen Kamm 
scheren. 

UZ: Verschiedene Bauernverbände 
warnen vor großen Ernteausfällen und 
malen ein sehr drastisches Bild. Würdest 
du das nicht teilen? 

Johanna Scheringer-Wright: Ich weiß, 
dass Joachim Rukwied, der Präsident 
des Deutschen Bauernverbandes, for¬ 
dert, die Bauern bräuchten eine Milli¬ 
arde Euro Soforthilfe. Das teile ich so 
nicht. Erstens denke ich, dass die Da¬ 
ten noch nicht ausgewertet sind und 
die Ernteergebnisse ganz unterschied¬ 
lich sind. Danach muss denen geholfen 
werden, die besonders schlimm betrof¬ 
fen sind. Zweitens bin ich skeptisch, 
jetzt ein großangelegtes „Dürrehilfe¬ 
programm“ zu machen. Es ist nicht erst 
seit gestern bekannt, dass die Erderhit¬ 
zung voranschreitet und auch die Bau¬ 
ern sich anpassen und durch besondere 
Maßnahmen den Klimawandel abmil¬ 
dern müssen. 

UZ: Wie könnten solche Maßnahmen 
aussehen? 


Johanna Scheringer-Wright: In der 

Landwirtschaft müssen die Betriebe 
diversifizieren, also sich breiter auf¬ 
stellen. Der Spargel - wie erwähnt - hat 
eine gute Ernte eingefahren, wenn aber 
Betriebe nur Weizen anbauen und in 
einem Gebiet mit wenig Niederschlag 
liegen, dann haben diese natürlich Ein¬ 
kommensverluste. Deswegen diversifi¬ 
zieren und aus den Erfahrungen der 
DDR-Landwirtschaft lernen. Es gab 
eine gute Struktur für Bewässerung, 
die Böden waren gut melioriert und es 
gab sehr viele Wasserspeicher, die an¬ 
gelegt wurden, um in Dürrejahren be¬ 
wässern zu können. Die Unterhaltung 
dieser Wasserspeicher wurde von vie¬ 
len Betrieben und Kommunen nach 
der Wende abgelehnt, weil sie sagten, 
es sei nicht klar, wem der Wasserspei¬ 
cher gehöre und wer jetzt in der Ver¬ 
antwortung stehe. Das ist natürlich fa¬ 
tal, weil es heute deshalb viel weniger 
Möglichkeiten der Bewässerung gibt. 
Ich habe als Agrarpolitische Spreche¬ 
rin der Linken schon lange gefordert, 
dass die Wasserspeicher wieder in Ord¬ 
nung gebracht werden. Die Thüringer 
Fernwasserversorgung hat jetzt ange¬ 
kündigt, sie werden diese „herrenlo¬ 
sen“ Wasserspeicher übernehmen und 
fit machen. Das ist eine gute Ansage. 



Dr. Johanna Scheringer-Wright, MdL 


Ähnlich ist es im Obstbau. In DDR- 
Zeiten war der Obstbau sehr gut be¬ 
wässert, auch da sind Infrastrukturen 
zusammengebrochen und jetzt muss 
dringend renoviert und wieder aufge¬ 
baut werden. 

UZ: Können das alles die einzelnen 
Bauern stemmen? Es gibt keine großen 
LPGs mehr, die so was könnten. 

Johanna Scheringer-Wright: In Thü¬ 
ringen sind nach der Wende nicht alle 
Strukturen vollständig zerschlagen wor¬ 
den. Das ist ein Glück, denn die Land¬ 
wirtschaft war der Wirtschaftsbereich, 
in dem die DDR-Strukturen noch am 
besten ins kapitalistische System über¬ 
führt worden sind. Ich bin der Auffas¬ 
sung, dass diese Betriebe, die oft Agrar¬ 
genossenschaften sind, solche Investiti¬ 
onen stemmen können und zusätzlich 
gibt es für solche Maßnahmen auch das 
Agrar-Investitionsförderprogramm. 

Gut meliorierte Flächen müssen 
erhalten bleiben und dürfen nicht zu 
Bauland umgewidmet werden, wie zum 
Beispiel in Erfurt, wo ein Parkhaus für 
die Universität auf bestem Ackerland 


gebaut werden sollte. Das haben wir 
aber verhindert. 

UZ: Länder, Bund und EU streiten sich, 
wer zahlen soll. Was sind die Vorschläge 
der Partei „Die Linke“ dazu? 

Johanna Scheringer-Wright: Eine gute 
Frage, wer das bezahlen soll. Grundsätz¬ 
lich gilt ja im derzeitigen System, Gewin¬ 
ne werden privatisiert und Kosten wer¬ 
den sozialisiert. Das gilt auch im Bereich 
„Dürrehilfe“. So können wir nicht weiter¬ 
machen. Ich war am letzten Wochenen¬ 
de auf dem „Klima-Camp“ im Leipziger 
Land, weil da immer weiter der Kohleab¬ 
bau betrieben wird. Ein ganzes Dorf soll 
weggebaggert werden. Das ist der fal¬ 
sche Weg. Die Aktionäre verdienen mit 
der Kohle einen Haufen Kohle, heizen 
durch ihre Betriebe die Erderwärmung 
noch stärker an, verursachen Dürreschä¬ 
den ohne Ende, und die Allgemeinheit 
soll dafür dann aufkommen. Das geht gar 
nicht, deswegen sage ich, man muss raus 
aus der Kohle und die Energiekonzerne 
enteignen und umstellen. 

Das Gespräch führte Christoph Hentschel 


„Erhebliche Zweifel“ 

Bombenanschlag wird vor dem BGH neu aufgerollt 


Grundlage für Mord und Terror 

Neonazis sammeln 35 000 Namen auf Feindesliste 



Das Denkmal in Solingen erinnert an Gürsün Ince, Hatice Gene, Gülüstan Öztürk, 
Hülya Gene, Saime Gene. 


Die Chancen, dass der Bombenan¬ 
schlag auf den S-Bahnhof Düssel¬ 
dorf am 27. Juli 2000 tatsächlich noch 
aufgeklärt wird, stehen nicht gut. Am 
31. Juli wurde der angeklagte Neonazi 
Ralf S. freigesprochen (UZ berichte¬ 
te). Damals wurden zehn Menschen 
teils schwer verletzt, eine Frau verlor 
ihr ungeborenes Kind. 

Das Landgericht Düsseldorf habe 
„erhebliche Zweifel an der Täter¬ 
schaft des Angeklagten“, begründete 
der Vorsitzende Richter Rainer Drees 
seinen Urteilsspruch. Die Staatsan¬ 
waltschaft hatte zuvor eine lebenslan¬ 
ge Haftstrafe für den extremen Rech¬ 
ten gefordert und kündigte noch am 
Tag der Urteilsverkündung an, Revi¬ 
sion gegen das Urteil vor dem Bun¬ 
desgerichtshof (BGH) einzulegen. 

Auch bei Antifaschisten sorgte 
der Urteilsspruch für Unverständnis. 
„Besonders kritikwürdig finden wir, 
dass im Prozess deutlich wurde, dass 
der Täter auch aufgrund gravierender 
Ermittlungsfehler der zuständigen 
Behörden kurz nach dem Anschlag 
nicht ermittelt werden konnte“, kriti¬ 
sierte Johannes Gleitz von der Opfer¬ 
beratung Rheinland 

Zur Erinnerung: Bereits einen Tag 
nach dem Anschlag hatte der damals 
noch existente Koordinierungskreis 
antifaschistischer Gruppen (Antifa 
Kok) in einer Pressemitteilung auf 
eine mögliche Täterschaft von Ralf 
S., der in Tatortnähe ein „Survival 
Security & Outdoor“-Geschäft be¬ 
trieb, aufmerksam gemacht. S. soll 
sich zudem gegenüber einem Mitge¬ 


fangenem zu dem Anschlag bekannt 
haben, als er 2014 in Castrop-Rauxel 
eine Ersatzfreiheitsstrafe absaß. Das 
Gericht schenkte der Aussage seines 
damaligen Mitgefangenen jedoch kei¬ 
nen Glauben. 

Kai Rudolph, Sprecher der anti¬ 
faschistischen Gruppen in Düssel¬ 
dorf, warf den Ermittlungsbehörden 
vor, „nach dem Anschlag in entschei¬ 
denden Punkten versagt“ zu haben. 
„Es kann nur als Beschönigung und 
zugleich unkluge Lüge bezeichnet 
werden, wenn polizeilicherseits seit 
der Festnahme von S. 2017 behaup¬ 
tet wird, dass man diesen die gesamte 
Zeit über - also von Ende Juli 2000 
bis heute - für den Täter gehalten 
habe, es aber leider an den nötigen 
Beweisen gefehlt hätte. Wäre dem 
tatsächlich so gewesen, hätte man 
ihn dann über zwölf Jahre lang aus 
den Augen gelassen und damit die 
Chance zur Tataufklärung ungenutzt 
gelassen?“ 

Inge Höger, Landessprecherin der 
NRW-Linkspartei, sagt: „Unklar ist in 
diesem Zusammenhang auch immer 
noch die Rolle der Polizei und vor al¬ 
lem die des hiesigen Landesamtes für 
Verfassungsschutz. Bis heute ist nicht 
bekannt, welche genauen Erkenntnis¬ 
se der Inlandsgeheimdienst bezüglich 
der von Neonazis begangenen Mor¬ 
de, Anschläge und Gewalttaten hat¬ 
te. Ebenfalls ist unbekannt, ob und 
wenn j a in welchem Ausmaß V-Leute 
an den Straftaten oder deren Organi¬ 
sation beteiligt waren“. 

Markus Bernhardt 


Wie aufgrund einer parlamentarischen 
Anfrage der Linkspartei-Bundestags¬ 
abgeordneten Martina Renner bekannt 
wurde, haben Neofaschisten in über 
35 000 Fällen Datensätze von Politike¬ 
rinnen und Politikern und Antifaschisten 
gesammelt. Renner hatte die Bundesre¬ 
gierung gefragt, wie viele Menschen auf 
sogenannten Feindeslisten von Neonazis 
standen und ob die Betroffenen darü¬ 
ber informiert wurden. „Das Ergebnis 
ist höchst besorgniserregend“, erklärt die 
Sprecherin für antifaschistische Politik 
der Linksfraktion im Bundestag. „Seit 
dem Jahr 2011, in dem der NSU-Rechts- 
terror aufflog, wurden bei Rechtsterro¬ 
risten und weiteren Rechtsextremisten 
mehrere Listen mit insgesamt 35 000 
Namen und Adressen beschlagnahmt 
und gerade einmal drei Betroffene von 
den Bundesbehörden informiert.“ 

Mit der Begründung, eine Mitteilung 
an die betroffenen Nazigegner, dass sie 
sich auf den Listen befänden, sei Sache 
der Polizeibehörden der Länder, wies 


die Bundesregierung jegliche Verant¬ 
wortung für die in Zehntausenden Fäl¬ 
len nicht erfolgte Information von sich. 

„Die Bundesregierung ignoriert 
schlichtweg die rechtsterroristische Ge¬ 
fahr“, lautet Renners Fazit. Anders sei 
es nicht zu erklären, dass das Bundes¬ 
kriminalamt von mehreren zehntausend 
Betroffenen nicht mal eine Handvoll in¬ 
formiert hat und sich sonst zu dieser Be¬ 
drohung ausschweigt. Auch eine zentrale 
Erfassung solcher Feindeslisten sei we¬ 
der gängige Praxis noch in Planung. „Hier 
sind die Sicherheitsbehörden am Zug, die 
Menschen endlich zuverlässig zu warnen. 
Man stelle sich vor, auf solch einer Liste 
zu stehen und im Unklaren gelassen zu 
werden“, forderte Renner. Für Personen¬ 
kreise und Zusammenschlüsse, die sich in 
der Vergangenheit gegen Neofaschismus 
und Rassismus engagierten, könnte es 
unterdessen eine Möglichkeit sein, eine 
Anfrage an das zuständige Landeskrimi¬ 
nalamt zu stellen, ob man sich auf den 
Feindeslisten der Nazis befinde. bern 


Pfeifen im Walde 

CSU-Chef Hort Seehofer versucht 
derzeit die Situation seiner Partei 
vor den Landtagswahlen schön zu re¬ 
den. Er setzt nach wie vor - wie er im 
ARD-Sommerinterview betonte - 
auf die absolute Mehrheit. Auch ak¬ 
tuellen Umfragen zufolge drohen der 
CSU bei der bayerischen Landtags¬ 
wahl aber herbe Verluste, sie wird 
sich danach wohl einen Koalitions¬ 
partner suchen müssen. 2008 verlor 
die CSU schon einmal die absolute 
Mehrheit und koalierte mit der FDP. 

Und auch Bayerns Ministerprä¬ 
sident Markus Söder (CSU) erhält 
wenig Zustimmung. Laut einer For- 
sa-Studie für das RTL/n-tv-Trend- 
barometer hat er von allen Regie¬ 
rungschefs der Flächenländer in 
der Bundesrepublik die schlech¬ 
testen Zufriedenheitswerte. 64 Pro¬ 
zent aller befragten Bayern sind mit 
Söders Arbeit unzufrieden. 

Allgemeine Dienstpflicht 

Aus der Union kommt nicht nur 
der Vorschlag, die Wehrpflicht 
für junge Männer und Frauen ab 
18 (wieder) einzuführen, sondern 
auch der allgemeinen Dienst¬ 
pflicht für junge Leute. Letzteres 
wird selbst in den Unionspartei¬ 
en kritisch gesehen: Der CDU- 
Bundestagsabgeordnete Roderich 
Kiesewetter erklärte im Gespräch 
mit der „Stuttgarter Zeitung“ und 
den „Stuttgarter Nachrichten“, 
dass ein verpflichtender Gesell¬ 
schaftsdienst Arbeitsplätze be¬ 
drohen könne. Karl-Theodor zu 
Guttenberg (CSU) warnte vor 
„exorbitanten Kosten“. Auch der 
nordrhein-westfälische Sozialmi¬ 
nister Karl-Josef Laumann (CSU) 
lehnt eine allgemeine Dienstpflicht 
ab. Er wolle später nicht von je¬ 
mandem gepflegt werden, der vom 
Staat dazu gezwungen worden sei. 
Zudem sehe er juristische Proble¬ 
me. Er sprach sich dafür aus, statt- 
dessen das freiwillige soziale Jahr 
zu stärken. 

Sachsens Ministerpräsident Mi¬ 
chael Kretschmer meint dagegen, 
eine allgemeine Dienstpflicht kön¬ 
ne dazu beitragen, sowohl die He¬ 
rausforderungen im sozialen Be¬ 
reich als auch bei der Verteidigung 
besser zu bewältigen. Er schlägt 
eine - nicht bindende - Volksbe¬ 
fragung vor. 

Unterstützer gesucht 

Am 4. September soll es den Start¬ 
schuss für die neue Bewegung von 
Sahra Wagenknecht und Oskar 
Lafontaine geben. Auf der neuen 
Webseite der Sammlungsbewe¬ 
gung („www.aufstehen.de“) wird 
aber schon seit dem Wochenende 
fleißig um Unterstützerinnen und 
Unterstützer geworben. Weiter¬ 
gehende inhaltliche Aussagen fin¬ 
det man dort jedoch noch nicht. 
Man will ein „unkonventionelles“ 
Angebot machen und die Kräfte 
„links der Mitte“ stärken. Gewor¬ 
ben wird nicht für eine neue Par¬ 
tei. Trotzdem gibt es nach wie vor 
Kritik aus der Linkspartei an die¬ 
sem Projekt, wird befürchtet, dass 
es zur Spaltung beiträgt. Der Stell¬ 
vertretende Vorsitzende der Bun¬ 
destagsfraktion, Klaus Ernst, ging 
am vorigen Wochenende auf Dis¬ 
tanz. Er sehe weder in der Linken 
noch in den anderen Parteien eine 
Unterstützung dieses Weges. 

Die Idee sei gut, der Zeitpunkt 
richtig gewählt, erklären dagegen 
andere. „Das Bedürfnis nach tief 
greifender Veränderung ist rie¬ 
sig“, schrieben der SPD-Bundes- 
tagsabgeordnete Marco Bülow, 
die Abgeordnete Sevim Dagde- 
len („Die Linke“) sowie die Grü- 
nen-Politikerin Antje Vollmer in 
einem Gastbeitrag im „Spiegel“. 
Eine neue linke Sammlungsbewe¬ 
gung hätte einen „Anlass, ein Mo- 
mentum, auch einen Erwartungs¬ 
und Hoffnungshorizont“. Aus der 
SPD-Führung und dem Vorstand 
der Grünen kommt dagegen deut¬ 
liche Ablehnung. 

Siehe Kommentar Seite 9 










6 Freitag, 10. August 2018 


Internationale Politik 


unsere zeit m 


Demonstration für FSLN 

Tausende Menschen haben am ver¬ 
gangenen Samstag in Nicaraguas 
Hauptstadt Managua an einem 
„Marsch für Frieden und Recht“ 
teilgenommen. Zahlreiche Stra¬ 
ßenzüge wurden von rot-schwarzen 
Fahnen der regierenden Sandinisti- 
schen Nationalen Befreiungsfront 
(FSLN) geprägt. Die Demonstran¬ 
ten wandten sich gegen „die aus¬ 
ländische Einmischung“ in innere 
Angelegenheiten ihres Landes und 
forderten die juristische Verfolgung 
von Gewalttätern. 

Proteste in Tel Aviv 

Zehntausende Israelis haben am 
vergangenen Samstag in Tel Aviv ge¬ 
gen das neue „Nationalitätsgesetz“ 
Israels protestiert. Das im Juli verab¬ 
schiedete Gesetz wird von Minder¬ 
heiten, aber auch vielen jüdischen Is¬ 
raelis, als diskriminierend kritisiert. 
Tamir Pardo, früherer Chef des is¬ 
raelischen Auslandsgeheimdienstes 
Mossad, bezeichnete die Verabschie¬ 
dung des Gesetzes als „Ungerechtig¬ 
keit gegenüber 20 Prozent der israe¬ 
lischen Bevölkerung“. 

Solidarität aufgehalten 

Die israelische Marine hat ein So¬ 
lidaritätsschiff aus Europa, die un¬ 
ter schwedischer Flagge fahrende 
„Freedom“ (Freiheit), vor dem Ga¬ 
zastreifen abgefangen. Dies ist das 
zweite Schiff, das innerhalb einer 
Woche vor Erreichen Gazas aufge¬ 
halten wurde. 

PCB verlässt Europäische 
Linkspartei 

Die Kommunistische Partei Belgi¬ 
ens (bisher KP Brüssel/Wallonien) 
hat auf ihrem Parteitag am 30. Juni 
mit einer Mehrheit von 83 Prozent 
ihren Austritt aus der Europäi¬ 
schen Linkspartei (ELP) beschlos¬ 
sen. „Wir sind der Meinung, dass 
die ELP für die Politik das ist, was 
der EGB für die Gewerkschafts¬ 
bewegung ist, d.h. Organisationen, 
die der Europäischen Union un¬ 
terworfen sind, die seit ihrer Grün¬ 
dung eine kapitalistische Organisa¬ 
tion geblieben ist, die nicht von in¬ 
nen reformiert werden kann“, hieß 
es in dem Antrag. 

Wahlen in Simbabwe 

Laut Wahlkommission hat in Sim¬ 
babwe die regierende Partei Af- 
rican National Union - Patriotic 
Front (ZANU-PF) die Parlaments¬ 
wahlen mit einer klaren Zweidrit¬ 
telmehrheit gewonnen. Präsident 
Emmerson Mnangagwa wurde mit 
50, 8 Prozent der Stimmen im Amt 
bestätigt, auf den Oppositionskan¬ 
didaten Nelson Chamisa entfielen 
44,3 Prozent. 

Der Verkündung des Wahler¬ 
gebnisses am Mittwoch vergange¬ 
ner Woche folgten blutige Ausein¬ 
andersetzungen zwischen Militär 
und Demonstranten, sechs Men¬ 
schen starben. Die Opposition er¬ 
kennt das Wahlergebnis nicht an 
und spricht von Betrug und Wahl¬ 
fälschung. Chamisas „Bewegung für 
Demokratischen Wandel“ (MDC) 
hatte zu Protesten gegen das Wahl¬ 
ergebnis aufgerufen. 

Gedenken in Hiroshima 

Mit einer Schweigeminute und ei¬ 
nem Appell zur atomaren Abrüs¬ 
tung haben Tausende Menschen 
in Hiroshima des Abwurfs der 
US-amerikanischen Atombombe 
auf die japanische Großstadt vor 
73 Jahren gedacht. Die Schweige¬ 
minute begann um 8.15 Uhr Orts¬ 
zeit - zu diesem Zeitpunkt hatte der 
US-amerikanische Bomber „Enola 
Gay“ die erste im Krieg eingesetz¬ 
te Atombombe abgeworfen. Zehn¬ 
tausende Bewohner waren sofort 
tot, bis Ende des Jahres 1945 star¬ 
ben schätzungsweise 140 000 Men¬ 
schen. Hiroshimas Bürgermeister 
Kazumi Matsui rief sein Land ges¬ 
tern dazu auf, eine führende Rolle 
im internationalen Bemühen einzu¬ 
nehmen, „durch Dialog und Koope¬ 
ration“ eine Welt ohne Atomwaffen 
zu schaffen. 


Terror in Caracas 


Mordanschlag auf den Präsidenten Venezuelas 


A uf Venezuelas Präsidenten Nico¬ 
las Maduro wurde am vergange¬ 
nen Samstag während der Feier¬ 
lichkeiten zum 81. Gründungstag der Na¬ 
tionalgarde ein Anschlag verübt. Zwei 
mit C4-Sprengstoff bestückte Drohnen 
explodierten kurz hintereinander, wäh¬ 
rend Maduro bei einer Militärparade 
eine Rede hielt. Das Ereignis wurde live 
im Fernsehen übertragen, nach der zwei¬ 
ten Explosion brach die Übertragung ab. 
Nach offiziellen Angaben wurden sieben 
Menschen bei dem Anschlag verletzt. 

Nur eine Stunde später trat Madu¬ 
ro vor die Kameras und teilte mit, dass 
die direkten Täter gefasst worden seien. 
„Es handelt sich um ein Attentat, durch 
das ich getötet werden sollte, und alles 
deutet auf die äußerste Rechte Venezu¬ 
elas im Bündnis mit der extremen Rech¬ 
ten Kolumbiens hin.“ Konkret machte 
er den scheidenden kolumbianischen 
Präsidenten verantwortlich. „Hinter 
diesem Anschlag steht der Name Juan 
Manuel Santos.“ Die Finanziers des An¬ 
schlags sitzen nach Überzeugung Ma- 
duros in den USA, diese forderte er zur 
Zusammenarbeit bei der Bekämpfung 
des Terrorismus in Venezuela auf. 

Santos und US-Sicherheitsberater 
John Bolton wiesen die Vorwürfe zu¬ 
rück. Bolton brachte ebenfalls ins Spiel, 
dass der Vorfall vom „Maduro-Regime“ 
inszeniert gewesen sein könnte. 

Während sich Medien in den USA 
und der EU schnell auf die Behauptung 
festlegten, der Anschlag habe unter Um¬ 
ständen gar nicht statt gefunden, son¬ 
dern es könne sich um eine Gastankex¬ 
plosion in einem nahe gelegenen Wohn¬ 
haus gehandelt haben, bekannte sich 
eine angeblich venezolanische Gruppe 
zu dem Attentat. Aus dem Exil in Miami 


verbreitete Patricia Poleo, die zur extre¬ 
men Rechten Venezuelas zählt, ein Be¬ 
kennerschreiben der Gruppe „Soldados 
de franela“ (Soldaten im Unterhemd). 

Laut Innenminister Nestor Reverol sind 
sechs Menschen in Zusammenhang mit 
dem Anschlag verhaftet worden. 

Neben den Regierungen von Kuba, 

Nicaragua, El Salvador und Bolivi¬ 
en verurteilten auch der Weltgewerk¬ 
schaftsbund und der Weltbund der De¬ 
mokratischen Jugend den Anschlag und 
erklärten ihre Solidarität mit Maduro. 

Am Montag versammelten sich Tau¬ 
sende Venezolaner vor dem Präsiden¬ 
tenpalast in Caracas, um gegen den An¬ 
schlag zu demonstrieren. 

Melina Deymann 
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Erklärung der Kommunistischen 

Partei Venezuelas zum Anschlag auf Präsident 

Nicoläs Maduro 

Das Politbüro des Zentralkomitees der Kommunistischen 
Partei Venezuelas (PCV) verurteilt den verbrecherischen 
Akt [...] gegen den Präsidenten Nicoläs Maduro Moros und 
die obersten Autoritäten des Staates und der Regierung der 
Bolivarischen Republik Venezuela verübt wurde. 

Dieser Angriff bildet einen Teil der Aktionen der äu¬ 
ßersten, vaterlandslosen Rechten im Dienste des Imperia¬ 
lismus, der seinen Rekolonialisierungsplan durchführt, der 
Aggressionskriege und Plünderungen entfesselt hat, die 
ganze Länder zerstört, verwüstet, aufgelöst und zertrüm¬ 
mert haben, um seine weltweite Hegemonie aufrechtzu¬ 
erhalten, zu erneuern und zu verstärken. 

Dieser Mordversuch ist ein Bestandteil des vielschich¬ 
tigen Angriffs der imperialistischen Mächte und ihrer re¬ 
gionalen und lokalen Partner, um eine von unserem Volk 
rechtmäßig gewählte Regierung mittels politischer, ökono¬ 
mischer, sozialer, militärischer und medialer Aktionen und 
Aggressionen zu stürzen. 


Wir erklären unsere Solidarität mit unserem Landsmann, 
dem Präsidenten, und mit den Militärangehörigen, die bei 
diesem feigen Anschlag verletzt wurden. 

In diesem Zusammenhang wird die PCV weiter auf den 
verschiedenen internationalen Bühnen und Foren die Dro¬ 
hungen und Aggressionen gegen unser Land anprangern. 
Wir bekräftigen unseren Aufruf zur revolutionären Einheit 
der Arbeiter und Bauern, der Kommunen und des Volkes, zur 
größtmöglichen Organisation und Mobilisierung unseres 
Volkes und des Heimatlandes. 

Wir rufen auf, die Bildung der Kontinentalen Antiimperi¬ 
alistischen Front voranzutreiben, die es erlauben wird, Kräf¬ 
te für das Niederringen des Feindes unserer Völker zu sam¬ 
meln, des - vor allen US-amerikanischen - Imperialismus, 
und so den Weg zu bahnen für die Sache der nationalen 
Befreiung und der sozialistischen Perspektive. 

Weiter kämpfen und siegen für die Rechte des arbeiten¬ 
den Volkes und des souveränen Heimatlandes! 

Politbüro des Zentralkomitees der Kommunistischen Partei 
Venezuelas (PCV) 

Caracas, 4. August 2018 


Gegen die Dämonisierung der Opfer 

Breite Konferenz in Beirut debattierte die Palästina-Solidarität 


In Beirut fand Ende Juli das „Arabisch- 
Internationale Gerechtigkeitsforum für 
Palästina“ statt. Es handelt sich dabei 
um eine Konferenz, zu der ein breites 
Spektrum von linken, nationalistischen, 
panarabischen, Befreiungs- und Wider¬ 
standsbewegungen einlädt. 

Teil der Organisatoren ist die zum Fo¬ 
rum gehörende Libanesische Kommunis¬ 
tische Partei (LKP), die international ei¬ 
nige ihrer Bruderparteien um Teilnahme 
gebeten hatte; unter anderen nahm die 
DKP diese Einladung an. Diesen Par¬ 
teien ermöglichte die LKP ein separa¬ 
tes Treffen mit Generalsekretär Hanna 
Gharib, bei dem die Situation im Liba¬ 
non eingeschätzt wurde. Bei der Gerech¬ 
tigkeitskonferenz selbst waren neben 
Organisationen aus dem gesamten ara¬ 
bischen Raum unter anderem Vertreter 
aus Irland, Griechenland und den USA 
anwesend. Aus Palästina kamen die De¬ 
mokratische Front zur Befreiung Palästi¬ 
nas (DFLP), die Volksfront zur Befreiung 
Palästinas (PFLP), Al-Fatah und Hamas. 

Die medial stark beachtete Konfe¬ 
renz versteht sich als Treffen der „Anti- 
Normalisierungs-Kräfte mit Israel“, also 
derjenigen politischen Parteien und Be¬ 
wegungen und des nicht-säkularen, isla¬ 
mischen Spektrums, die sich nicht an die 
Zustände in Palästina gewöhnen und da¬ 
her Israel nicht aus seiner Verantwortung 
für die Situation des palästinensischen 
Volkes entlassen wollen. Dahinter steht 
eine Idee des „Arabisch-Internationalen 
Zentrums für Kommunikation und Soli¬ 
darität“, das seit 2007 diverse Konferen¬ 
zen und Jugendseminare durchgeführt 
hat und dessen Präsident Maan Bashour 
in seiner Begrüßung der etwa 400 Gäste 
den weit gefassten Charakter der Kon¬ 
ferenz betonte. Das Gerechtigkeitsfo¬ 
rum existiert seit 2015 als ein konkretes 
Ergebnis der Bemühungen um eine ge¬ 
meinsame Sprache der unterschiedlichen 
politischen Kräfte, es traf sich einmal in 
Tunis und nun zum dritten Mal in Beirut. 

Neben den vier Themenblöcken 
„Trumps Deal des Jahrhunderts“, „BDS 
(Boykott) gegen Israel und Antinorma¬ 


lisierungsbewegungen“, 
„Unterstützung für die 
Rückkehrmärsche“ und 
„Gefangene des israeli¬ 
schen Apartheidsystems - 
arabische und internatio¬ 
nale Verantwortung und 
Aufgaben“ kam einerseits 
natürlich immer wieder die 
Debatte um das aktuell in der Knesset 
beschlossene „Nationalstaatsgesetz“ auf 
(siehe UZ vom 3. August), andererseits 
gab es große Freude über die Freilas¬ 
sung der jungen palästinensischen Akti¬ 
vistin Ahed Tamimi nach acht Monaten 
israelischer Haft am Morgen der Kon¬ 
ferenz. 

Zahlreiche Diskussionsbeiträge der 
Palästina-Aktivisten beschäftigten sich 
sowohl mit praktischen Fragen der Pa¬ 
lästina-Solidarität als auch mit der in¬ 
ternational gegenüber früheren Zeiten 
schwächeren Unterstützung durch Re¬ 
gierungen. Richard Edward, ein irischer 
Abgeordneter, erklärte den Umstand, 
dass Israel es immer wieder schafft den 



Diskussionsrunde auf dem UZ-Pressefest 
NaherOsten im Fadenkreuz 
Diskussion mit Mitgliedern von Kommunistischen 
Parteien aus Syrien, Iran, Irak, Kurdistan und Palästina. 
Samstag, 8. September, 10.30 Uhr, Bühne 
in der Kunst- und Kulturhalle 


internationalen Widerstand zu neutrali¬ 
sieren, mit dem Narrativ der angeblich 
„gewaltsamen, terroristischen arabi¬ 
schen Welt“ bei gleichzeitiger Dämoni¬ 
sierung der Opfer. Er empfahl die Ver¬ 
wendung des Apartheidsbegriffs, da er 
durch Südafrika bekannt und selbster¬ 
klärend sei, sowie - wenn die Annahme 
des Apartheidstaats richtig ist - einen 
Boykott nicht nur von Produkten aus 
besetzten Gebieten, sondern aus dem 
ganzen Land. Eine erheblich geringere 
Rolle als in Deutschland spielt dabei 
anderenorts die Diskriminierung von 
gerechtfertigter Kritik an der Apart¬ 
heidpolitik der israelischen Regierung 
und weiter Teile der dortigen Gesell¬ 


schaft als „Antisemitis¬ 
mus“. 

Die Abschlusserklä¬ 
rung äußert klare Kritik 
am „Jahrhundertdeal“ als 
gegen die Selbstbestim¬ 
mung gerichtete Gefahr 
für die Region, am Natio¬ 
nalstaatsgesetz Israels und 
an der offenkundigen Apartheidpolitik. 
Es werden Menschenrechte für die Pa¬ 
lästinenser eingefordert und eine Ver¬ 
stärkung der Boykottkampagne gefor¬ 
dert, für die man Mechanismen schaf¬ 
fen will. Die Kriegsverbrechen Israels 
machten einen Normalisierungsprozess 
mit dem Land undenkbar. Die Gültig¬ 
keit der (1991 widerrufenen) UN-Reso- 
lution 3379 vom November 1975 wird 
eingefordert, nach der „der Zionismus 
eine Form von Rassismus und Rassen¬ 
diskriminierung“ ist, und die Konferenz 
spricht sich gegen die Gaza-Blockade 
aus, die zu Lande und zu Wasser durch¬ 
geführt wird. 

Günter Pohl 


Erklärung von Kommunistischen und Arbeiter¬ 
parteien auf Initiative der Palästinensischen 
Volkspartei 

Die Kommunistischen und Arbeiterparteien verurteilen ent¬ 
schieden die Verbrechen, die in den besetzten Gebieten, spe¬ 
ziell im Gaza-Streifen, von der israelischen Armee gegen das 
palästinensische Volk begangen werden. Ein Blutbad ist die 
Folge, kaltblütig wurden unbewaffnete Demonstranten ge¬ 
tötet, Männer, Frauen und Kinder. 

Die aggressive Politik der Trump-Regierung und die Aner¬ 
kennung von Jerusalem als Hauptstadt Israels mitsamt der 
Verlagerung der Botschaft dorthin - trotz und gegen einen 
internationalen Aufschrei - hat die Aggressivität Israels ermu¬ 
tigt, das die illegale Besetzung palästinensischer Territorien 
weiterführt und das palästinensische Volk weiterhin massa¬ 
kriert. Die Regierungen der Länder mit einer äquidistanten 
Haltung, dieTäter und Opfer gleichsetzen, tragen dabei große 
Verantwortung; die Position der Europäischen Union, wonach, 
während ein organisiertes Massaker am palästinensischen 
Volks geschieht, „alle Seiten Zurückhaltung zeigen“ sollen, 
und ihre Aufwertung der Beziehungen zum israelischen Staat 


sind nicht akzeptabel. Einige europäische Linksparteien ha¬ 
ben ebenfalls inakzeptable Positionen der Unterstützung des 
israelischen Besatzungspolitik, wie der letzte Besuch des Frak¬ 
tionsvorsitzenden der deutschen Partei „Die Linke“i und seine 
Pflanzung eines Baums in einer israelischen Siedlung zeigt. 
Während einige andere europäische Länder, die von Parteien 
geführt werden, die Teil der Europäischen Linkspartei sind, 
Beziehungen zu Israel, speziell militärischer Art, entwickeln. 
Die letzte Abstimmung der israelischen Knesset zum Natio¬ 
nalstaatsgesetz ist ein weiterer Schritt zum Apartheidstaat. 

Die Kommunistischen und Arbeiterparteien drücken ihre 
Solidarität und Unterstützung für das palästinensische Volk 
und für seinen gerechten Kampf für seinen eigenen unab¬ 
hängigen und souveränen palästinensischen Staat mit den 
Grenzen von vor dem 4. Juni 1967 aus, mit Ost-Jerusalem als 
seiner Hauptstadt. Wirführen unseren Kampf weiter und ru¬ 
fen die Völker zur Stärkung ihrer Solidarität mit dem Kampf 
des palästinensischen Volkes auf - bis zum Ende der vom 
Weltimperialismus unterstützten israelischen Aggression 
und Besetzung. 

Unterzeichnet von 36 Kommunistischen und Arbeiterparteien 

(Stand 5. August) 
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Angriffe auf die Rechte 
der arbeitenden Jugend 

Pläne der schwarz-blauen Regierung in Österreich gehen weit über 
den 12-Stunden-Tag hinaus 



ffii 


D ie schwarz-blaue Regierung in Österreich hat einen offenen Angriff auf die Arbeiterklasse gestartet. Zwei Wochen 
nach dem Bundeskongress des Östereichischen Gewerkschaftsbunds (ÖGB) wurde nach Initiativ-Antrag von ÖVP 
und FPÖ die Erhöhung der gesetzlich zulässigen Arbeitszeit täglich von zehn auf zwölf und wöchentlich von 48 auf 60 
Stunden beschlossen. Zwei Wochen später demonstrierten in Wien 100 000 Menschen gegen die Gesetzesänderung, vorher 
hatten rund 2 000 Betriebsversammlungen stattgefunden. Die Regierung reagierte darauf, indem sie das Inkrafttreten des 
Gesetzes vom 1. Januar 2019 auf den 1. September dieses Jahres vorzog. Aber das ist nicht der einzige Angriff. 

Die UZ sprach mit Raffael Schöberl, Vorsitzender der Kommunistischen Jugend Österreichs (KJÖ), über die Situation 
in Österreich und Möglichkeiten, die Angriffe der Herrschenden abzuwehren. 


UZ: Ist der 12 -Stunden-Tag das einzige, 
was euch bevor steht? 

Raffael Schöberl: Nein, was auch auf 
der Agenda der Herrschenden steht, 
ist die massive Schwächung der Inte¬ 
ressenvertretungen, also der Gewerk¬ 
schaften und der Arbeiterkammer. Die 
Arbeiterkammer, also die gesetzliche 
Interessenvertretung der Arbeiterinnen 
und Arbeiter in Österreich, indem man 
den Mitgliedsbeitrag, den jeder Be¬ 
schäftigte in Österreich zahlen muss, so 
krass senkt, dass die Arbeiterkammer 
finanziell handlungsunfähig ist. Bei den 
Gewerkschaften greift man vor allem 
die betrieblichen Interessenvertretun¬ 
gen an. Einerseits sollen die Jugendver¬ 
trauensräte, das sind die Interessenver¬ 
tretungen für Lehrlinge und junge Ar¬ 
beiter, vergleichbar mit den deutschen 
Jugend- und Auszubildendenvertre¬ 
tungen, abgeschafft werden. Sie argu¬ 
mentieren damit, dass sie im Gegenzug 
das Mindestwahlalter für das passive 
und aktive Wahlrecht für Betriebsräte 
absenken wollen, aber welcher junge 
Mensch fühlt sich schon von Betriebs¬ 
räten vertreten? Es fehlt dort auch die 
Möglichkeit für junge Menschen, aktiv 
mitzugestalten. Die Jugendvertrauens¬ 
räte sind der Regierung auch deshalb 
ein Dorn im Auge, weil sie natürlich 
die Rekrutierungsbasis für zukünftige 
Betriebsräte sind. Dort lernt man das 
Handwerk, wenn man diese Basis den 
jungen Menschen heute wegnimmt, 
wird man es später leichter haben, weil 
keine Betriebsräte mehr gewählt wer¬ 
den können, die etwas davon verstehen. 
Das sind momentan die beiden Haupt¬ 
angriffspunkte der Regierung. 

UZ: Wie geht ihr als KJÖ damit um? 

Raffael Schöberl: Wir gehen davon aus, 
dass Österreich die gleiche Entwicklung 
wie Britannien unter der Regierung von 
Margret Thatcher nimmt: Massive Pri¬ 
vatisierungen, massive Zerschlagungen 
der Gewerkschaften. Uns muss es erst 
mal darum gehen, dort, wo wir von die¬ 
sen Angriffen der Regierung selbst be¬ 
troffen sind, aktiv zu werden. In Betrieb, 
Schule oder Universität. 

Für den Herbst haben wir eine Kam¬ 
pagne unter dem Titel „Eat the rieh“ ge¬ 
plant, in der es um die Umverteilung 


von Reichtum geht, aber in der wir auch 
darauf hinweisen wollen, dass die Sche¬ 
re zwischen Arm und Reich dem Kapi¬ 
talismus immanent ist und unser Kampf 
deswegen immer auch ein Kampf gegen 
das System sein muss. 

UZ: Könnt ihr sagen welche Branchen 
oder Berufsgruppen bei der Demonstra¬ 
tion der 100 000 eine besonders aktive 
Rolle gespielt haben? 


Raffael Schöberl: Als erstes muss man 
sagen, dass man deutlich gemerkt hat, 
dass es ein anderes Klientel war als 



Raffael Schöberl 


sonst bei Demos, es war mal was an¬ 
deres als das typisch linke Milieu. Der 
ÖGB hatte ja auch Züge und Busse 
gemietet, um aus allen Bundesländern 
Menschen nach Wien zu bringen, in vie¬ 
len Betrieben wurde sehr stark für die 
Demo mobilisiert. 

Besonders hinweisen muss man 
aber auf die Beschäftigten der Sozial¬ 
versicherung, die von einer Zerschla¬ 
gung bedroht sind. Die Allgemeine 
Unfallversicherung soll nach den Plä¬ 
nen der Regierung zerschlagen werden, 
wenn sie innerhalb eines Jahres nicht 
500 Millionen Euro einsparen. Gleich¬ 
zeitig sollen die Gebietskrankenkassen 
in eine Gesundheitskrankenkasse zu¬ 
sammengelegt werden, also von neun 
Trägern insgesamt auf einen einzigen, 
was auch massiv die Beschäftigten der 
Kassen trifft, dort ist kein Arbeitsplatz 
mehr sicher. Auch in dieser Frage hat 
es, wie beim 12-Stunden-Tag, einen 


überfallartigen Initiativantrag der Re¬ 
gierung gegeben, mit dem eine knall¬ 
harte Ausgabenbremse für die Sozial¬ 
versicherungen und Gesundheitsträ¬ 
ger in Österreich festgelegt worden ist. 
Selbst laufende oder geplante Baupro¬ 
jekte können nicht mehr verwirklicht 
oder fertiggestellt werden. Damit hat 
man die Selbstverwaltung der Sozial¬ 
versicherung, die in Österreich verfas¬ 
sungsmäßig verankert ist, faktisch aus¬ 
gehebelt. Daher sind bei den Protesten 
gegen den 12-Stunden-Tag auch viele 
Beschäftigte der Sozialversicherung auf 
die Straße gegangen. 

Wahnsinnig stark haben aber auch 
die Beschäftigten aus den Betrieben 
mit einem hohen gewerkschaftlichen 
Organisationsgrad, wie in der Metall¬ 
oder Baubranche, für die Demonstra¬ 
tion mobilisiert. 

UZ: Wie ist das Gesetz noch aufzuhal¬ 
ten? Was wäre die richtige gewerkschaft¬ 
liche Orientierung? 

Raffael Schöberl: Der Druck auf die 
Gewerkschaftsführung muss steigen. 
Die Frage ist aber tatsächlich, inwie¬ 
weit die Gewerkschaftsbasis die Füh¬ 
rung unter Druck setzen oder selber 
ihre Proteste und Kampfmaßnah¬ 
men organisieren kann. Die österrei¬ 
chische Geschichte zeigt, dass man 
von der Gewerkschaftsführung we¬ 
nig bis gar nichts erwarten kann, des¬ 
halb ist es wichtig, dass man an der 
Basis anfängt, Widerstand zu orga¬ 
nisieren. Dabei müssen wir immer 
die Losung trommeln, dass es einen 
Streik braucht, dass man mit Öffent¬ 
lichkeitsaktionen, Pressekonferenzen 
oder Flashmobs den 12-Stunden-Tag 
nicht verhindern wird. Wir brauchen 
einen Arbeitskampf, um den Druck 
auf die Regierung zu erhöhen. Wir ste¬ 
hen in Österreich vor der historischen 
Aufgabe, die Streiktradition wieder 
zu erwecken. Auch einen Gesamtkol¬ 
lektivvertrag, der kürzere Arbeitszei¬ 
ten festschreibt und damit das Gesetz 
aushebeln würde, wie er manchen in 
der Gewerkschaft nun vorschwebt, 
wird sich nicht ohne Arbeitskampf 
erzwingen lassen. Das wird nicht am 
grünen Tisch der Sozialpartnerschaft 
herbeiverhandelt werden. 

Das Gespräch führte Jan Meier. 


Einheit Syriens erhalten 

Konferenz in Sotschi sucht politische Lösung 


Ende Juli fand in Sotschi erneut eine 
Konferenz statt, um zu einer politischen 
Lösung des Krieges gegen Syrien zu fin¬ 
den. Die Konferenz fand im Rahmen 
des sogenannten „Astana-Prozesses“ 
statt, in dem die Garantiemächte Russ¬ 
land, Iran und Türkei einen Interessen¬ 
ausgleich suchen. An der Konferenz 
nahmen auch Vertreter syrischer Op¬ 
positionsgruppen teil. 

Mittlerweile hat der syrische Staat 
in vielen Gebieten die Kontrolle über 
die Grenzen wieder hergestellt, die 
Dschihadisten sind militärisch weit¬ 
gehend geschlagen. So ging es bei den 
Verhandlungen in Sotschi nicht mehr 
um die Umsetzung von Deeskalations¬ 
zonen und Waffenstillständen, sondern 
um die Wiederherstellung der staatli¬ 
chen Einheit Syriens, die Rückkehr von 
Flüchtlingen und den Wiederaufbau. 

Am ersten Tag der Konferenz dreh¬ 
ten sich die Diskussionen um die Kom¬ 
mission, die die syrische Verfassung 
überarbeiten soll. Sie war ursprünglich 
schon auf einem Kongress im Januar 
2018, ebenfalls in Sotschi, festgelegt 
worden. Jetzt gab es einen erneuten An¬ 
lauf, diese Kommission arbeitsfähig zu 
machen. Vertreter von Regierung und 
Opposition wurden bestimmt, Vertreter 
der syrischen Zivilgesellschaft werden 
ebenfalls an der Arbeit der Kommissi¬ 
on teilnehmen. Zugleich wurde in Ar¬ 
beitsgruppen nach Möglichkeiten ge¬ 
sucht, das Schicksal von Verhafteten, 
Entführten und Vermissten zu klären. 

Das Abschlusskommunique sprach 
davon, die Einheit Syriens müsse er¬ 
halten werden. Die beteiligten Staa¬ 
ten haben hierzu allerdings ganz un¬ 
terschiedliche Ansichten. Im Zentrum 
dieses Konflikts steht die Provinz Id- 
lib. Die Türkei spielt hier eine doppel¬ 
te Rolle. Als Garantiemacht leistet sie 
einen Beitrag zur Stabilisierung Syri¬ 
ens - in Idlib dagegen hat sie wichtige 
Verbündete und versucht immer mehr, 
die Kontrolle über Teile der Provinz zu 


erhalten. Zugleich ist die Provinz Zu¬ 
fluchtsort für Tausende Dschihadisten, 
die aus anderen Gebieten Syriens nach 
Idlib geflohen sind. 

Die syrische Regierung will auf je¬ 
den Fall auch die Kontrolle über die¬ 
se Provinz wiederherstellen. Der Lei¬ 
ter der syrischen Delegation, Baschar 
al-Dschafari, sprach davon, die Dees¬ 
kalationszonen hätten eine befristete 
Dauer und Syrien habe das legitime 
Recht, die Kontrolle über alle Gebiete 
zu übernehmen, die die Türkei besetzt 
habe. Eine große militärische Offensive 
gegen Idlib steht wohl nicht bevor. An¬ 
griffe auf Gebiete, die unter Kontrol¬ 
le der Dschihadisten stehen, sind aber 
durchaus denkbar, zum Beispiel gegen 
die Stadt Jisr Al-Shughour. 

Zum Bedauern des russischen Au¬ 
ßenministeriums nahmen keine Beob¬ 
achter der USA an den Verhandlungen 
in Astana teil. Die Sprecherin Marija 
Sacharowa sagte dazu, die USA wollten 
die Anstrengungen herunerspielen den 
Konflikt zu beenden, über die sie nicht 
selbst die Kontrolle ausübten. Dennoch 
hatte Russland den USA vertraulich 
eine humanitäre Zusammenarbeit an- 
geboten, zum Beispiel, für die Minen¬ 
räumung in Raqqa - ein Vorschlag, der 
von den USA umgehend an die Pres¬ 
se kommuniziert wurde. Der Vorschlag 
selbst wurde in Washington „eisig“ auf¬ 
genommen. 

So wird wohl auch die Aufforde¬ 
rung des Abschlusskommuniques der 
Konferenz, die „Internationale Ge¬ 
meinschaft“ solle einen Beitrag für den 
Wiederaufbau Syriens leisten, wenige 
Widerhall finden. 

Die aktuelle Runde der Verhand¬ 
lungen zeigt eine Stabilisierung der 
Situation in weiten Gebieten Syriens. 
Zum ersten Mal besteht die Möglich¬ 
keit, dass Syrer in relativ großer Zahl 
aus den Flüchtlingslagern im In- und 
Ausland zurückkehren können. 

Manfred Ziegler 


Kampf auf gaben 
bestimmt 

CENA-Camp fand in Wien statt 


Vom 24. bis 28. Juli richtete die Kom¬ 
munistische Jugend Österreichs (KJÖ) 
das Camp der Koordination Europa und 
Nordamerika (CENA) des Weltbundes 
der Demokratischen Jugend (WBDJ) 
aus. Der Austragungsort des Treffens 
hatte in Anbetracht der gerade begon¬ 
nenen EU-Ratspräsidentschaft Ös¬ 
terreichs und der dort gera¬ 
de stattfindenden mas¬ 
siven Angriffe auf 
Arbeiterrechte 
auch eine sym¬ 
bolische Be¬ 
deutung. 

CENA 
beschloss 
bei ihrem 
Treffen eine 
Solidaritäts¬ 
kampagne mit 
Palästina. An¬ 
gesichts der Ver¬ 
legung der US-Bot- 
schaft nach Jerusa¬ 
lem und der damit 
verbunden Anerkennung Jerusalems 
als Hauptstadt Israels durch die USA 
schätzten die Teilnehmer ein, dass Pa¬ 
lästina für den Imperialismus ein neues 
Ziel in der Region ist. Auch die andau¬ 
ernden Angriffe auf Gaza im Kontext 
mit dem Krieg gegen Syrien wiesen in 
diese Richtung. Das imperialistische 
Lager verliere hierbei mehr und mehr 
an Boden und versuche nun, die Regi¬ 
on nicht zur Ruhe kommen zu lassen. 

Die teilnehmenden Jugendverbän¬ 
de aus Moldawien, Russland, Kanada, 
Spanien, Portugal, Zypern, Griechen¬ 
land, Italien, Belgien, Deutschland, 
Dänemark und der Türkei nutzten das 
Treffen nicht nur zu bilateralen Treffen 
zwischen den einzelnen Verbänden, 
sondern tauschten sich auch in drei zen¬ 


tralen Diskussionsrunden aus. Die erste 
widmete sich dem Kampf um die Rech¬ 
te der Jugend, eine zweite Runde stand 
unter der Fragestellung „Der Haupt¬ 
feind steht im eigenen Land - was heißt 
das in unserem Land?“ und eine wei¬ 
tere widmete sich dem „Kampf gegen 
Aufrüstung und Krieg - Kampf 
für den Frieden“. Unter an¬ 
derem diesen Fragen 
widmet sich auch 
das nun wieder 
alle drei Mona¬ 
te erscheinen¬ 
de „CENA 
Bulletin“, das 
die Jugend¬ 
verbände ge¬ 
meinsam her¬ 
ausgeben. Die 
SDAJ ist im ak¬ 
tuellen Heft mit 
einem Beitrag zu 
200 Jahre Karl Marx 
vertreten. 

Abgerundet wurde 
das Programm durch eine „Rote Stadt¬ 
tour“ durch Wien, die zu den zentralen 
Schauplätzen der österreichischen Ar¬ 
beiterbewegung führte. Emotionaler 
Höhepunkt war sicherlich, als Paul Vo- 
dicka, kommunistischer Widerstands¬ 
kämpfer gegen Faschismus, von seinen 
Erfahrungen berichtete. Er war dabei, 
als der Wehrmacht 1945 von Wider¬ 
standskämpfern ein gefälschter Rück¬ 
zugsbefehl untergejubelt und die sich 
auf dem Rückzug befindenden Solda¬ 
ten dann von Mitgliedern des Kom¬ 
munistischen Jugendverbands über¬ 
rumpelt wurden. Sie boten den Solda¬ 
ten Zivilkleidung im Tausch gegen ihre 
Waffen an - die Deutschen gingen dar¬ 
auf ein und der Westen Wiens war ohne 
einen Toten befreit. Melina Deymann 
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Der Frieden trügt 




Ausstellung von Hendrik 
Müller in der Kunsthalle 


Strandwache am Flughafen Mytilini. 
Rechts und links Wohnwagen, in denen 
Wärmedecken und trockene Kleidung 
lagern, und ein beschädigtes Boot. 
Am Horizont erkennt man die etwa 6 
Kilometer entfernte türkische Küste. 
Bei Dunkelheit steuern von dort aus 
die Flüchtlingsboote das Leuchtfeuer 
des Flughafens an. Die Menschen in 
den Booten wissen nicht, dass gegen 
24 Uhr dieses Licht erlischt und sie 
orientierungslos sein werden. 


Hendrik Müller 

arbeitet fotografisch im Be¬ 
reich der inszenierten Fotogra¬ 
fie und Panoramafotografie. 
Seine Themenbereiche sind 
„optische Täuschungen“, 
„Menschen im öffentlichen 
Raum“ und „verlassene Orte“. 
www.muellers-kabinett.de 

Auf dem Pressefest wird 
Hendrik Müller seine Arbeit 
im Rahmen eines Vortrages 
vorstellen 




Bootswracks, die an der Nordküste 
von Lesbos angespült wurden 


Altes Hotel 

Eine von vielen Ruinen einer ehemals 
besseren Zeit auf Lesbos - Immobilien 
wie diese bieten Unterschlupf für 
jene, die nicht in den Lagern leben 
wollen oder können. 


I ch war im April/Mai diesen Jah¬ 
res für einen Monat für eine kleine 
NGO, der „NoBorder Kitchen“, im 
Einsatz auf Lesbos. Das fotografische 
Ergebnis dieses Aufenthalts mündete 
in die Bildserie „Der Frieden trügt“ 
Die sieben Panoramen zeigen Orte, 
die in engem Zusammenhang mit der 
Flüchtlingsbewegung auf und über 
diese Insel stehen. Einige davon wer¬ 
den nicht offen kommuniziert, andere 
fanden sich schon oft in der Medienbe¬ 
richterstattung wieder. Allen Panora¬ 
men ist gemein, dass sie abbilden, wie 
sich das Offensichtliche in der Land¬ 
schaft der Ferieninsel verbirgt. 

Mit der Flüchtlingswelle im Jahr 
2015 verdichtete sich das Problem, 
dass es auf der Insel keine ausreichen¬ 
de Gräberflächen gibt. Eine Insel mit 
30 000 mehrheitlich orthodoxen Ein¬ 
wohnern hat eben auch nur Friedhofs¬ 
kapazitäten für 30 000 Menschen. Die 
Menge auf der Flucht Ertrunkener 
und an Erschöpfung Gestorbener las¬ 


tete die Kühlkapazität auf Lesbos der¬ 
artig aus, dass das Stromnetz zu kolla¬ 
bieren drohte. Aus privater Initiative 
wurden Äcker angekauft, um dort die 
Menschen gemäß des muslimischen 
Ritus in Würde zu beerdigen. Nun 
sind die Gabfelder ein Politikum - ihre 
Existenz und Position wird geheimge¬ 
halten - teils aus Furcht vor Grab¬ 
schändung durch faschistische Kräfte, 
teils, weil sie der Beweis des Versagens 
einer überforderten Verwaltung sind. 
Aktuell bemüht man sich darum, die 
Felder nachträglich als Friedhöfe zu¬ 
zulassen. 

Während in den Jahren davor nur 
wenige Schiffe mit Flüchtlingen pro 
Woche an der Küste von Lesbos anlan¬ 
deten, erreichte die Fluchtbewegung 
im Jahre 2015 eine Höhepunkt: pro 
Stunde betraten ca. 200 bis 300 Men¬ 
schen die Strände im Norden der In¬ 
sel, wo die Entfernung zur Türkei nur 
3,5 Kilometer beträgt. Innerhalb einer 
Woche hatte sich die Bevölkerung der 


Insel verdoppelt - 2015 sollten über 
eine Million registrierte Flüchtlinge 
über die Insel gehen. Die Menschen 
legten beim Betreten des Strands ihre 
Schwimmwesten ab, die sich schnell 
hoch auftürmen sollten. Man beschloss, 
eine in der Nähe liegende geschlosse¬ 
ne Müllkippe für diesen Plastikmüll 
zu nutzen. Zu Spitzenzeiten türmten 
sich dort zwei ca. 200 Meter lange 
und acht bis zehn Meter hohe Berge 
aus Schwimmwesten auf. Sie werden 
schrittweise in der Müllverbrennung 
verbrannt. Private Hilfsorganisatio¬ 
nen arbeiten sie auch zu Taschen um - 
über deren Verkauf wird die Flücht¬ 
lingsarbeit teilweise refinanziert. Die 
Schwimmwesten sind nicht erneut be¬ 
nutzbar - zum Großsteil sind es in der 
Türkei gefertigte Imitate ohne funk¬ 
tionale Schwimmkörper. Wenn man 
mit einer solchen Weste ins Meer fällt, 
saugt sie sich mit Wasser voll und zieht 
die Person unweigerlich nach unten. 

Hendrik Müller 



Stacheldrahtbewehrung des Flücht¬ 
lingslagers vor der Räumung 



2015 sollten über eine Million registrier¬ 
te Flüchtlinge über die Insel gehen. 

Die Menschen legten bei Betreten des 
Strands ihre Schwimmwesten ab, die 
sich schnell hoch auftürmen sollten. 
Man beschloss,eine in der Nähe liegen¬ 
de geschlossene Müllkippe für diesen 
Plastikmüll zu nutzen. Zu Spitzenzeiten 
türmten sich dort zwei ca. 200 Meter 
lange und acht bis zehn Meter hohe 
Berge aus Schwimmwesten auf. 
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Uli Brockmeyer zum Anschlag aufMaduro 

Dichtung und Wahrheit 


D ie Bilder vom Samstagnach¬ 
mittag in Caracas lassen keine 
Zweifel aufkommen. Während 
der Rede von Präsident Nicolas Ma- 
duro kommt es zu zwei Explosionen. 
Alle auf der Tribüne anwesenden Per¬ 
sonen schauen überrascht nach oben, 
wo offenbar eine mit Sprengstoff ge¬ 
füllte Drohne detoniert. Wenig später 
ist zu sehen, wie die in exakter Forma¬ 
tion angetretenen Soldaten auf dem 
Platz in Panik auseinanderlaufen, auf 
Fotos ist zumindest ein verletzter Of¬ 
fizier zu sehen. 

Alle erkennbaren Tatsachen spre¬ 
chen dafür, dass militante oppositio¬ 
nelle Kräfte einen weiteren Versuch 
unternommen haben, den Präsiden¬ 
ten der B olivarischen Republik zu tö¬ 
ten. Zumal kurz danach ein Beken¬ 
nerschreiben einer bis dahin unbe¬ 
kannten Gruppe von Militärs an die 
Öffentlichkeit kommt, bekanntgege¬ 
ben nicht etwa von der Regierung 
nahestehenden Kreisen, sondern von 


rechten Exilanten in Miami, Florida, 
USA. 

Es wäre nicht der erste Versuch, 
in Lateinamerika, das die USA gern 
wieder als ihren Hinterhof missbrau¬ 
chen wollen, den Chef einer Regierung 
zu töten, die den herrschenden Krei¬ 
sen der USA zutiefst verhasst ist. Die 
Reihe der versuchten Mordanschläge 
gegen Fidel Castro ist schier unüber¬ 
schaubar, in vielen anderen Ländern 
gab es ähnliche Versuche. In Chile war 
ihnen der Präsident Salvador Allende 
so verhasst, dass die USA mit Hilfe der 
CIA und wortbrüchiger Generale ihn 
durch einen Militärputsch beseitigten 
und nach ihm Tausende Kommunisten, 


Sozialisten, Gewerkschafter und ande¬ 
re Gegner der faschistischen Militär¬ 
diktatur. Was - nebenbei gesagt - die 
Mehrzahl der westlichen „Demokrati¬ 
en“ nicht daran gehindert hat, mit der 
Militärjunta, die die Morde befohlen 
hatte, weiter enge Beziehungen zu pfle¬ 
gen, als handelte es sich um eine nor¬ 
male Regierung. 

Bei Venezuela verhalten sich die¬ 
se westlichen „Demokratien“ genau 
umgekehrt. Es spielt keine Rolle, dass 
Maduro von einer deutlichen Mehrheit 
der Wähler zum Präsidenten bestimmt 
wurde - in den westlichen Medien wird 
er am liebsten als „Machthaber“ be¬ 
zeichnet, ihm wird vorgeworfen, „eine 


Diktatur errichten“ zu wollen. Also 
wurden schon kurz nach Bekanntwer- 
den des Attentats die offen sichtbaren 
Tatsachen angezweifelt; in den Agen¬ 
turen und auch in den hiesigen bürger¬ 
lichen Medien ist die Rede von einem 
„vermeintlichen Attentat“ - es wird 
der Regierung in Caracas offen unter¬ 
stellt, den Anschlag inszeniert zu ha¬ 
ben, mit der Absicht, „dass der Vorfall 
nun zur Verschärfung der Repression 
genutzt wird“, schreibt dpa. 

Hinzu kommen der unvermeid¬ 
liche Hinweis auf Elend und Unter¬ 
drückung in Venezuela und der Satz 
„Weil Devisen fehlen, kann Vene¬ 
zuela kaum noch Lebensmittel und 


Medikamente importieren“ - natür¬ 
lich ohne auf den Wirtschaftskrieg zu 
verweisen, den die USA und auch die 
EU dem Land aufgezwungen haben. 
Und bei dpa wurde Maduro nicht 
etwa gewählt, sondern „er ließ sich 
für eine weitere fünfjährige Amtszeit 
bei einer umstrittenen Wahl im Amt 
bestätigen“. Schlussfolgerung: So ei¬ 
nen kann man auch umbringen, wenn 
er nicht freiwillig geht ... 

Es bleibt den intelligenten Le¬ 
sern überlassen, hier sorgfältig zwi¬ 
schen Dichtung und Wahrheit zu 
unterscheiden. Allerdings sei auch 
der Hinweis gestattet, dass die sel¬ 
ben Medien im Fall des sogenannten 
Putschversuches in der Türkei vor 
zwei Jahren keinen Zweifel aufkom¬ 
men ließen, obwohl zahlreiche Indizi¬ 
en tatsächlich auf eine großangelegte 
Inszenierung hindeuten. Aber Erdo- 
gan ist „unseren“ bürgerlichen Me¬ 
dien am Ende doch wesentlich näher 
als Maduro. 



Die Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und 
Verkehr hatte eine „Elfenbeauftragte“ im Einsatz. Im Juni 
hatte die Behörde sie bei einer Kontrollfahrt auf der A2 
mitgenommen. Die Elfen beauftragte wollte den „sehr 
traurigen Energien“ auf der A2 entgegenwirken, um die 
Unfallgefahr zu reduzieren. Nach Angaben der Polizei gab 
es 2017 auf dem niedersächsischen A2-Abschnitt 3 538 
Unfälle, im Vorjahr waren es 3 516. 

Die Verzweiflung der Landesbehörde für Straßenbau und 
Verkehr muss wirklich groß sein: Wie nur könnte man 
die Anzahl der Unfälle reduzieren? Die Fachleute 
stehen offenbar vor einem Rätsel und greifen des¬ 
halb auf Menschen zurück, die angeben, Kontakt zu 

Naturgeis¬ 
tern, Ele¬ 
mentar- und 
Erdwesen zu 
pflegen. 

Ein guter Rat von einem 
zertifizierten Hohepriester der roten 
Glaubensbrüder (und Schwes¬ 
tern) des Heiligen St. Marx: 
Baut die Bahnstrecken 
aus, macht die Fahrkar¬ 
ten bezahlbar, begrenzt 
die Höchstgeschwindigkeit 
auf Autobahnen ... und es wird ein Wunder 
geschehen. Im 


Michael Gerber über seinen Prozess wegen Geheimnisverrats 


Weiter ohne Maulkorb 


UZ: Du warst wegen Geheimnisver¬ 
rats angeklagt. Kannst du dich über 
diesen Freispruch freuen? 

Michael Gerber: Natürlich freue ich 
mich über den Freispruch. Aber es ist 
auch so, dass die Urteilsbegründung 
dem freien politischen Mandat Gren¬ 
zen setzt - und so einen Maulkorb lasse 
ich mir nicht verpassen. Die Demokra¬ 
tie darf schließlich nicht vor dem Rat¬ 
haus enden - und auch nicht vor den 
Verwaltungsräten. 

UZ: Hat es dich überrascht, dass der 
Vorstand der kommunalen Entsor¬ 
gungsfirma „Best“ die Sache durch sei¬ 
nen Strafantrag bis vor das Gericht ge¬ 
bracht hat? 

Michael Gerber: Der Vorstand der 
„Best“ wollte ein Exempel statuieren. 
Zunächst wollte die Staatsanwaltschaft 
das Verfahren einstellen, da sie auch 
der Ansicht war, dass ich kein „Amts¬ 


träger“ bin. Die „Best“ hat aber wei¬ 
ter Druck gemacht. Das zeigt doch nur: 
Ich bin ihnen als kritischer Abgeordne¬ 
ter ein Dorn im Auge. 

UZ: Die Richterin hat klar gemacht: 
Wenn du noch einmal „Geheimnisse“ 
des „Best“-Vorstands öffentlich machst, 
könntest du bestraft werden. Was ändert 
sich dadurch für deine Arbeit im Rat der 
Stadt und im Verwaltungsrat der „Best“? 

Michael Gerber: Grundsätzlich än¬ 
dert sich überhaupt nichts. Wir werden 
weiter dafür eintreten, dass wir ein 
gläsernes Rathaus bekommen, dass 
die Bürgerinnen und Bürger draußen 
sehen, was drinnen geschieht. Wenn 
die Stadtoberen im Geheimen sich 
selbst bedienen und bei den Bürgern 
kürzen wollen, werde ich auch künftig 
dafür sorgen, dass so etwas öffentlich 
wird. Ich bin kein Geheimrat! 

Interview: Olaf Matthes 


Linke Machtoption? 

Über die neue Sammlungsbewegung „Aufstehen“ • Von Beate Landefeld 


Herbert Becker zu den US-Sanktionen 


Brachial-Politik 


„Die Idee ist gut. Der Zeitpunkt ist 
richtig gewählt. Das Bedürfnis nach 
tiefgreifender Veränderung ist riesig“, 
schreiben der SPD-Bundestagsabge- 
ordnete Marco Bülow, die Linke Se- 
vim Dagdelen und die Grüne Antje 
Vollmer im „Spiegel“. Es geht um die 
Sammlungsbewegung „Aufstehen für 
ein friedliches und gerechtes Land“, 
die Sahra Wagenknecht und andere 
am 4. September ausrufen wollen. Sie 
sei keine neue Partei, sondern verste¬ 
he sich als außerparlamentarische Be¬ 
wegung, die neue Themen und Positio¬ 
nen in die öffentliche Debatte bringen 
will. Mit dabei sind der Sozialpolitiker 
Rudolf Dressier (SPD), der Soziolo¬ 
ge Wolfgang Streeck, der Dramaturg 
Bernd Stegemann. Wagenknecht nennt 
als Ziel „andere politische Mehrheiten 
und eine neue Regierung mit sozialer 
Agenda“. Dafür will die Sammlungsbe¬ 
wegung Mitglieder der SPD, der Grü¬ 
nen, der Linken, Parteilose und Nicht¬ 
wähler mobilisieren. Die SPD sei ein 
„Schlüssel“ für andere politische Mehr¬ 
heiten. Solange die SPD ihre Agenda- 
2010-Politik fortsetze, werde sie aber 
weiter schrumpfen. „Das verringert 
die Chance auf eine linke Machtopti¬ 
on“, so Wagenknecht gegenüber dem 
„Spiegel“. 

Das Projekt will als überparteiliches, 
außerparlamentarisches Bündnis agie¬ 
ren. „Wenn der Druck groß genug ist, 
werden die Parteien, auch im Eigenin¬ 
teresse, ihre Listen für unsere Ideen und 
Mitstreiter öffnen“, meint Sahra Wagen¬ 
knecht. Umfragen zufolge gibt es unter 
Wählern aller Bundestagsparteien nicht 
wenige, die Wagenknecht unterstützen 
wollen. In den sozialen Medien hoffen 


viele Anhänger auf eine Wahlkandida¬ 
tur. Auch Befürworter „linkspopulisti¬ 
scher“ Versuche nach dem Vorbild von 
Corbyn und Melenchon setzen hierzu¬ 
lande auf Wagenknecht. Der Druck, als 
Wahlpartei anzutreten, wird groß sein. 
Käme es dazu, würde sich zeigen, ob 
neue Linkswähler erschlossen oder nur 



Beate Landefeld 


alte umverteilt werden können. Von ei¬ 
ner „linken Machtoption“ zu sprechen, 
ist aber selbst im Fall des Erreichens 
formaler Mehrheiten „links von der 
CDU“, die es auch in der Vergangenheit 
schon gab, übertrieben. Die Macht läge 
weiterhin bei den mit der Milliardärs- 
Oligarchie verflochtenen Funktionseli¬ 
ten in Banken, Konzernen und Staats¬ 
apparaten. Denen ist der heutige Sozi¬ 
alhaushalt schon zu hoch. Ohne ihnen 
wehzutun, ohne Eingriffe in die Macht 
und Eigentumsrechte des Großkapitals 
wird es „tiefgreifende Veränderungen“ 
nicht geben. 


„Tiefgreifende Veränderungen“ im 
Interesse der Vielen setzen ein hohes 
Maß an Organisiertheit, Bewusstheit 
und Kampfbereitschaft der Bevölke¬ 
rungsmehrheit voraus. So richtig das 
Aufstehen für ein gerechtes und fried¬ 
liches Land ist, so wenig helfen Illusi¬ 
onen, ein solches Land sei ohne här¬ 
teste Klassen- und Massenkämpfe zu 
erreichen. Wagenknecht will Hoffnung 
machen, gerade auch jenen, die schon 
resigniert haben, vor allem ehemaligen 
Anhängern der SPD. Mit Forderungen 
nach „Erneuerung des Sozialstaats“ 
und Entspannungspolitik im Sinne Wil¬ 
ly Brandts weckt sie Erinnerungen an 
bessere Zeiten. Das ist legitim, wenn 
bedacht wird, dass es sich um die „30 
goldenen Jahre“ des Kapitalismus 1945 
bis 1975 handelte, um die Zeit der Sys¬ 
temkonkurrenz zwischen Kapitalismus 
und Sozialismus in Europa und - damit 
verbunden - einer starken Arbeiterbe¬ 
wegung. Stärkt die Sammlungsbewe¬ 
gung die Selbsttätigkeit, Organisiert¬ 
heit, Bewusstheit und Kampfkraft der 
heutigen unteren Klassen und Schich¬ 
ten oder nährt sie die falsche Hoffnung, 
es genüge ein Austausch des Spitzen¬ 
personals? Auch daran wird ihr Erfolg 
zu messen sein. 

Sollte künftig in den Medien stärker 
über Sahra Wagenknechts Sammlungs¬ 
bewegung und weniger über die AfD 
gesprochen werden, wäre das in jeder 
Hinsicht ein kultureller Fortschritt. Die 
Schattierungen, Politiken und Formen 
der Sozialdemokratie werden vielfälti¬ 
ger. Wir suchen in Gewerkschaften, in 
der Friedensbewegung und in sozialen 
Bewegungen die Diskussion und Akti¬ 
onseinheit mit allen von ihnen. 


Eine schon im Römischen Recht formu¬ 
lierte Aussage, das „pacta sunt servan¬ 
da“ (Verträge sind einzuhalten), hat in 
der letzten Zeit an Bedeutung verloren. 
Rechtssicherheit wurde dadurch ver¬ 
mutet, dass der „Stärkere“ ein Interesse 
daran hat, dass sich der „Schwächere“ 
an den Vertrag hält, die bei aller forma¬ 
len Gleichstellung eine Illusion ist. Die 
Interessen des „Stärkeren“ machen die 
entscheidende Qualität aus, der „Schwä¬ 
chere“ kann froh sein, wenn er nicht völ¬ 
lig untergebuttert wird. Die Politik der 
US-Regierung, völkerrechtlich verbind¬ 
liche Verträge und Abkommen einseitig 
aufzukündigen, zeigt die Brüchigkeit des 
imperialistischen Systems, sich auf eine 
Weltordnung einzulassen, die auf Ver¬ 
ständigung und Kompromissen beruht. 
Binnen kurzer Zeit und kurz und knapp 
per schwungvoller Unterschrift kündig¬ 
te US-Präsident Donald Trump das Pa¬ 
riser Klimaschutzabkommen, diverse 
Freihandelsverträge und das Atomab¬ 
kommen mit dem Iran. 

In allen Fällen reicht der US-Regie- 
rung die Behauptung, die „Deals“ sei¬ 
en schlecht für „Amerika“, Vorgänger¬ 
regierungen hätten schlecht verhandelt, 
sich über den Tisch ziehen zu lassen und/ 
oder die „andere Seite“ halte sich ja gar 
nicht an das Verhandlungsergebnis. 
Jetzt treten die von Trump angekündig¬ 
ten Sanktionen gegen den Iran in Kraft, 
mit denen er die iranische Regierung an 
den Verhandlungstisch zwingen will, um 
ein der herrschenden Klasse in den USA 
genehmes Abkommen zu bekommen. 
Betroffen ist vor allem der Kauf des 
US-Dollars, um dem Land die liquiden 
Mittel durch den Ölhandel zu begren¬ 
zen. Des Weiteren wurde ein Verbot des 


Handels von Gold, Metallen, Kohle und 
Industrie-Software verhängt. Scheinhei¬ 
lig werden „Gespräche ohne Vorbedin¬ 
gungen“ angeboten, obwohl man doch 
vorher seine „Vertragstreue“ unter Be¬ 
weis gestellt hat. Gleichzeitig verbindet 
man damit die Drohung an ausländische 
Unternehmen, dass, sollten sie die Sank¬ 
tionen unterlaufen, sie in den USA vor 
den Kadi gezogen würden. 

Dass die US-Regierung mit ihrer 
Vorgehensweise international isoliert 
ist, kümmert Trump und Konsorten 
wenig, schließlich ist der Dollar immer 
noch die weltweite Leitwährung und 
die Geschäfte, die alle Welt in und mit 
den USA machen, sind so enorm, dass 
man die isolationistische Haltung meint 
aufrecht halten zu müssen. 

Verzwickt scheint die neue Situati¬ 
on für die EU-Staaten, nach dem Ab¬ 
kommen mit dem Iran vom Januar 2016 
begannen viele europäische Konzerne, 
ihre Beziehungen zu iranischen Unter¬ 
nehmen wieder zu aktivieren und lang¬ 
fristige Verträge vorzubereiten bzw. ab¬ 
zuschließen. Das Volumen der Export¬ 
geschäfte mit dem Iran steht in keinem 
Verhältnis zu den Geschäften mit den 
USA. Hier reden wir von weit über 600 
Milliarden Euro, die über den Atlantik 
gehandelt wurden, während die Export¬ 
geschäfte der EU mit dem Iran bei gera¬ 
de mal 700 Millionen Euro liegen. Zwar 
sind die Sanktionen der USA nicht un¬ 
mittelbar bindend für europäische, aber 
auch asiatische Unternehmen, doch 
wenn man die Drohungen von Trump 
richtig versteht, so will er bis zur Ver¬ 
weigerung des Zugangs zum US-Markt 
seine Muskeln spielen lassen, um seine 
Politik durchzusetzen. 
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Sturz des „Duce" 

Im Juli 1943 wurde Mussolini gestürzt 



Matteo Salvini (Lega Nord) Innenminister und stellvertretender Ministerpräsident Italiens, provozierte am 29. Juli, Mussolinis Geburtstag, auf Twitter mit dem Zitat 
„Molti nemici, tanto onore“ („Viel Feind, viel Ehr“). Er bediente sich dabei beim faschistischen Diktator. 


D as Scheitern der Blitzkriegs¬ 
strategie der Hitlerwehrmacht 
und die im Sommer 1942 ein¬ 
setzenden Gegenoffensiven der Ro¬ 
ten Armee veranlassten führende Ka¬ 
pitalkreise Italiens bereits im Herbst 
1942, über ein Ausscheiden aus der 
Achse mit Berlin nachzudenken. Im 
November 1942 trafen sich in Mailand 
in der Wohnung des Schwerindustri¬ 
ellen Enrico Falck, König der Eisen- 
und Stahlindustrie, ihre Vertreter mit 
Marschall Pietro Badoglio und Grö¬ 
ßen der faschistischen Partei. Badoglio, 
1920/30 Exponent der faschistischen 
Expansionspolitik, der bei der Erobe¬ 
rung Äthiopiens das Giftgas Yperit 
eingesetzt hatte, war im Juni 1940 ge¬ 
gen den Kriegseintritt Italiens gewe¬ 
sen und am 6. Dezember als General¬ 
stabschef des Heeres zurückgetreten. 
Anwesend waren der Schwiegersohn 
des „Duce“ Graf Galeazzo Ciano, der 
im Februar 1943 als Außenminister 
(seit 1936) abgesetzt worden war, und 
der Christdemokrat Alcide De Gaspe- 
ri. Nach mehrjähriger Haft hatte er im 
vatikanischen Exil 1942 die Democra- 
zia Cristiana (DC) gebildet. Die Wirt¬ 
schaftskreise beauftragten Ciano, zu 
den Amerikanern und Briten Kontak¬ 
te aufzunehmen, um deren Haltung zu 
einem Bruch mit Deutschland zu son¬ 
dieren. Die Alliierten bekundeten Be¬ 
reitschaft. 

Zur Unterstützung der Aggression 
gegen die UdSSR hatte Mussolini eine 
Armata Italiana in Russia (ARMIR) 
an die Ostfront geschickt, die 1942 auf 
230 000 Mann aufgestockt wurde, um 
die schweren Verluste der Wehrmacht 
in der Schlacht vor Moskau auszuglei¬ 
chen. 

Zwischen dem 11. und 22. Dezem¬ 
ber wurde die ARMIR in die ver¬ 
schneite Donezsteppe getrieben, dort 
eingekesselt und größtenteils vernich¬ 
tet. Nach Italien kehrten nur einige 
Tausend Soldaten zurück. Das Schick¬ 
sal der ARMIR trug zur wachsenden 
Antikriegsstimmung bei. 

In Nordafrika scheiterte im Ok¬ 
tober/November 1942 die Eroberung 
Ägyptens, die in den Nahen und Mittle¬ 
ren Osten führen sollte. In der Schlacht 
um El Alamein führte Rommel Hitlers 
Befehl, die Stellung, „koste es, was es 
wolle, zu halten“ und „zu siegen oder 
zu sterben“ nicht aus. Er zog sich 
1200 Kilometer nach Westen zurück. 
{Andreas Hillgrub er: Von El Alamein 
bis Stalingrad, München 1964, S. 13ff.) 
Im März 1943 begann die anglo-ame- 
rikanische Offensive. Am 13. Mai kapi¬ 
tulierte am Kap Bon bei Tunis die zur 
Hälfte aus Deutschen und Italienern 
bestehende, noch 250 000 Mann zäh¬ 
lende Heeresgruppe Afrika, von der 
Rommel vorher abberufen wurde. 


Angst vor Volksaufstand 

Die Palastverschwörer wollten sich 
in die abzeichnende Niederlage der 
Wehrmacht nicht hineinziehen las¬ 
sen. Vor allem aber befürchteten sie 
einen Volksaufstand, der das faschis¬ 
tische Regime stürzen und eine anti¬ 
faschistische Volksregierung hätte an 
die Macht bringen können. Denn die 
entscheidende Triebkraft des Wider¬ 
standes war die italienische Arbeiter¬ 
klasse mit der kommunistischen Partei 
(IKP) an der Spitze. Sie handelte mit 
der Sozialistischen Partei (ISP) in Ak¬ 
tionseinheit, übte einen zunehmenden 
Masseneinfluss aus und orientierte auf 
die Zusammenarbeit mit allen antifa¬ 
schistischen Kräften. Die Furcht vor ei¬ 
nem Volksaufstand wuchs, als im März 
1943 in Turin mit über 10 000 Teilneh¬ 
mern Antikriegsstreiks begannen, die 
auf Mailand und weitere norditalieni¬ 
sche Städte Übergriffen. Die IKP rief 
auf, sich auf den bewaffneten Kampf 
vorzubereiten. 

Am 17. Juni erhielt Vittorio Ema- 
nuele III. von US-Präsident Roosevelt 
über den apostolischen Nuntius in Ita¬ 
lien, Borgoncini Duca, die Zusicherung, 
Italien werde „im Falle eines Bruches 
der Allianz mit Deutschland eine wohl¬ 
wollende Behandlung erhalten“. (7 Gi- 
orni della Storia d‘ Italia. Novara 1997, 
S. 494.) 

Von Bedeutung für die Palastver¬ 
schwörer war auch, dass mit der Auf¬ 
lösung der Komintern am 21. Mai 1943 
den westlichen Partnern signalisiert 


wurde, dass die UdSSR im Kampf ge¬ 
gen den Faschismus nicht die sozialisti¬ 
sche Revolution voranbringen wollte. 
Laut Georgi Dimitroff hatte Stalin be¬ 
reits nach dem faschistischen Überfall 
auf die UdSSR die Parteien der Kom¬ 
intern mit Blick auf die Schaffung ei¬ 
ner Antihitlerkoalition angewiesen: 
„Die Frage der sozialistischen Revolu¬ 
tion nicht aufzuwerfen“. Stalin ging es 
darum, die im Kampf gegen Deutsch¬ 
land entstandene Antihitlerkoalition zu 
festigen und die anglo-amerikanischen 
Partner zur Eröffnung einer zweiten 
Front in Westeuropa zu drängen. 

Palastrevolte 

Am Nachmittag des 24. Juli 1943 be¬ 
gann im Gran Consiglio del Fascismo 
der Putsch gegen Mussolini. An der 
Spitze standen Graf Ciano sowie Jus¬ 
tizminister Dino Grandi. Der Großrat 
forderte den „Duce“ auf, nach den ka¬ 
tastrophalen Niederlagen den Oberbe¬ 
fehl über die Streitkräfte abzugeben 
und als Ministerpräsident zurückzutre¬ 
ten. 19 Mitglieder stimmten dafür, sie¬ 
ben dagegen, eines enthielt sich. Zur 
militärischen Absicherung der Revolte 
ließ der Chef des Generalstabes, Vitto¬ 
rio Ambrosio, die Heeresdivision Piave 
vor Rom Stellung beziehen. 

Am 25. Juli um 17 Uhr empfing der 
König Mussolini und autorisierte den 
Beschluss. Der „Duce“ wähnte sich wei¬ 
terhin an den entscheidenden Machthe¬ 
beln und fügte sich. Vor dem Quirinal 
bat ihn ein Hauptmann der Carabinieri 


unter dem Vorwand der besseren Siche¬ 
rung seines Schutzes bei möglichen Un¬ 
ruhen, in einen Krankenwagen zu stei¬ 
gen. Damit war der Diktator verhaftet 
und wurde in einem Kurhotel auf dem 
etwa 150 Kilometer nordöstlich von 
Rom liegenden, 2 914 Meter hohen 
Gran Sasso in den Abruzzen festgesetzt. 

Fünf Stunden später meldete der 
Rundfunk, der König habe den Oberbe¬ 
fehl über alle bewaffneten Kräfte über¬ 
nommen und Marschall Badoglio mit 
der Bildung einer Militärregierung be¬ 
auftragte. Der Sturz des „Duce“ wurde 
von der Bevölkerung jubelnd begrüßt. 
In Großstädten des Nordens wurden 
faschistische Parteisitze und Zeitungs¬ 
redaktionen gestürmt. Zahlreiche fa¬ 
schistische Parteigrößen flohen nach 
Deutschland. 

Um die Deutschen zu beruhigen er¬ 
klärte Badoglio, dass „der Krieg fortge¬ 
setzt“ werde. Am 19. August traf jedoch 
General Giuseppe Castellano in der bri¬ 
tischen Botschaft in Lissabon mit dem 
amerikanischen General Bedell Smith 
zusammen, der ihm im Auftrag des an- 
gloamerikanischen Oberkommandie¬ 
renden im Mittelmeerraum, General 
Eisenhower, den Text des Waffenstill¬ 
standsabkommens übergab. Bedingung 
war die „italienische Zusammenarbeit 
mit den Alliierten im Kampf gegen die 
Deutschen“. Mit dem am 3. September 
Unterzeichneten Waffenstillstand brach 
die Badoglio-Regierung mit der faschis¬ 
tischen Achse. Die Hauptkräfte des ita¬ 
lienischen Imperialismus schieden aus 


dem Krieg aus. Das waren im militäri¬ 
schen Bereich 3,5 Millionen Soldaten. 

Nichts dazugelernt 

Aus mehreren Faktoren, die dieser Re¬ 
naissance des Faschismus-Rassismus 
den Weg ebneten, sollen hier zwei her¬ 
vorgehoben werden: Im Ergebnis des 
Zweiten Weltkrieges war auch in Italien 
die Herrschaft des Imperialismus ange¬ 
schlagen und Linke und Kommunisten 
auf dem Vormarsch. In dieser Situation 
kamen in der Tradition der Zweiten In¬ 
ternationale Opportunisten in der IKP 
mit ihrer Liquidierung 1990/91 dem 
Kapital zu Hilfe. Von in den 70er Jah¬ 
ren über zwei Millionen Mitgliedern 
sank ihre Zahl auf heute etwa 30 000 
organisierte Kommunisten ab. Damit 
wurde der Weg frei für die „schwarzen 
Regierungen“ (mit Unterbrechungen 
von 1994 bis 2011) des Mitglieds des 
Dreierdirektoriums der faschistischen 
Putschloge Propaganda due (P2), Sil¬ 
vio Berlusconi. Die Medienherrschaft 
des Kapitals, besonders das von der P2 
finanzierte Medienimperium Berlus¬ 
conis, erreichte einen bis dahin nicht 
gekannten Masseneinfluss. Die italie¬ 
nische Arbeiterklasse, die mit der Be¬ 
seitigung der IKP ihre entscheidende 
Waffe, im Kampf gegen die Ausbeuter¬ 
herrschaft, „die Organisation“ (Lenin), 
verlor, ist über diese Mediendiktatur 
einem bis heute schwer zu stoppenden 
Einfluss der bürgerlichen Ideologie aus¬ 
geliefert. 

Gerhard Feldbauer 


Klassen und Klassenkampf 

Zur zweiten Auflage der Studie „Die Wiederentdeckung der Klassengesellschaft“ 


Im Zentrum der politischen Konzepti¬ 
on des Marxismus stehen Begriff und 
Konzeption der sozialen Klasse und 
des gesellschaftlichen Klassenkampfes. 
Ekkehard Lieberam ist einer der maß¬ 
geblichen Autoren des Projektes „Klas- 
senanalyse@BRD“ der Marx-Engels- 
Stiftung, die sich diesem Anliegen stets 
verpflichtet gefühlt haben. Es zeich¬ 
net ihn aus, dass er seinen Gegenstand 
langfristig verfolgt und bereits gezoge¬ 
ne Schlussfolgerungen ohne Scheu neu 
durchdenkt. So auch in der zweiten Auf¬ 
lage der Studie „Die Wiederentdeckung 
der Klassengesellschaft“. 

Zur ersten Auflage vor vier Jahren 
schrieb Claus Stille im Freitag vom 
11. Juli 2014: „Einst waren Klassen¬ 
begriffe eindeutig, Inzwischen stellen 
sie sich per Meinungsmache ins Werk 
gesetzt verschwommen dar. Ekkehard 
Lieberam schafft Abhilfe. Eine wei¬ 
tere empfehlenswerte Broschüre im 
Rahmen des pad-Projektes ökono¬ 
misches Alphabetisierungsprogramm ’. 


Es passt treffend in die Zeit.“ Die im 
Juli 2018 erschienene aktualisierte Auf¬ 
lage bringt zahlreiche neue empirische 
Belege zur anwachsenden sozialen Un¬ 
gleichheit in den vergangenen Jahren. 
So den Rückgang der sozialpflichtig 
Versicherten von 80 auf 73 Prozent, 
das Anwachsen der Zahl der Leihar¬ 
beiter auf mehr als eine Million, die Er¬ 
höhung der Boni der Vorstände der 30 
Dax-Konzerne von im Schnitt 5,3 Mil¬ 
lionen 2013 auf im Schnitt 7.4 Millionen 
2017. Die Existenz von Klassen und des 
Klassenkampfes zu verschweigen, wird 
aufgrund des sich verschärfenden Ge¬ 
gensatzes zwischen Armut und Reich¬ 
tum, aufgrund des grundlegenden Ak¬ 
kumulationsschemas des Kapitalismus 
entweder immer schwieriger oder so¬ 
gar unmöglich. So analysiert der Au¬ 
tor nicht nur die objektive Entwick¬ 
lung des Gegenstandes, der kapitalis¬ 
tischen Klassengesellschaft, sondern 
auch deren subjektive Wahrnehmung/ 
Widerspiegelung im gesellschaftlichen 


Bewusstsein und im Bewusstsein der 
Klassen. 

Lieberam nimmt kritisch aus der 
Sicht klassentheoretisch verallgemei¬ 
nerter geschichtlicher Erfahrungen zur 
Idee einer Sammlungsbewegung „auf¬ 
rechter linker Politiker“ Stellung. Zu 
Recht charakterisiert er dabei das Ziel 
der alsbaldigen Bildung einer „soziale¬ 
ren Regierung“ als völlige Fehlorientie¬ 
rung. Zustimmung findet die seit 2015 in 
Gang gekommene Debatte um eine so¬ 
zialistische, verbindende Klassenpolitik, 
wobei er mit Marx und Engels und auf¬ 
grund der praktischen Erfahrungen dar¬ 
auf verweist, dass diese Orientierung nur 
Sinn macht, wenn man sie als Aufbau von 
Gegenmacht im Sinne der Entwicklung 
der Lohnarbeiterklasse zur „Klasse für 
sich selbst“ versteht. Friedrich Engels, so 
Lieberam, schrieb schon vor 150 Jahren: 
„Klassenpolitik“ bedeute die „Organisa¬ 
tion des Proletariats als selbständige po¬ 
litische Partei“. Nur sei Engels dabei nie 
auf den Gedanken gekommen, vor der 


Organisierung nachhaltiger Gegenmacht 
in die Regierung zu gehen. Die Proble¬ 
me der politischen Subjektwerdung der 
Lohnarbeiterklasse sind überhaupt ein 
genereller Gegenstand der Untersu¬ 
chungen des Autors. Er erfasst auch ge¬ 
ringe Ansätze, die sich in bescheidendem 
Maße vor allem über kleine Gruppen 
und Fraktionen der Klasse vollziehen, 
die als politische Akteure gegen die neo¬ 
liberale Kapitaloffensive auftreten. Ein 
organisierendes politisches Zentrum sei 
allerdings nicht in Sicht. Genau dies, das 
möchte der Rezensent hier anmerken, ist 
auch das Problem der DKP. 

Beachtlich an Umfang gewonnen 
hat der Teil der Broschüre, in dem 
über das Klassen- und Klassenkampf¬ 
verständnis im Verlaufe der mittler¬ 
weile fast 2 000 Jahre der politischen 
Geschichte der Menschheit informiert 
wird. Hier ist unschwer zu erkennen, wie 
die Wirklichkeit zum Gedanken drängt. 
Zu Wort kommen nunmehr in aller Un¬ 
terschiedlichkeit und Gegensätzlichkeit 


auch Thomas Münzer, Georg Wilhelm 
Friedrich Hegel, Georg Büchner, Fer¬ 
dinand Lassalle, Günther Grass, Hans- 
Jürgen Urban und andere. Allein im Zu¬ 
sammenhang mit den neueren Diskussi¬ 
onen seit 2015 zur Notwendigkeit einer 
linken Politik als Klassenpolitik und zur 
globalen Klassenanalyse kommen mehr 
als ein Dutzend Wissenschaftler, Politi¬ 
ker und Gewerkschafter zu Wort. 

Lieberams Abhandlung ist wissen¬ 
schaftlich und politisch eine Bereiche¬ 
rung für die Bildungsarbeit der DKP 
zur Klassenanalyse und Klassentheorie. 
Überhaupt sollte sie einem breiten Le¬ 
serkreis zugänglich sein. 

Herbert Münchow 

Ekkehard Lieberam, Die Wiederentde¬ 
ckung der Klassengesellschaft, Klas¬ 
senohnmacht, Klassenmobilisierung 
und Klassenkampf von oben. 
pad-Verlag 2018, 2. aktualisierte Aufla¬ 
ge, 70 Seiten, 5,- Euro, 

Bezug: pad-verlag@gmx.net 
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Schreiben als gemeinsamer Prozess 

Zu einem Buch des Verlegers und Autors Heinz Freiberg „Ich schreibe“ 



Treffen eines Zirkels schreibender Arbeiter 


E s ist ein unscheinbares Buch im 
Querformat, einem dicken Schul¬ 
heft ähnlich. Es ist ein Buch, das 
keine Lobby hat, aber das eine litera¬ 
rische Welt dokumentiert, in der viele 
Menschen zu Hause sind. Deshalb soll 
es vorgestellt werden, zumal es ein auf¬ 
schlussreiches Buch für das historisch 
richtige Erinnern dessen ist, was heu¬ 
te unter die Decke von stilisierten Lei¬ 
densgeschichten verdrängt wird. Es ist 
auch ein Buch des Erinnerns, das man¬ 
cher wortreichen und pompösen Do¬ 
kumentation korrigierend begegnen 
kann, und es ist eine hilfreiche Do¬ 
kumentation für die soziale Wirkung 
von Literatur: Das beginnt beim Au¬ 
tor Heinz Freiberg, der in der Bewe¬ 
gung schreibender Arbeiter der DDR 
groß wurde, dort als Journalist wirkte 
und einen Traum vom Schreiben ver¬ 
folgte, ein Schreiben - das Wichtigste 
bei diesem Vorgang - nicht nur pri¬ 
vat, sondern ein Schreiben als gemein¬ 
schaftlicher Prozess. Das war Freibergs 
Schreibmethode als Volkskorrespon¬ 
dent, als Betriebs- und Lokalredakteur 
und bei den schreibenden Arbeitern in 
Gräfenhainichen, wo die Braunkohle¬ 
förderung das Leben bestimmte. Heute 
erinnern daran Seen in den ehemaligen 
Tagebauen und das Industriedenkmal 
Ferropolis. Heinz Freiberg ist ein Jour¬ 
nalist und schreibender Arbeiter, der 
die erlebten und erfahrenen gemein¬ 
samen literarischen Erlebnisse so ver¬ 
innerlicht hat, dass er sie auf anderer 
Ebene als Verleger, Autor und litera¬ 
rischer Berater aktuell fortgeführt hat. 
Der Bitterfelder Weg, der „einst kraft¬ 
voll und voller Hoffnung beschritten 
wurde und zweifelsohne ein beson¬ 
deres Kapitel der DDR-Literaturge- 
schichte darstellt“ - so Freiberg 2007 - 
ist für ihn begehbar geblieben. 

Er hatte Wesentliches bei schreiben¬ 
den Arbeitern und in den Zirkeln, be¬ 
sonders einem erfolgreichen in Zschor¬ 
newitz, ebenfalls im Braunkohlegebiet 
gelegen, erfahren und begriffen. Das ist 


in seine Arbeit im Verlag Edition Frei¬ 
berg eingegangen. Dort legt er großen 
Wert auf diese Traditionen: Sein Rund¬ 
brief an die Autoren 2018 steht im Zei¬ 
chen Bertolt Brechts, der im Februar 
2018 seinen 120. Geburtstag hatte. 
Brecht ist der Anlass für eine weitere 
Anthologie des Verlages, die 2018 unter 
dem Brecht-Motto „Das Schicksal des 
Menschen ist der Mensch“ erscheinen 
soll. Diese Anthologien sind in diesem 
Verlag Tradition; auch über sie gibt das 
vorliegende Buch Auskunft. 

Der Bezug zu den schreibenden Ar¬ 
beitern setzt sich im Titel des Buches 
„Ich schreibe“ fort, der Freibergs eben 
genannte Tätigkeit wie eine Formel 
bedient. Dieser Titel hat in der Lite¬ 
ratur der DDR eine eigene Tradition, 
die diese Literatur von anderen unter¬ 
scheidet: Das „Ich schreibe“ ist keine 
Metapher, sondern der Hinweis auf ei¬ 
genes Schreiben. Auf den ersten Seiten 
erklärt der Verfasser den Titel als Pro¬ 
gramm und als Dokument, denn er gab 
einer Zeitschrift den Namen, die drei 
Jahrzehnte die Bewegung der schrei¬ 


benden Arbeiter dokumentierte und 
begleitete: „Ich schreibe. Zeitschrift 
für die schreibenden Arbeiter“ (1959- 
1989). In ihr ist das literarische Leben 
der DDR aus der Perspektive der sozi¬ 
alen Wirklichkeit der schreibenden Ar¬ 
beiter nachzulesen; bis heute hat sich 
noch kein „Unrechtshistoriker“ gefun¬ 
den, der diese Zeitschrift als sozialisti¬ 
sches Unterdrückungsinstrument ent¬ 
larvt hätte. 

In zehn Kapiteln stellt Freiberg 
seine Arbeit und die seines Verlages 
vor: Vorworte, Huldigungen, Kolum¬ 
nen, Leserbriefe usw. Manches davon 
ist Spielerei (Anagramme, Flugblätter 
u.a.), aber warum nicht - Literatur soll 
auch unterhalten, manches Erinnerung 
an die erfolgreiche Zeit der schreiben¬ 
den Arbeiter (Porträts), vieles der Ver¬ 
such, Literatur als Lebenshilfe zu ver¬ 
wenden wie der eröffnende Brief einer 
Autorin: „Durch den Druck meiner 
Gedichte und Geschichten haben Sie 
mein Leben verlängert.“ 

An Vorworte zu den Verlagspubli¬ 
kationen wird erinnert, zu denen auch 


eine zum 500. Geburtstag Katharina 
von Boras, eine zu Else Lasker-Schü- 
ler, eine zu Mascha Kaleko und eine zu 
Heinrich Heine gehörte, um die The¬ 
menweite Freibergs anzudeuten. Dane¬ 
ben finden sich Vorworte zu Schüler- 
Anthologien wie „Immer wieder blüht 
der Kirschbaum. Träume, Ängste und 
Visionen junger Leute aus Gera“. 

Ganz im Stile früherer „Werkstatt¬ 
wochen“ der schreibenden Arbeiter 
führt der Verlag Autorentreffen durch, 
deren erstes 2007 im ersten deutschen 
Buchdorf Mühlbeck-Friedersdorf statt¬ 
fand. Inzwischen wird das 12. Treffen 
im Herbst 2018 in Dresden vorbereitet. 

Das Buch ist ein Dokument des 
gemeinschaftlichen Schreibens und 
zielstrebigen Wirkens durch Literatur. 
Deshalb muss es vorgestellt werden, 
zumal es in der sogenannten seriösen 
Presse keine Aufmerksamkeit findet - 
eine Ausnahme ist eine Regionalausga¬ 
be für Wittenberg und Jessen der „Mit¬ 
teldeutschen Zeitung“, die dem Buch 
mit „Witzig und ein Hauch Luther“ 
seinen Reiz abgewinnt. Aber es ist ein 
wichtiges Dokument einer besonderen 
Art des Wirkens durch und mit Lite¬ 
ratur: Literatur als sozialer Faktor, der 
Dokumentation, der Information und 
der Unterhaltung, bei einem möglichst 
großen Anteil der Selbstbeteiligung. 
Freiberg arbeitet an einem zweiten 
Band, der noch 2018 erscheinen soll, 
und ein dritter ist für 2019 geplant. 

Dem Buch liegt eine Losung bei: 
„Am Ende schreibt man doch immer 
nur für sich selbst.“ Am Anfang aber, 
das macht Freiberg deutlich, ist sein 
Schreiben und das, was er seinen Au¬ 
toren empfiehlt, das Gespräch und die 
Verständigung über Literatur in der 
Gemeinschaft. Das war ein Grundsatz 
in den Zirkeln schreibender Arbeiter. 

Rüdiger Bernhardt 

Heinz Freiberg: Ich schreibe ... Erstes 
Buch. Edition Freiberg: Dresden 2018, 
156 S., 8,50 Euro 


Aufklärung und Ideologiekritik 

Chefredakteurin Susann Witt-Stahl zum Neustart von „Melodie & Rhythmus“ 


UZ: M&R wird nun, dank der Unter¬ 
stützung vieler Kulturschaffender, im 
Winter dieses Jahres wieder erscheinen. 
Kannst du schon was sagen zu den The¬ 
men des ersten „neuen“Heftes? 

Susann Witt-Stahl: Also, zunächst 
möchte ich ergänzen, dass auch viele 
Leser und andere Freunde von M&R 
diesen Erfolg möglich gemacht haben. 
Wir sind auch noch nicht über dem 
Berg. Wir brauchen noch einige hun¬ 
dert Abos, um auf einigermaßen so¬ 
liden Füßen zu stehen. Und eine der 
größten Hürden: Es muss gelingen, wie¬ 
der ein neues, qualifiziertes und auch 
hoch motiviertes Redaktionsteam auf¬ 
zubauen. Für das erste Heft, das wir 
nach dem Neustart herausgeben wer¬ 
den, haben wir uns so einiges vorge¬ 
nommen. Wir werden zum Beispiel ein 
Manifest für Gegenkultur vorstellen, 
das wir gemeinsam mit Künstlern und 
Intellektuellen diskutieren wollen. Au¬ 
ßerdem werden wir an ein revolutio¬ 
näres Tonkunstwerk erinnern, ein Re¬ 
quiem für Che Guevara, dessen Urauf¬ 
führung vor 50 Jahren von der Polizei 
auseinandergeknüppelt worden war, 
weil es der herrschenden Klasse völ¬ 
lig zu Recht den Angstschweiß auf die 
Stirn getrieben hatte. 

UZ: Als M&R im April 2017 im leicht 
veränderten neuen Gewand und mit 
dem Untertitel „Magazin für Gegenkul¬ 
tur“ erschien, las ich ein ausführliches 
Editorial. Hat sich an dieser Ausrich¬ 
tung und Orientierung etwas geändert? 

Susann Witt-Stahl: Im Groben wollen 
wir an dieser neuen, ja noch gar nicht 
voll entwickelten Ausrichtung festhal- 
ten. Die erheblich gestiegene Reso¬ 


nanz, die M&R als Magazin für Ge¬ 
genkultur erfährt, zeigt doch mehr als 
deutlich, dass wir auf dem richtigen 
Weg sind - den müssen wir nun mit fri¬ 
schen Kräften konsequent weitergehen 
und ausbauen. 

UZ: Ihr habt euch ja viel vorgenom¬ 
men und sucht zur Zeit eine(n) weiteren 
Kulturredakteur (in). Die Vorstellungen 
von Leserinnen und Lesern, was für ein 
Team dafür nötig ist, sind vielleicht ein 
wenig übertrieben? 

Susann Witt-Stahl: Das Kernteam soll 
aus zwei Redakteuren plus Chefre¬ 
dakteurin bestehen, die je 
24 Wochenstunden, 
also in Teilzeit, für 
M&R arbeiten 
(früher hatten 
wir ein geringe¬ 
res Kontingent). 

Was bleiben 
wird, wie gehabt: 

Für die zweiwö¬ 
chige Produkti¬ 
onsphase kom¬ 
men jeweils drei 
kreative Gestal¬ 
ter dazu, für das 
Cover, Rahmen 
und Layout, sowie 
eine Produktions¬ 
assistenz. Ein Fo¬ 
toredakteur der 
jW steht uns bei der 
recht aufwändigen Beschaf¬ 
fung des Bildmaterials zur Seite. Posi¬ 
tionen, die aktuell neu besetzt werden 
müssen, sind die beiden Redakteurs¬ 
stellen und die Produktionsassistenz. 
Interessierte mögen sich bitte umge¬ 
hend bewerben! 
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UZ: Das politisch-ideologische Klima 
im Lande ist nicht nur geprägt von Ver- 
luderung der Sprache, sondern auch 
von dem Versuch, Begriffe und politi¬ 
sches Handeln immer weiter nach rechts 
ins Reaktionäre, ja rassistisch und fa¬ 
schistisch Bekannte, zu verschieben. 
Kann das „Magazin für Gegenkultur“ 
gegensteuern und wenn ja, wie? 

Susann Witt-Stahl: M&R kann nicht 
nur etwas zu einer Gegenoffensive 
beitragen - ein Medienprojekt, das 
als „Magazin für Gegenkultur“ antritt, 
muss etwas gegen diesen immer häu¬ 
figer auch linke Debatten kontami¬ 
nierenden Orwellianismus der neoli¬ 
beralen Ideologie in die 
Waagschale zu 
werfen haben. 
Und zwar mit 
schonungslo¬ 
ser Aufklärung 
und gnadenlo¬ 
ser Ideologie- 
, kritik, die das re¬ 
aktionäre Wesen 
von Kampfbegrif¬ 
fen und politischen 
Thesen bloßstellt, 
die emanzipativ er¬ 
scheinen, in Wahr¬ 
heit aber gegen mar¬ 
xistische Linke, vor 
allem gegen Kommu¬ 
nisten, in Stellung ge¬ 
bracht werden - bei¬ 
spielsweise wenn Antifaschisten mit 
den Vorwurf „Verschwörungstheore¬ 
tiker“ diffamiert werden, sobald sie 
die Machenschaften des Verfassungs¬ 
schutzes im Zusammenhang mit dem 
NSU hinterfragen. Eine vornehme 
Aufgabe und Pflicht eines marxisti¬ 


schen Kulturmagazins ist es freilich 
auch, das Bewusstsein für fortschritt¬ 
liche Kunst zu schärfen, die herrschen¬ 
de Verhältnisse transzendieren kann 
und damit ein großes ideologiekriti¬ 
sches Potenzial mitbringt. Gute Kunst 
kontrastiert die falsche kapitalisti¬ 
sche Gesellschaft, indem sie über de¬ 
ren Unrecht, Unterdrückung, Kriege 
und Gewalt eine befriedete, versöhn¬ 
te, befreite Gesellschaft aufscheinen 
lässt, die es noch zu erkämpfen gilt. 
Damit bewahrt sie uns immer wieder 
vor dem von der Kulturindustrie des 
Kapitalismus oktroyierten Vergessen 
der historischen Wahrheit, dass eine 
andere Welt möglich ist. 

UZ: Ihr seid auf dem UZ-Pressefest da¬ 
bei und werdet hoffentlich viele weitere 
Interessenten, besser noch Abonnen¬ 
ten gewinnen. Ihr habt ein eigenes Pro¬ 
gramm in Vorbereitung, kannst du uns 
zwei, drei Highlights vor stellen? 

Susann Witt-Stahl: In diesem Jahr or¬ 
ganisieren wir ein Podiumsgespräch 
mit vier Künstlern aus den Bereichen 
Musik, Theater, Fotografie und Film 
über Gegenkultur-Konzepte. Dabei 
beschäftigen wir uns beispielsweise 
mit der 1968 formulierten Forderung 
des Komponisten Hans Werner Henze 
nach Erschaffung des „größten Kunst¬ 
werks der Menschheit: die Weltrevolu¬ 
tion“. Außerdem haben wir zwei wun¬ 
derbare Konzerte von dem Frontmann 
der Garagenrock-Band Black Heino 
und der israelisch-deutschen Sängerin 
Nirit Sommerfeld mit dem Orchester 
Shlomo Geistreich. Das wird ein groß¬ 
artiges Fest - wir freuen uns schon sehr 
drauf! 

Die Fragen stellte Herbert Becker 


Kultursplitter 


Schirmherrschaft 

Das GrimnTsche Wörterbuch kennt 
den mittelalterlichen Begriff „Schirm¬ 
herr“, „der den schütz über eine Stadt, 
Land und dergleichen oder über gewis¬ 
se Personen ausübt“, also eine Art Vor¬ 
mund, „der einem in gfaren beystadt 
und in schirmpt, patronus, Schirmherr 
unnd erhalter der freyheit, libertatis 
praeses“. Und die Schirmherrschaft 
„für die Schutzherrschaft über eine 
Stadt, Kloster u. dergl.“ 

Diese ehrenvolle Aufgabe ist in un¬ 
serer Zeit zur Beliebigkeit geworden, 
irgendein Promi wird gebeten, für ir¬ 
gendeine Organisation oder Initiative 
sich zur Verfügung zu stellen. Beide 
wollen sich damit gegenseitig schmü¬ 
cken bei Events, Benefiz oder Charity, 
es gibt salbungsvolle Grußworte, und 
das Konterfei des Promi wird für Flyer 
und ähnliches verwendet. Mit „Schutz“ 
hat dies heute nichts mehr tun und 
wenn ein Horst Seehofer beleidigt ist, 
dann gibt er das Ehrenamt zurück, an¬ 
stelle sich der Kritik an seiner Politik 
zu stellen. Wer glaubt, dass ein Schirm¬ 
herr seinen Schutzschirm über die Sei¬ 
nen hält, der glaubt auch, dass Zitro¬ 
nenfalter Zitronen falten. 

Der amerikanische Traum 

Die chilenische Schriftstellerin Isabel 
Allende, Nichte des 1973 ermordeten 
Präsidenten Salvador Allende, wünscht 
sich mehr Verständnis für Flüchtlinge 
aus Lateinamerika. „All jene Menschen, 
die versuchen, die Grenze zu den USA 
auf gefährlichem Weg durch die Wüste 
zu überqueren, die kommen heute doch 
gar nicht mehr wegen des amerikani¬ 
schen Traums. Niemand glaubt mehr an 
den amerikanischen Traum“, und wei¬ 
ter „Die Menschen flüchten, weil sie 
in ihren Heimatländern um ihr Leben 
fürchten.“ Niemand verlasse einfach so 
seine Heimat, seine Sprache, seine Fa¬ 
milie, betonte Isabel Allende, die selbst 
1975 vor dem Pinochet-Regime aus Chi¬ 
le nach Venezuela flüchtete. Viele Men¬ 
schen, die heute aus Lateinamerika in 
die USA kämen, wüssten, „dass man ih¬ 
nen dort eher feindselig gegenübersteht. 
Niemand nimmt so etwas in Kauf, wenn 
er nicht wirklich verzweifelt ist.“ Dies 
kann ohne Abstriche von der Situation 
der Flüchtlinge gesagt werden, die nach 
EU-Europa fliehen und - wenn sie die 
Flucht überhaupt schaffen - die Ableh¬ 
nung, ja Feindseligkeit kennen. Wenn sie 
dennoch fliehen, kann sich jeder vorstel¬ 
len, welche katastrophalen Verhältnisse 
in ihren Heimatländern herrschen. 

Noch ein Projekt 

Unsere Lieblingsministerin, Moni¬ 
ka Grütters (Kulturstaatsministerin 
im Bundeskanzleramt), hat das nächs¬ 
te „Projekt“ angeschoben. Junge Men¬ 
schen sollten sich „stärker mit der deut¬ 
schen Vergangenheit auseinandersetzen 
und dem erschreckenderweise wieder 
wachsenden Antisemitismus entgegen¬ 
treten“. Das sind die Gründe, die sie vor¬ 
bringt zur Gründung der Initiative „Ju¬ 
gend erinnert“. Vom kommenden Jahr an 
sind in ihrem Haushalt dafür zunächst 
zwei Millionen Euro vorgesehen. In Zu¬ 
sammenarbeit mit Historikern und Bil¬ 
dungsexperten würden derzeit praxis¬ 
nahe Programme entwickelt werden, so 
die CDU-Politikerin. „In Ergänzung zu 
den üblichen Schulklassenfahrten wol¬ 
len wir in Zusammenarbeit mit den Ge¬ 
denkstätten für junge Menschen jeder 
Herkunft qualifizierte Angebote eröff¬ 
nen, die eine persönliche Auseinander¬ 
setzung mit Diktatur und Gewalt ermög¬ 
lichen“, sagte sie. Zudem soll die pädago¬ 
gische Arbeit der vom Bund geförderten 
Gedenkstätten durch 22 neue Stellen ge¬ 
stärkt werden. Wenn diese Stellen halb¬ 
wegs ordentlich bezahlt werden, bleibt 
von den zwei Millionen nicht viel üb¬ 
rig. Ihre Behauptung eines wachsenden 
Antisemitismus kann sie nur begründen, 
wenn sie auch die berechtigte Kritik an 
der israelischen Siedlungspolitik und 
der rassistischen Apartheid der Regie¬ 
rung Israels zu Antisemitismus erklärt. 
Zu den bevorzugten „Gedenkstätten“ 
zählen für die Ministerin besonders die 
„Einrichtungen zur Aufarbeitung des 
SED-Unrechts“, also alles, was Huber¬ 
tus Knabe und Kollegen so anrichten. 

Herbert Becker 










Freitag, 10. August 2018 


Hintergrund 


unsere zeit m 


Positiv waghalsig 

Krisenbewältigung und Änderung der Spielregeln - Zum Hintergrund der US-Handelspolitik 



Die US-Kriegsmaschine ist bereit für den Handelskrieg gegen China. Bild: US-Marine und US-Navy nehmen an der Militärübung CARAT in Kambodscha teil (2016). 
CARAT sind jährlich stattfindende Militärübungen der US-Seestreitkräfte mit neun asiatischen Partnerländern. 


D as Kapital hat einen Horror vor 
Abwesenheit von Profit oder 
sehr kleinem Profit, wie die Na¬ 
tur vor der Leere. Mit entsprechendem 
Profit wird das Kapital kühn. 10 Pro¬ 
zent sicher, und man kann es überall 
anwenden; 20 Prozent, es wird lebhaft; 
50 Prozent, positiv waghalsig; für 100 
Prozent stampft es alle menschlichen 
Gesetze unter seinen Fuß; 300 Prozent, 
und es existiert kein Verbrechen, das 
es nicht riskiert, selbst auf die Gefahr 
des Galgens.“ 

Die von Karl Marx zitierte Cha¬ 
rakterisierung des Kapitals aus dem 
„Quarterly Review“ gilt selbstver¬ 
ständlich auch heute. Mit dem feinen 
Unterschied, dass die „Gefahr des Gal¬ 
gens“ für heutige „Kapital-Verbrecher“, 
egal welches Gesetz sie gerade „unter 
ihren Fuß gestampft“ haben, doch deut¬ 
lich gegen Null tendiert. 

„Positiv waghalsig“ könnte man 
auch die Mission von US-Commodore 
Matthew Calbraith Perry nennen, der 
sich 1853 daran machte, Japan für den 
US-Markt zu öffnen. Bis dahin hatte 
sich das isolationistische Japan aus¬ 
ländischen Mächten strikt verweigert. 
Der mit vier dampfgetrieben Kriegs¬ 
schiffen ausgerüstete Perry hatte den 
Auftrag, ein Angebot zu unterbreiten, 
das die Japaner, wie man so schön sagt, 
nicht würden ausschlagen können. Was 
sie, angesichts der ihnen unbekannten, 
Rauch und Dampf speienden Kriegs¬ 
schiffe, dann auch nicht taten. 

Perry war natürlich nicht der erste, 
der diese Art der Geschäftsanbahnung 
betrieb. Auch die britische East India 
Company, eine Ansammlung reicher, 
„positiv waghalsiger“ Handelskapi¬ 
talisten, hatte sich bereits zu Anfang 
des 19. Jahrhunderts daran gemacht, 
das Handelsbilanzdefizit der Briten im 
Handel mit China in einen Überschuss 
zu verwandeln. Ein ähnliches Problem 
treibt ja gerade den US-Präsidenten 
um. Mit dem kleinen Unterschied, dass 
der US-Präsident seine Defizite preis¬ 
günstig mit grün bedrucktem Papier 
begleichen kann, während damals noch 
echtes Geld in Form von Sterlingsilber 
den Besitzer wechselte. 

Da sich China betont desinteres¬ 
siert an britischen Waren zeigte, ver¬ 
suchte es die Company mit einem al¬ 
ten Imperialistentrick. Sie exportierte 
Rauschgift. Mit Rauschgift, wahlweise 
auch mit dem Kampf gegen Rausch¬ 
gift, hat man schon so manchen Geg¬ 
ner geknackt. Bis heute. Die East In¬ 
dia Company stieg in den 1830er Jahren 
zum globalen Champion des Drogen¬ 
handels auf. 

Als der Sonderkommissar des Kai¬ 
sers, Lin Zexu, 1 400 Tonnen Opium 
hatte verbrennen lassen, war für Groß¬ 
drogendealer Britannien der ersehnte 
Kriegsfall gegeben. In zwei Kriegen 
(1839-42 und 1856-60) unterwarf die 
Royal Navy die einstmals dominante 
asiatische Macht und machte sie zu ei¬ 
ner De-facto-Kolonie der Europäer. 

Freihandel und 
Protektionismus 

Der internationale Handel hat nichts 
mit der von den Marktradikalen so 
gern herbeihalluzinierten Idylle eines 
mittelalterlichen Kartoffelmarktes zu 
tun. Handelskonditionen beeinflussen 
unmittelbar Profiterwartungen - sie 
entscheiden über Profite oder Plei¬ 
ten, Siege oder Niederlagen. Handels¬ 
konditionen und natürlich auch Wäh¬ 
rungsfragen sind in einer imperialis¬ 
tisch strukturierten Welt Machtfragen 
und immer auch ein Kriegsgrund. Die 
weltumspannenden Monopole sehen 
ihre Staatsapparate als entscheidende 
Machtmittel, die ihnen den Zugang zu 
Märkten, Ressourcen und Verkehrswe¬ 
gen erschließen, Finanzierungsquellen 
und Währungskonditionen sichern, sie 
vor der Konkurrenz und einer unver¬ 
schämten Arbeiterbewegung schützen. 
Letztlich sollen sie ihren Monopolprofit 
sichern. Der militärisch-geheimdienst¬ 
lich-industrielle Komplex der USA un¬ 
terhält mehr als 800 Stützpunkte, ein 
weltumspannendes Netz von Flugzeug¬ 


trägergruppen, Bomberflotten, Atom¬ 
raketen und Atom-U-Booten, seine 
Special Operations Forces operieren 
in 149 Staaten der Welt. 

Freihandel und Protektionismus 
sind dabei nur zwei Propagandabegrif¬ 
fe, unter denen der Krieg geführt wird. 
Natürlich gibt es beides nicht wirklich, 
nicht in Reinform: Es gilt die Mischung 
durchzusetzen, die den dominierenden 
Profitinteressen des jeweiligen Landes 
am geeignetsten erscheint. Natürlich 
hat Trumps Zollpolitik ebenso wenig 
mit „freiem Wettbewerb“ zu tun wie 
sein immenser Druck auf die EU, statt 
billigen russischen Erdgases gefrack- 
tes, teures US-Flüssiggas zu importie¬ 
ren. Aber auch die EU-Vorkämpfer des 
freien Welthandels treten mit großer 
Selbstverständlichkeit hart protektio¬ 
nistisch auf, wenn sie, wie beispielsweise 
in der Landwirtschaft, bei chinesischen 
Stahlprodukten oder Solarpanels, nicht 
mit den Weltmarktpreisen mithalten 
können. Zölle, Einfuhrbeschränkungen, 
Zinsen, Währungsparitäten und ande¬ 
re Steuerungsinstrumente konnten - in 
vorimperialistischen Zeiten - die un¬ 
terschiedlichen Fähigkeiten der Volks¬ 
wirtschaften etwas ausgleichen. Wie die 
Ausplünderung der „Dritten Welt“ in 
Zeiten des neoliberalen „Washingtoner 
Consensus“ zeigt, ist dies in einer uni¬ 
polaren Welt immer weniger der Fall. 

Der äußere Kampf um die besten 
Handelskonditionen findet seine inne¬ 
re Entsprechung beim Kampf darum, 
wessen Profitinteressen Vorrang haben. 
Bislang hatten in den USA vor allem 
Wall Street, Rüstungsindustrie, Big Oil 
und Silicon Valley Vorrang. Das stra¬ 
tegische Ziel des Neoliberalismus ist, 
dem dominanten Finanzkapital den 
Zugriff auf die globale Mehrwertpro¬ 
duktion möglichst weitreichend und 
mit einem möglichst hohen Profitan¬ 
teil zu eröffnen. 

Das Profitdiktat des Finanzkapitals 
bedeutet Privatisierung aller profitabel 
zu betreibenden staatlichen Betriebe 
und Institutionen, der Alterssicherung, 
der Gesundheits- und Bildungsindust¬ 
rie, Senkung des Preises der Ware Ar¬ 
beitskraft, also Auflösung oder Unter¬ 
drückung von Gewerkschaften und 
Kollektivverträgen. Es fordert Kapi¬ 
talexport zu den Boomtowns der Welt, 
also Industrie und Arbeitsplätze dort¬ 
hin zu verlagern, wo Arbeitskräfte bil¬ 
lig, Umweltschutz und Sozialgesetze 
nicht vorhanden sind und Sicherheits¬ 
auflagen kleingeschrieben werden. Es 
ist die Inszenierung des nationalen, wie 
auch globalen sozialdarwinistischen 
Kampfes: Jeder gegen jeden. 

Verlierer ist die Arbeiterklasse im 
weitesten Sinne und die nicht-welt- 
marktorientierte, regionale und nati¬ 
onale produzierende Industrie, eben 


alles, was nicht „Big Business“ heißt. 
Diese unterschiedlichen gesellschaft¬ 
lichen Interessen generieren auch un¬ 
terschiedliche handelspolitische Zie¬ 
le. Der Klassiker: Im Britannien der 
nachnapoleonischenÄra gelang es dem 
landbesitzenden Adel (Gentry), sehr 
zum Ärger der „Manchesterliberalen“, 
hohe Zölle auf ausländisches Getreide 
durchzusetzen. 

Nach 40 Jahren des großen „Enri- 
chissez-vous“ (Bereichert euch!) der 
neoliberalen Gegenreform sind zwar 
aus Superreichen Megareiche gewor¬ 
den, der Staatsapparat des Imperiums, 
seine Infrastruktur, seine Schulen, sei¬ 
ne Sozial-, Gesundheits- und Alterssi¬ 
cherungssysteme aber liegen darnieder. 
Das, was einmal die Vormachtstellung 
des Imperiums begründete, sein welt¬ 
weit mit Abstand führendes industriel¬ 
les Potential, ist, wenn nicht exportiert, 
zum großen Teil in einem miserablen 
Zustand. Die Gesellschaft ist wie in ei¬ 
ner Hollywood-Dystopie gespalten in 
einerseits ausweglos-deprimierende 
Armut, begleitet von Gewalttätigkeit 
und Entzivilisierung, und andererseits 
obszönen Reichtum. Zur Bilanz gehö¬ 
ren auch Zehntausende durch Schuss¬ 
waffen Verletzte und Getötete jedes 
Jahr, mehr als 7,5 Mio. Menschen in den 
Fängen der Knastindustrie, 2,2 Mio. 
hinter Gittern, 4,5 Millionen unter Auf¬ 
sicht (Haftaussetzung, Bewährung). 

Der US-Außenhandel hat ein akku¬ 
muliertes Defizit in zweistelliger Billi¬ 
onenhöhe eingefahren. In immer mehr 
Sektoren musste die Technologiefüh¬ 
rerschaft an andere Staaten abgegeben 
werden. Aus dem weltgrößten Expor¬ 
teur ist der weltgrößte Importeur ge¬ 
worden, der den Ramsch und die Sta¬ 
tussymbole der globalen Boomtowns 
als Konsument der letzten Instanz auf¬ 
kauft und sich dafür über beide Ohren 
verschuldet. Der Staat ist nicht zuletzt 
wegen seiner imperialen Kriege hoff¬ 
nungslos verschuldet. Aus dem welt¬ 
größten Gläubiger ist der weltgrößte 
Schuldner geworden, den nur noch die 
Macht des Dollar rettet. 

Das Außergewöhnliche der ge¬ 
genwärtigen Lage ist, dass die führen¬ 
de Weltmacht nicht mehr in der Lage 
ist, ihre strategischen Interessen mit 
der Parole „Freihandel“ durchzuset¬ 
zen, sondern stattdessen zu Konzep¬ 
ten der Entwicklungsökonomie, zu 
Schutzzöllen und Einfuhrbeschrän¬ 
kungen Zuflucht suchen muss. Weit da¬ 
von entfernt, die Ursachen im eigenen 
Handeln zu suchen, sah Trumps Wirt¬ 
schaftsberater Peter Navarro schon 
2007 „die Welt im chinesischen Wür¬ 
gegriff“ und forderte „in den künftigen 
Chinakriegen“ eine Art „Kampf um die 
Zukunft“ auf allen Ebenen. Genau da¬ 
mit hat Trump nun begonnen. 


Neues Spiel infolge 
der Großen Krise 

Die Große Krise konnte durch eine 
Aufblähung der Währungsbasis in zwei¬ 
stelliger Billionenhöhe zwar finanziell 
überkleistert werden, das „Quantitative 
Easing“ der Zentralbanken hat aber die 
Krisenursachen, im Kern eine Kapital- 
überakkumulation, nicht beseitigt, son¬ 
dern verstärkt. Das „Weltvermögen“ ist 
durch die Krise nicht gesunken, sondern 
laut Credit Suisse in den letzten 12 Mo¬ 
naten um 6,4 Prozent auf 280 Billionen 
Dollar angestiegen - in den USA auf 
101 Bio. Dollar. Damit hinkt die magere 
Dynamik der realwirtschaftlichen Pro¬ 
fitbasis der rasanten Kapitalentwicklung 
deutlich hinterher. Ein „Welt-BIP“ von 
rund 80 Bio. US-Dollar soll, neben den 
(Über-)Lebensinteressen von 7,6 Mrd. 
Menschen, auch die Renditeerwartung 
von 6,4 Prozent der Besitzer von 280 
Bio. Dollar (immerhin 17,9 Bio. Dollar/ 
Jahr) realisieren. Oder noch pointier¬ 
ter, die Erwartung, ein Minimum von 
6,4 Bio. Dollar/Jahr Profit aus dem US- 
Vermögen von 101 Bio. Dollar zu schla¬ 
gen. Dem stehen magere 20 Bio. Dollar 
US-BIP gegenüber. 

Schon diese oberflächliche Be¬ 
trachtung macht klar, warum die Krise 
natürlich nicht vorbei ist, und warum 
der Kampf um Märkte, Ressourcen, 
Einflussgebiete, kurz, um die globale 
Mehrwertproduktion nun offen ausge¬ 
brochen ist. Wie im Vietnamkrieg, als 
1971 die Golddeckung des Dollar zur 
Disposition stand, so steht nun die Rol¬ 
le des Dollar als Weltreservewährung 
selbst in Frage. Der Neoliberalismus 
und die geostrategische Überdehnung 
erodieren den Bestand des Imperiums 
stärker, als es die Sowjetunion je konn¬ 
te. Trumps neuer Krieg ist allerdings 
nicht, wie der US-Präsident meint, ein¬ 
fach zu gewinnen, sondern wird selbst 
dann, wenn es gelingen sollte, das Mi¬ 
litär weitgehend herauszuhalten, viele 
Opfer fordern. Opfer in den sich aus¬ 
breitenden Dürre- und Hungergebie¬ 
ten der Welt, den endlosen, schon jetzt 
rund 70 Millionen umfassenden Flücht¬ 
lingstrecks, aber auch in den Festungen 
Europa und USA selbst. Trumps Hoff¬ 
nung auf Sieg ist nicht die Hoffnung 
auf das Ausbleiben eigener Verluste, 
sondern darauf, dass sie geringer sein 
werden als die des Gegners. 

Als mit der Großen Krise die Party 
zu Ende ging, die spekulationsgetriebe¬ 
nen Blütenträume von Millionen zer¬ 
platzten und sie sich - statt in ihren schi¬ 
cken Häusern des Bushschen Immobili¬ 
enbooms - auf der Straße wiederfanden, 
begann das demokratisch-republikani¬ 
sche „Establishment“ seine Massenba¬ 
sis zu verlieren. Als dann unter Obama 
die Milliardäre gerettet, die Millionen 
in den Rustbelts und Ghettos im Elend 


blieben und eine Antwort der reformis¬ 
tischen Linken ausblieb, wuchs die satt 
gesponsorte, rechtsbornierte Gegenbe¬ 
wegung der Tea Party, Rednecks und der 
Globalisierungsverlierer, ebenjene frü¬ 
her linke, breite Mehrheit, die ihre Löh¬ 
ne, Gehälter und Profite nicht aus dem 
Kapitalexport nach Fernost bezieht. Mit 
Trumps „America first!“ an die Macht 
gekommen, sucht dieses „andere Ame¬ 
rika“ offenkundig die Spielregeln zu sei¬ 
nen Gunsten zu verändern - so lange es 
noch geht. 

Im Fadenkreuz: 

Die „Herausforderer“ Iran, 
Russland und vor allem China 

Im Januar 2012 rief US-Außenministe¬ 
rin Hillary Clinton das „pazifische Jahr¬ 
hundert“ der USA aus. Donald Trump 
konkretisierte diese Strategie vor dem 
APEC-Gipfel (Asiatisch-Pazifische 
Wirtschaftsgemeinschaft) in Da Nang 
2017 in Richtung einer indo-pazifischen 
Region, zu deren Staaten man „bilatera¬ 
le Handelsbeziehungen“ aufbauen wol¬ 
le. Die Stoßrichtung dürfte klar sein: Es 
geht neben der Einbindung Indiens vor 
allem um die Eindämmung der VR Chi¬ 
na, die von US-Strategen als die Haupt¬ 
gefahr für den Fortbestand des Impe¬ 
riums angesehen wird. Trumps Han¬ 
delspolitik hat neben der Stärkung der 
eigenen Position vor allem die Schwä¬ 
chung des Export-basierten Aufstiegs 
Chinas im Fokus. 

Die Volksrepublik ist dabei, einen 
alten Alptraum der US-Geostrate- 
gen zu realisieren: Eine ökonomisch 
basierte Zusammenarbeit der Groß¬ 
mächte des eurasischen Raumes. Das 
gigantische Infrastrukturprojekt „Belt 
and Road“-Initiative (BRI, Neue Sei¬ 
denstraße) ist gewissermaßen das Ge¬ 
genprojekt zum US-Projekt „Greater 
Middle East“ - eines vom Imperium 
militärisch beherrschten Raumes von 
Nordafrika bis Pakistan. Der Gegen¬ 
satz - Aufbau versus Zerstörung - 
könnte kaum größer sein, und während 
das US-Projekt nach einem Vierteljahr¬ 
hundert als katastrophal gescheitert an¬ 
gesehen werden kann, hat BRI das Po¬ 
tential zu einem Jahrhundertprojekt für 
Asien, Europa und Afrika, bei dem die 
Energielieferanten Russland und Iran 
eine zentrale Rolle spielen. Die großar¬ 
tige Perspektive eines Kontinent-über- 
greifenden Handels, der neuen Häfen, 
Autobahnen, Kanäle und Eisenbahn- 
trassen, lässt viele voller Hoffnung nach 
Peking blicken, um dabei zu sein. Dies 
zu sabotieren dürfte nicht einfach sein, 
aber das Imperium wird sich, wie im¬ 
mer „positiv waghalsig“, alle Mühe ge¬ 
ben. Die US-Kriegsmaschine läuft wie¬ 
der auf Hochtouren. Schutzzölle sind 
die harmlosere Variante. 

Klaus Wagener 











m unsere zeit 


Hintergrund 


Freitag, 10. August 2018 


Der nächste Schritt 

Trump will mit einer Space-Force einen sechsten Zweig der US-Streitkräfte schaffen • Von Nina Hager 


D onald Trump hatte mal wieder so 
eine Idee. Von der erzählte er im 
März aufmerksam lauschenden 
Marinesoldaten. In einem Hangar der 
Marine Corps Air Station Miramar in 
Kalifornien erklärte der US-Präsident: 
„Der Weltraum ist ein Kriegsgebiet, 
genau wie das Land, die Luft und das 
Meer.“ Das dürften seine Zuhörer be¬ 
reits gewusst haben, steht das doch spä¬ 
testens seit den 80er Jahren in jedem 
Leitpapier des US-Militärs. Und weiter: 
Weil das so sei, müssten die USA gefäl¬ 
ligst eine neue Streitmacht aufstellen, 
eine Space-Force. Zuerst habe er seinen 
Einfall, diese zu schaffen gar nicht ernst 
gemeint, plapperte der US-Präsident. 
„Dann sagte ich, ,was für eine großar¬ 
tige Idee, vielleicht müssen wir das tun? 4 

Am 18. Juni unterschrieb er dann 
eine entsprechende Direktive. „Zur 
Verteidigung Amerikas reicht eine 
einfache Präsenz im Weltraum nicht, 
wir müssen den Weltraum dominie¬ 
ren. 44 Der Präsident wies das Verteidi¬ 
gungsministerium und das Pentagon 
an. unverzüglich mit dem Aufbau eines 
sechsten Zweigs der US-Streitkräfte, ei¬ 
ner Space-Force, zu beginnen. Bislang 
ist die Luftwaffe für den größten Teil 
der US-amerikanischen militärischen 
Weltraumprojekte und -aktionen ver¬ 
antwortlich. 

Aber was hätte eine solche eigen¬ 
ständige Weltraumtruppe eigentlich zu 
tun? Werden da vielleicht tapfere Pilo¬ 
ten in Weltraumgleitern die Erde gegen 
böse Aliens verteidigen? Oder schwer- 
bewaffnete Sturmtruppen auf dem 
Mond oder fremden Planeten landen 
und die Stützpunkte von Alienfeinden 
einnehmen? Sicher hat so etwas derzeit 
nicht mal Trump im Blick. Das bleibt 
eine Domäne Hollywoods. 

Aber Einheiten, die für den Start, 
das Betreiben und die Überwachung 
von militärischen Satelliten für Auf¬ 
klärung, Kommunikation, Navigation 
und Wetterdaten zuständig sind? Das 
macht heute schon z.B. das Air Force 
Space Command (AFSPC), das Welt¬ 
raumkommando der US-Luftwaffe. 

Auf der Erde oder im Weltraum 
stationierte Waffensysteme zu über¬ 
wachen bzw. zu bedienen, die gegen 
Raumflugkörper anderer Staaten ein¬ 
gesetzt werden können und die eigenen 
schützen, ist eine der Aufgaben des zum 
AFSPC gehörigen National Space De¬ 
fense Center, das auch eng mit Geheim¬ 
diensten zusammenarbeitet (bis April 
2017 Joint Space Operations Center). 
Antisatellitenwaffen (ASAT) werden 
übrigens bereits seit über 40 Jahren 
entwickelt und erprobt - Laserwaffen, 
die boden- oder weltraumgestützt sind, 
Abfangraketen, Funkstörsysteme. 

Eine militärische Raumstation? 
Die gibt es bislang noch nicht. Eben¬ 
so noch keine Flotte vorwiegend mili¬ 
tärisch genutzter neuer Space-Shuttles, 
auch wenn das US-Militär seit spätes¬ 
tens 2010 einen geheimnisvollen „Ba¬ 
by-Orbiter 44 , ein wiederverwendbares 
Raumflugzeug, testet. Raumstation wie 
Flotte waren schon einmal in den 70er 
und 80er Jahren in Planung. 

Jetzt soll das alles unter einem ei¬ 
genständigen Kommando zusammen¬ 
gefasst werden. Einige sehen darin 
vor allem eine „Entmachtung 44 der Air 
Force. Viel wesentlicher ist aber, dass 
der jetzige Vorgang, den nicht nur die 
russische Seite - völlig berechtigt - 
sehr kritisch sieht, zu neuen Spannun¬ 
gen führen und das Wettrüsten anhei¬ 
zen kann. Trumps Direktive bedeutet 
einen nächsten Schritt auf dem Weg zur 
Militarisierung des Weltraums. 

Und die hat eine lange Geschichte. 
So reicht z.B. die militärische Aktivität 
der USA im Weltraum bis zum Beginn 
der aktiven Raumfahrt zurück, Planun¬ 
gen begannen viel früher. 

Von Eisenhower bis Trump 

Der Sputnik-Start im Oktober 1957 
erfolgte mitten im Kalten Krieg und 
schockte US-Regierung wie Pentagon. 
Man hatte nicht glauben wollen, dass 
die sowjetische Raketentechnik so weit 
fortgeschritten sei. Die US-Rüstungs- 


lobby lancierte damals die Meldung, die 
UdSSR habe mit dem Start „das Gleich¬ 
gewicht der Kräfte zerstört 44 (siehe Die¬ 
ter B. Hermann: Eroberer des Himmels, 
Leipzig-Jena-Berlin 1986, S. 112). 

Wie John Logsdon, früherer Pro¬ 
fessor für Politikwissenschaften sowie 
internationale Angelegenheiten, meint, 
suchte die US-Regierung nach dem 
Start von Sputnik 1 nach einer adäqua¬ 
ten Antwort. Präsident Eisenhowers 
erster Impuls war es, „alle Raumfahrt¬ 
aktivitäten im Verteidigungsministe¬ 
rium (...) zu bündeln 44 , also vor allem 
auf das Militär und Rüstung zu set¬ 
zen. Andere, wie Eisenhowers Wissen¬ 
schaftsberater James Killian, drängten 
damals darauf, auch eine zivile Raum¬ 
fahrtbehörde zu gründen. (Vgl E. How- 
ell: Trump’s Space Force Push Reopens 
Arguments About Military in Space, 
20. Juni 2018, https://www.space.com/) 

Die NASA, die zivile Raumfahrt¬ 
behörde der USA, entstand 1958. Ihre 
Vorläuferin unterstand noch der Luft¬ 
waffe. Allerdings wurde immer wieder 
ein Teil der NASA-Missionen durch 
das Militär genutzt. Aber auch für die 
UdSSR war Raumfahrt immer „Wis¬ 
senschaft und Landesverteidigung 44 , 
wie einst der bekannte Raumschiffkon¬ 
strukteur Koroljow betonte. 

Als John F. Kennedy 1960 zum 
neuen US-Präsidenten gewählt wur¬ 
de, hofften einige Mitglieder des Nati¬ 
onalen Sicherheitsrates auf eine neue 
Orientierung zugunsten des Militärs. 
Doch Kennedy lehnte ab. Am 25. Mai 
1961 kündigte er den bemannten Flug 
zum Mond an. Das war der Startschuss 
für das Apollo-Mondflugprojekt. Dazu 
mussten alle Kräfte gebündelt werden. 
Im gleichen Jahr erklärte Vize-Präsident 
Lyndon B. Johnson: „Wer den Weltraum 
kontrolliert, kontrolliert die Welt. 44 

Ein Jahr später erläuterte Kenne¬ 
dy jedoch: „Ich bin überzeugt, dass der 
Weltraum erforscht und beherrscht 
werden kann, ohne das Feuer des Krie¬ 
ges anzuheizen, ohne die Fehler zu wie¬ 
derholen, die der Mensch bei der Er¬ 
oberung unserer Erde gemacht hat. Es 
gibt bislang keinen Unfrieden, keine 
Vorteile und keine nationalen Kon¬ 
flikte im Weltraum. 44 Seine Regierung 
setzte sich mit dafür ein, dass im Januar 
1967 ganz in diesem Sinne ein interna¬ 
tionaler Weltraumvertrag abgeschlos¬ 
sen werden konnte. Dem voraus ging 
1963 die „Erklärung über die Rechts¬ 
grundsätze zur Regelung der Tätigkei¬ 
ten von Staaten bei der Erforschung 
und Nutzung des Weltraums 44 . Präsident 
Johnson erklärte im Weißen Haus an¬ 
lässlich der Unterzeichnung des Welt¬ 
raumvertrags durch US-Außenminister 
Dean Rusk, den US-amerikanischen 
UN-Vertreter Arthur Goldberg und 
die Botschafter Großbritanniens so¬ 
wie der Sowjetunion: „Das ist ein er¬ 
hebender Moment in der Geschichte 
der Menschheit. Wir unternehmen den 
ersten entschlossenen Schritt, um das 
Weltall für immer von den Werkzeugen 
des Krieges zu befreien. 44 

Trotzdem forcierten die USA auch 
während Kennedys Präsidentschaft 
militärische Raumfahrtprojekte. 1959, 
noch vor seiner Zeit, wurde mit dem 
Corona-Aufklärungssatelliten der erste 
Militärsatellit gestartet. Die Bilder wur¬ 
den damals durch Aussetzen von Film¬ 
kanistern zurück zur Erde gebracht. 
Weitere Starts folgten - heute gehören 
von den rein militärisch genutzten ak¬ 
tiven Satelliten allein die Hälfte den 
USA. Insgesamt gibt es über 1 400 ak¬ 
tive Satelliten auf einer Umlaufbahn. 

In den 1960er Jahren wurden in 
den USA aber auch Militärastronauten 
ausgebildet, die zuerst am Dyna-Soar- 
Programm teilnahmen. Dyna-Soar war 
ein Projekt der US-Air-Force mit dem 
Ziel, einen Raumgleiter zu entwickeln, 
der sowohl als Aufklärer und Bomber 
als auch für Rettungsaktionen im All, 
bei der Satellitenwartung oder Sabota¬ 
ge feindlicher Satelliten genutzt werden 
sollte. Das Programm begann 1957 und 
wurde 1963 eingestellt. Ihm folgte das 
MOL-Projekt. Eine bemannte Station 
im All sollte als Spionage-Plattform zur 


Überwachung des sowjetischen Territo¬ 
riums eingesetzt werden. Das Programm 
wurde 1969 gestrichen. 

1972 endete das Apollo-Mondfor¬ 
schungsprogramm der USA. Es hat¬ 
te den USA großen Prestigegewinn 
und große technologische Fortschritte 
gebracht. Danach gab es in den 70er 
Jahren in den USA weit weniger am¬ 


bitionierte Raumfahrtprojekte. Viele 
Wissenschaftler und Techniker wurden 
arbeitslos. Trotzdem kam es mit dem 
„Sojus-Apollo-Test-Projekt 44 (SATP) zu 
gemeinsamen Raumflügen von US-As¬ 
tronauten und sowjetischen Kosmonau¬ 
ten. Auch auf anderen Gebieten wurde 
die Zusammenarbeit ausgebaut. 

Ende der 70er Jahre schwenkten die 
USA jedoch vom Weg der Kooperati¬ 
on wieder voll auf den der Konfrontati¬ 
on. Die Hardliner - Militärs, Manager, 
Lobbyisten der Rüstungsindustrie - aus 
dem militärisch-industriellen Komplex, 
der zunehmend an Macht gewann, setz¬ 
ten sich durch. Nachdem die USA im 
Bereich der konventionellen Rüstung 
nicht den erhofften Vorsprung vor der 
Sowjetunion erreicht hatte, orientier¬ 
ten Politik, Militär und Rüstungsindus¬ 
trie zunehmend auf den Weltraum. An¬ 
fang der 80er Jahren wurde in Umset¬ 
zung eines Pentagon-Leitlinienpapiers 
eine entsprechende Luft- und Welt¬ 
raumdoktrin beschlossen. Sie war dar¬ 
auf ausgerichtet, „die Vorherrschaft im 
Weltraum zu erlangen und aufrechtzu¬ 
erhalten 44 Die Doktrin umfasste in ih¬ 
ren Schwerpunkten die Schaffung welt¬ 
raumgestützter Waffensysteme, die Aus¬ 
bildung von Weltraumstreitkräften und 
die Entwicklung entsprechender Ein¬ 
satzkonzeptionen. Die US-Rüstungs- 
industrie - Lockheed, General Motors, 
TRW, McDonnell Douglas und viele an¬ 
dere - machte in der Folgezeit durch die 
Entwicklung und Produktion entspre¬ 
chender Weltraumsysteme und Waffen 
riesige Gewinne. 

Diese Waffensysteme wie die Welt¬ 
raumstreitkräfte sollten jedoch nicht 
durch ein eigenständiges Kommando 
befehligt werden, sondern wurden bei 
der Air Force angebunden (AFSPC, 
1982 unter dem Namen Space Com¬ 
mand gegründet, 1985 umbenannt). Im 
September 1983 entstand zudem das 
Weltraumkommando der Kriegsmarine. 
Ab 1985 gab es außerdem ein US Space 
Command (das aber 2002 wieder aufge¬ 
löst wurde). Beschlossen wurde das und 
mehr im Rahmen der „Sternenkriegs- 


pläne 44 der USA (SDI) unter Präsident 
Ronald Reagan (1981 bis 1989). 

„Sie spekulieren vor allem darauf, 
die UdSSR durch die Entwicklung von 
Weltraumwaffen zu überrunden und 
auf diese Weise das gesamte militäri¬ 
sche Kräfteverhältnis zu ihren Guns¬ 
ten zu verändern 44 , hieß es damals zum 
Beispiel in Thesen von DDR-Friedens- 


und Raumfahrtspezialisten. „Vor allem 
sollen dadurch Voraussetzungen ge¬ 
schaffen werden, um das strategische 
Kernwaffenpotential der USA unter 
weitgehender Vermeidung eines ver¬ 
nichtenden Gegenschlags der Sowje¬ 
tunion wirksam einsetzen zu können. 
Gleichzeitig zielt die Entwicklung von 
Weltraumwaffen auch auf die weitere 
Befähigung der USA zur Führung von 
Kriegen aller Art und Größenordnung. 44 
Die vorgesehenen Weltraumwaffen 
könnten auch gegen beliebige Boden-, 
Luft- und Seeziele eingesetzt werden. 
(Vgl. Friedenskampf gegen USA-Welt- 
raumrüstung. Protokoll eines interdis¬ 
ziplinären Kolloquiums vom 31.3.1986 
in Jena, Friedrich-Schiller-Universität, 
Jena 1987, S. 7) 

Das SDI-Programm konnte nicht 
verwirklicht werden, aber nicht alle 
Projekte wurden eingestellt. Anfang 
der 90er Jahre wurden zwar - die So¬ 
wjetunion existierte nicht mehr - vie¬ 
le Gelder für entsprechende Projekte 
gestrichen. Doch die USA gaben wei¬ 
ter Milliarden Dollar für Weltraumrüs¬ 
tungsforschung und Entwicklung ent¬ 
sprechender Waffensysteme aus. 

Im Jahr 2006 Unterzeichnete der da¬ 
malige US-Präsident Georg W. Bush 
eine Direktive für eine neue nationa¬ 
le Weltraumpolitik. Zwar wurde darin 
die „friedliche Nutzung 44 des Alls zum 
Wohl der gesamten Menschheit betont. 
Doch es hieß auch, dass für die USA 
Handlungsfreiheit im Weltraum ebenso 
wichtig sei „wie ihre Macht in der Luft 
und auf dem Wasser 44 . Die USA lehnten 
alle Verträge ab, die den Zugang oder 
Nutzung des Weltraums einschränken 
könnten, und auch alle künftigen Rüs- 
tungskontrollabkommen, die der Bewe¬ 
gungsfreiheit der USA im All schaden 
könnten. Man behielt sich das Recht 
vor, „zu handeln 44 , um eigene Aktivitä¬ 
ten „zu schützen 44 und Gegner „abzu¬ 
schrecken 44 . Nationen, die US-amerika¬ 
nische nationale Interessen verletzen, 
werde der Zugang zum All versperrt. 

Zwölf Jahre später deutet alles da¬ 
rauf hin, dass Trump an diese Position 


anknüpft, aber noch einen Schritt wei¬ 
ter gehen will, um die US-Vorherrschaft 
im (erdnahen) Weltraum durchzusetzen. 

Trumps Direktive 

Zurück zum aktuellen Vorstoß des Prä¬ 
sidenten, der für das Verteidigungsmi¬ 
nisterium dann doch überraschend kam. 

In Kongress und Senat gibt es nicht 
wenige Befürworter des Ausbaus mili¬ 
tärischer Aktivitäten im Weltraum. Im 
Juni 2017 wurde vorgeschlagen, die Air 
Force in zwei autonome Zweige zu un¬ 
terteilen, einen für die Luftfahrt und ei¬ 
nen zweiten für die Raumfahrt. Im Juli 
2017 beschloss der Militärausschuss des 
US-Unterhauses die Gründung einer 
eigenständigen Weltraum-Truppe. Auch 
aus dem Senat wurde Zustimmung sig¬ 
nalisiert. Die Einrichtung eines „Space 
Corps 44 schaffte es im November nicht 
in das endgültige „National Defense 
Authorization Bill 44 (das Gesetz zur na¬ 
tionalen Verteidigungsermächtigung). 
Aber Wege für die mögliche Schaffung 
eines „Space Corps 44 wurden offenge¬ 
halten, eine Studie wurde in Auftrag ge¬ 
geben, die im Juli 2018 vorgelegt wer¬ 
den sollte. Eine zweite soll sich jetzt 
auch mit Art, Durchführung und Kos¬ 
ten für eine Weltraumtruppe beschäfti¬ 
gen und im Dezember fertig sein. 

In der Regierung von US-Präsident 
Donald Trump stieß der Plan für eine 
eigenständige Weltraum-Truppe im 
Sommer 2017 weitgehend auf Ableh¬ 
nung. In einem Schreiben an einen Ab¬ 
geordneten kritisierte Verteidigungsmi¬ 
nister Jim Mattis damals, eine weitere 
Streitkraft werde nur zu noch mehr Bü¬ 
rokratie führen. 

Wenige Monate später gab es die 
präsidiale Kehrtwende. Trump verkün¬ 
dete „seine Idee 44 . Eigentlich sollte er, 
wie die „New York Times 44 berichtete, 
am 18. Juni eine weniger ambitionierte 
Weisung unterzeichnen, die einen Rah¬ 
men für die Lenkung des Handelsver¬ 
kehrs im Weltraum im Interesse der US- 
Konzerne und die Überwachung von 
Weltraumschrott schaffen sollte. 

Die US-Regierung geht den nächs¬ 
ten Schritt bei der Militarisierung des 
Weltraums, auch wenn derzeit noch 
nicht klar ist, wann die Space-Force 
ihre eigenständige Arbeit aufnehmen 
wird. Sie stellt mit diesem neuen Vor¬ 
haben zudem bestehende internationa¬ 
le Abkommen in Frage. So den Welt¬ 
raumvertrag vom 27. Januar 1967, den 
die USA allerdings schon lange unter¬ 
laufen. Der orientiert eindeutig auf die 
friedliche Nutzung des Weltraums, hat 
aber Lücken. Die Vertragsstaaten ver¬ 
pflichten sich darin, keine Gegenstän¬ 
de, die Kernwaffen oder andere Mas¬ 
senvernichtungswaffen tragen, in eine 
Erdumlaufbahn zu bringen und weder 
Himmelskörper mit derartigen Waffen 
zu bestücken noch solche Waffen im 
Weltraum zu stationieren. Allerdings 
sind andere Waffen - so zum Beispiel 
Laserwaffen oder konventionell be¬ 
stückte Raketen - durchaus erlaubt. 
Verboten sind die Okkupation von 
Himmelskörpern durch einzelne Staa¬ 
ten sowie Manöver, Stützpunkte und 
Waffentests auf dem Mond. Im Zusam¬ 
menhang mit dem SDI-Programm der 
Reagan-Regierung wurde durch die 
USA jedoch z.B. der Begriff des Luft¬ 
raums auf Regionen ausgedehnt, die 
eigentlich dem Weltraum zugeordnet 
werden. 

Der Vertrag regelt zudem die Aus¬ 
beutung von Bodenschätzen. Kein 
Staat darf Hoheitsgewalt im Weltraum 
und auf den Himmelskörpern begrün¬ 
den. Artikel IIWRV verbietet die na¬ 
tionale Aneignung des Weltraums und 
aller Himmelskörper. Das haben die 
USA übrigens für sich außer Kraft ge¬ 
setzt: Im November 2015 unterzeich¬ 
netet Präsident Barack Obama ein Ge¬ 
setz, mit dem US-Behörden quasi das 
Recht der Lizenzvergabe zur Ausbeu¬ 
tung des Sonnensystems und der Bo¬ 
denschätze auf anderen Himmelskör¬ 
pern für sich beanspruchen. Wer weiß, 
vielleicht soll eines Tages die Space- 
Force auch entsprechende Vorhaben 
von US-Konzernen begleiten? 



Probelauf für den „Sternenkrieg“: Eine Antisatellitenrakete wird abgeschossen 
(13. September 1985) 
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Unser Freund und Genosse 

Ricardo Yanez wird 80 ! 

Jch frag alle, die mich hören: Habt ihr nie daran gedacht - 
uns gehört das Land, die Erde, nicht den Herren mit der Macht" 
Victor Jara 

Salute companero Ricardo! 


DKP Dortmund 



jungewelt.de/sommerabo 
Abotelefon: 030/53 63 55-80 


Marx 

togo 

Das junge Welt- 

Sommerabo 


/ün£e M/p 




I Umstand wirkt 

I /tk. J drkus Bernhardt 



10.000 Musik-CDs! 


Aus einer privaten Sammlung mit über 10.000 ver¬ 
schiedenen CDs können Sie Werke Ihrer Lieblings¬ 
künstler/Innen zu einem kleinen Preis erwerben. 

Die CDs sind gebraucht, aber in einem guten Zu¬ 
stand. Jedes Exemplar ist nur einmal vorhanden - 
daher bitte schnell entscheiden. 

Es gibt Singles, Alben und Compilations der unter¬ 
schiedlichsten Interpreten und aus verschiedens¬ 
ten Musikgenres wie Jazz, Rock, Klassik, Weltmusik, 
Pop, Schlager u.s.w. 

Der Preis pro CD beträgt 4,00 Euro, ab 10 CDs 3,50 
Euro, ab 50 CDs 3,00 Euro und ab 100 CDs 2,50 
Euro. Alle Preise inklusive MwSt. Die versandpau¬ 
schale beträgt, unabhängig von der Stückzahl der 
bestellten CDs, 2,00 Euro. 

Die Liste können wir als Exceldatei senden (dafür 
bitte E-Mail-Adresse angeben). 

Bei Interesse: UZ Shop 

E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Telefon: 0201/177889-23 
Telefax: 0201/177889-28 




Samstag 
18. August 

2018 

ab 15 Uhr 

Jahnstraße 2a, Elmshorn 
auf dem Gelände des 
teinhold-Jürgensen-Zentrums 

Cinderfest, Tombola,Flohmarkt, 1 
Auftritt der Band „Saints" 

Politische Diskussionsrunde: 

Flucht - Migration - Asyl 
u.a. mit Rolf Becker, ab 15.30 Uhr 
Kaffee und Kuchen, Gegrilltes, kubanische 
Mixgetränke, wein, Bier, 
Softgetränke zu günstigen Preisen. 


VERNETZUNGS-KONFERENZ 
BETRIEB & GEWERKSCHAFT 

Sonntag, 30. 9. 2018 

[ab 9.00 Frühstück] 10.00 -16.00 Uhr in Bochum 

Alle betrieblich Aktiven der DKP & SDAJ in NRW 
sind eingeladen und aufgerufen, 
Erfahrungen auszutauschen und zu bündeln. 

Im Fokus steht der Aufbau eines Netzwerks 
sowie die Themen 

★ Vertrauensleute-Arbeit stärken 
★ Betriebliche Gremien (BR/PR/MAV/VK/JAV) 
nutzen 

* Kommunistische Betriebsarbeit entwickeln 

Kinderbetreuung möglich, bitte auch anmelden! 
Für Essen und Trinken ist gesorgt 

Anmeldungen an: BetriebuGewerkschaft@power.ms 
Anmeldeschluss 20.09.2018 



LteUVfCht KOTMTlUilfef thKh* Ffl rt* 


HOTEL - RESTAURANT - CAFE 

1591 - 1685 - 1759 - 1841 
-A-Ar Ar Superior 

57392 Schmallenberg-Grafschaft 
Tel.: 02972/07800 ■ Fax: 02972/978097 
mail@gasthof-heimes.de ■ www.gasthof-heimes.de 


Toskana, nah am Meer 

Hw.lEikinj-biQtorMe B147& 


ÖkahöP Sm Oliventiain, 
weiter 8 lick r Slille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Hau? oder Häuschen; 
Kin<ferparadi&s. 



IMMER WIEDER 
EINEN DUCK WERI 

HQ shop 

www.uzshop.de 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 


Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Wir trauern um Manfred Melcher. 

Am 30. Juli ist unser Genosse 

Manfred Melcher 

im 90. Lebensjahr verstorben. Manfred gehörte zur Nach¬ 
kriegsgeneration von kommunistinnen und kommunisten, 
die als konsequenz aus der furchtbaren Herrschaft des 
deutschen Faschismus tiefgreifende gesellschaftliche Kon¬ 
sequenzen forderten. Nie wieder Faschismus, nie wieder 
Krieg. Dieser Appell von Buchenwald war fortan das Leitmo¬ 
tiv seines Lebens. 

Am 29. 1. 1929 in Oberadenbach in der damaligen Tsche¬ 
choslowakei geboren, erlebte er Krieg und die Befreiung 
vom Hitlerfaschismus. Seine Schlussfolgerung war 1951 in 
Stuttgart der Eintritt in die Freie Deutsche Jugend und in die 
Kommunistische Partei Deutschlands. Der Liebe wegen kam 
er nach Elmshorn, wo er seine Freundin und Genossin Inge 
heiratete. 

Manfred arbeitete in Hamburg auf zwei Werften und spä¬ 
ter auf der Krämer-Werft in Elmshorn. Wegen seines aktiven 
Engagements für die KPD wurde er gemaßregelt und so¬ 
gar entlassen, ln der Folge wurde er Handelsvertreter und 
selbstständiger Kaufmann, gründete ein Unternehmen, das 
mit sozialistischen Ländern Handel zu fairen Bedingungen 
betrieb. 

Nach 1989/90 wurde er wegen dieser Tätigkeit juristisch 
und politisch verfolgt. Manfred ließ sich nie brechen. Er blieb 
einer von uns. Er unterstützte die DKP und die Kommunisti¬ 
sche Presse. 

Unsere Partei verliert einen Genossen, der stets treu zur ge¬ 
meinsamen Sache des Sozialismus stand. 

Unser Mitgefühl gilt seiner Familie, besonders seiner Frau, 
unserer Genossin Inge. Trost findet die Familie im Bewusst¬ 
sein, dass der Tod letztlich für ihn eine Erlösung bedeutete. 

DKP Elmshorn 



TOMBOLA AUF DEM 
UZ-PRESSEFEST 


PREISE GESUCHT! 



Liebe Genossinnen und Genossen, 

für unsere große Tombola suchen wir noch Preise. Wenn 
ihr neue bis neuwertige Dinge übrig habt, CDs, Bildbände, 
Spiele, unbenutzte Geräte, eigentlich alles, was wertig ist... 
schickt sie bitte für eine bunte Tombola an: 


DKP-Parteivorstand, Hoffnungstraße 18,45127 Essen 





Nach den Frühlingskursen - 
Ran an die Sommer- und Herbstkurse 
in der Karl-Liebknecht-Schule 

29. 9. - 30. 9.18 / Marxistische Staatstheorie 

Ist der Staat als „ideeller Gesamtkapitalist" ausschließ¬ 
lich repressives Organ der herrschenden Klasse? Ist der 
Staat institutionalisierte Klassenbeziehung und Kräfte¬ 
verhältnis? Wie steht es um die „Verdrahtung" von Staat 
und Finanzoligarchie? Was bedeutet Zivilgesellschaft? 
Wie ist das Verhältnis von Nationalstaat und supranatio¬ 
nalen Institutionen? 

Welche Bedeutung kann in diesem Kontext der Kampf um 
eine antimonopolistische, revolutionär-demokratische 
Republik als eine Möglichkeit des „Herankommens" an 
den revolutionären Bruch mit dem Kapitalismus haben? 

Referenten: Kurt Baumann / Beate Landefeld 
Hans-Peter Brenner 

Anmeldungen 
> per Mail: kls@dkp.de 
> per Post: DKP, Hoffnungstraße 18, 

45127 Essen 

Kostenbeitrag: Wochenendseminar 25,- 
(bei Anreise am Vortag 30,-) 


Helferinnen gesucht! 

Am 3. September 2018 ist es wieder soweit: Im Dortmun¬ 
der Revierpark beginnt der Aufbau unseres UZ-Pressefestes. 
Dazu brauchen wir eure Hilfe als Elektriker, Klempner, Stapler¬ 
fahrer, Tontechniker, Sanitäter und Ärzte ... als Genossinnen 
und Freundinnen, die in der Küche helfen, Bühnen und Türme 
bauen oder mit der UZ und der Pressefestzeitung im Ruhr¬ 
gebiet für unser Fest werben. Meldet euch jetzt an für den 
zentralen Auf- und Abbau und als Helferinnen während des Festes: 

uz-pressefest@dkp.de 
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„Nachweise“ überprüfen 

Zu „Rückblicke auf ein erfülltes 
Leben“ (UZ vom 20. Juli) 

Mit „Nachweisen“ ist es so eine Sache! 
Laut Nina Hager hat Alfred Kosing in 
seinem Buch zum Thema Stalinismus 
„nachgewiesen“, dass „Stalin die Lenin¬ 
sche Tradition ... weitgehend entsorgt 
und zu seinen Zwecken verkürzt, ver¬ 
flacht ... benutzt“ habe. Soweit der si¬ 
cher respektable DDR-Philosoph und 
Historiker Kosing, der sich allerdings 
bewusst nur als Marxist bezeichnet und 
der Linkspartei nahesteht. 

Im Gegensatz dazu versteht sich 
Hans Heinz Holz bewusst als Marxist- 
Leninist und kommt in seiner explizit 
philosophischen Untersuchung der Po¬ 
sitionen von Stalin (in „Theorie als ma¬ 
terielle Gewalt - Die Klassiker der III. 
Internationale“) zu einem völlig kon¬ 
trären Ergebnis: Dass zwar von Sta¬ 
lin eine gewisse Popularisierung der 
Leninschen Dialektik vorgenommen 
wurde, um es den noch weitgehend un¬ 
gebildeten Massen der damaligen So¬ 
wjetbevölkerung (stark bäuerlich ge¬ 
prägt) vermitteln zu können, dass aber 
dennoch Stalin die wesentlichen Kern¬ 
elemente der Leninschen Positionen 
beibehalten und sogar noch in seinen 
Spätwerken schöpferisch weiterentwi¬ 
ckelt hat! 

Das ändert überhaupt nichts an der 
Tatsache, dass auch Hans Heinz Holz 
sehr wohl die Tragik einschließlich Un- 


Die Organisation Rote Peperoni feiert 
dieses Jahr ihr 25-jähriges Jubiläum, 
und ebenso viele sommerliche Feri¬ 
enlager gab es. Die „Pepos“ sind eine 
sozialistische Organisation für Kinder, 
Jugendliche und Erwachsene. Weil sich 
die Schulferien von Saarland und un¬ 
ter anderem Baden-Württemberg die¬ 
ses Jahr nur eine Woche überschneiden, 
finden ganze drei Wochen Ferienlager 
statt, in denen auf dem Jugendzeltplatz 
Herrgottshübel bei Homburg (Saar) in 
der gemeinsamen Woche bis zu 70 Teil¬ 
nehmer, von 5-jährigen „Mini-Kids“ bis 
hin zu Betreuerinnen und Betreuern im 
Alter von über 60 Jahren campieren. 
Neben Spiel und Spaß steht auch das 
Jahresthema „Bunt statt Braun - Jetzt 
erst recht!“ auf dem Programm. 

Die über 40 Kinder wohnen nach 
Altersstufe und Geschlecht getrennt in 
Zeltgruppen, die von je einer jugendli¬ 
chen und einer erwachsenen Aufsichts¬ 
person betreut werden. Ähnlich wie in 
den Vorjahren wird dieses Mal eine Mi¬ 
schung aus spielerischen und politischen 
Aktivitäten angeboten und altersgerecht 
präsentiert. 

Bei den Roten Peperoni wird alles 
von Betreuerinnen, Betreuern und Kin- 


recht bis zu Verbrechen in der 2. Hälfte 
der 30er Jahre gesehen hat. 

Die Verflachung der Leninschen 
Dialektik habe nach Hans Heinz Holz 
erst nach dem 20. Parteitag der KPdSU 
und der völlig unmarxistischen Abrech¬ 
nung und Verteufelung der Stalinzeit 
durch Chrustschow stattgefunden. 

Der italienische Historiker und Phi¬ 
losoph Domenico Losurdo, der sich 
ebenfalls als Marxist-Leninist verstand, 
kam übrigens zu einem ganz ähnlichen 
Ergebnis („Stalin - Kritik einer schwar¬ 
zen Legende“)! 

Es lohnt sich also, sich erneut mit 
den sogenannten „Nachweisen“ ausein¬ 
anderzusetzen. Es bleibt uns als marxis¬ 
tisch-leninistische Partei nichts anderes 
übrig, als unter dialektisch-historisch- 
materialistischen Vorzeichen sowohl die 
drei entscheidenden Anfangsjahrzehnte 
der Sowjetunion unter Stalin (auch mit 
ihren tragischen Seiten sowie ihrem his¬ 
torischen Sieg über den Hitlerfaschis¬ 
mus!) als Teil unserer Geschichte neu zu 
bewältigen, als auch über kurz oder lang 
selbst den 20. Parteitag der KPdSU unter 
die kritische Lupe zu nehmen. 

Klaus Mausner, Stuttgart 

Antiimperialistischer 

Imperialist? 

Leserbrief zu „Im Bündnis, aber mit 
eigener Identität“ (UZ vom 13. Juli) 

Es ist fast schon auffällig, wie in immer 
häufiger dazu erscheinenden Artikeln 
in der UZ versucht wird, die Position 
der DKP bezüglich der Russischen Fö¬ 
deration falsch darzustellen. Der Genos- 


dern gemeinsam gestaltet. Im Ferienlager 
werden Angelegenheiten, die die Allge¬ 
meinheit betreffen, in den sogenannten 
Lagervollversammlungen besprochen 
und entschieden, in denen die Kinder so¬ 
gar in der Stimmmehrheit sind. Zum Bei¬ 
spiel wird dort das Ziel des nächsten Aus¬ 
flugs oder die Disziplin des nächsten Tur¬ 
niers festgelegt. Auch für die Verpflegung 
sorgt man im Ferienlager gemeinschaft¬ 
lich. Jede Zeltgruppe versorgt einmal 
das gesamte Camp mit leckerem Essen. 
Ansonsten ist dafür das sechsköpfige Kü¬ 
chenteam mit tatkräftiger Unterstützung 
von Kindern und anderen Betreuern zu¬ 
ständig. Benutzt werden hauptsächlich 
frische Zutaten, zum Beispiel Bio-Gemü- 
se aus der Anbaugenossenschaft „Rote 
Beete“ aus Taucha (Sachsen). 

Die Roten Peperoni setzen sich für 
ein solidarisches weltweites Miteinander 
ein und unterstützen deshalb jedes Jahr 
ein „Soliprojekt“. Dieses Jahr ist es die 
autonome, selbstverwaltete Region Ro- 
java in Syrien, die unterdrückten Grup¬ 
pen wie Kurden oder Christen ein neues 
Zuhause bieten soll. Um den Kindern zu 
zeigen, für welches Projekt deren Geld, 
zum Beispiel die Einnahmen des Kiosks 
im Ferienlager, verwendet wird, kamen 


se Willi Gerns hat in den Diskussions¬ 
beiträgen schon mehrfach anhand der 
Schriften Lenins herausgearbeitet, dass 
die RF die Charaktermerkmale eines 
imperialistischen Staates hat. Obwohl 
die Diskussion hierüber noch nicht ab¬ 
geschlossen ist, schreibt z.B. Genosse 
Günter Pohl als Internationaler Sekre¬ 
tär und somit auch offizieller Vertreter 
unserer Positionen im Ausland in sei¬ 
nem letzten Bericht zur PCI, die DKP 
betrachte die Außenpolitik der RF als 
„objektiv antiimperialistisch“. Das ist 
schlichtweg nicht die Position unserer 
Kommunistischen Partei. Genauso we¬ 
nig dürfen, wie in letzter Zeit häufig in 
UZ-Artikeln geschehen, die innenpoli¬ 
tischen Missstände in der RF (wie z.B. 
auch Kommunisten- und Homosexuel¬ 
lenverfolgung) verharmlost werden. Ich 
empfehle nochmal einen Blick in den 
vom letzten Parteitag beschlossenen 
Leitantrag. Der Diskussionsprozess hier¬ 
zu muss innerhalb der Partei stattfinden. 

Konni Kanty, Trier 

VHS-Kurs gestrichen 

Leserbrief zu „Flexibel, billig, 
familiär“ (UZ vom 3. August) 

Vor Jahren habe ich an einer VHS in 
NRW Tagesmütter in Steuerrecht und 
Buchhaltung unterrichtet. In diesen 
Kursen habe ich die Tagesmütter auf 
das in Ihrem Artikel behandelte Pro¬ 
blem schon hingewiesen. Mein Kurs 
wurde daraufhin gestrichen. Die verant¬ 
wortliche Dame bei der Stadt war der 
Meinung, dass ich ihre Quote gefährde. 

Ina Weidenmüller ; per E-Mail 


zwei Redner des Kurdischen Gesell¬ 
schaftszentrums ins Lager, um aus Ro- 
java zu berichten. 

Die Roten Peperoni feiern dieses 
Jahr 25-jähriges Jubiläum. Im Septem¬ 
ber findet ein dreitägiges Jubiäumsfes- 


Frontex statt Klassenkampf? 

Leserbrief zu „Wozu die Farce dient“ 
(UZ vom 13. Juli) 

Auch nach mehrmaligem Lesen konn¬ 
te ich leider beim besten Willen kei¬ 
ne Ironie im letzten Satz des Autors 
finden. Die Schlussfolgerung daraus, 
dass Flüchtlinge bzw. Ausländer allge¬ 
mein vor allem in Branchen mit beson¬ 
ders schlechten Arbeitsbedingungen 
zu Hungerlöhnen ausgebeutet werden, 
soll nicht etwa sein, dass hier ein nach¬ 
drücklicher Fokus auf gewerkschaft¬ 
liche Organisierung liegen muss oder 
Schaffung von Klassenbewusstsein und 
gemeinsamer Kampf gegen das Kapi¬ 
tal die drängendsten Aufgaben sind. 
Nein, der Autor kritisiert stattdessen 
die „Zulassung der Massenimmigrati¬ 
on“ und folgert, die Forderung nach of¬ 
fenen Grenzen sei „dumm“ und „wirt¬ 
schaftsliberal“. Haben wir nicht bisher 
immer betont, dass die Herrschenden 
in Deutschland die Fluchtbewegungen 
vielmehr verursacht und nicht „zugelas¬ 
sen“ haben und ist „Massenimmigrati¬ 
on“ nicht ein Wort, dass eher von Rech¬ 
ten zur Dramatisierung der Ereignisse 
verwendet wird? Erscheint der gemein¬ 
same Kampf aller Lohnabhängigen in 
Deutschland dem Autor so illusionär, 
dass er lieber auf geschlossene Gren¬ 
zen mit all den daraus folgenden Kon¬ 
sequenzen setzt (Stichwort: Massengrab 
Mittelmeer)? Ich hoffe wirklich, dass 
es sich bei den fragwürdigen Aussagen 
doch nur um missverständlich formu¬ 
lierte Ironie handelt. 

Daniel Polzin, Trier 


tival statt mit unter anderem einem öf¬ 
fentlichen Konzert von Bernd Köhler 
am 31. August im Waldheim Gaisburg in 
Stuttgart. Die Roten Peperoni laden dazu 
ein zu Spiel, Spaß und Gesang! 

Dario Hashemi 


Termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 10. AUG 


Hamburg: 36. Bundestreffen der DKP 
queer, Themen: Überarbeitung der For¬ 
derungen von DKP queer und Planung 
des Beitrages der DKP Queer auf dem 
20. UZ-Pressefest, Anmeldung bitte über 
dkp-queer.de/kontakt, Magda-Thürey- 
Zentrum, Lindenallee 72, bis 12. August 

Fürth: Kommunistischer Kneipenabend 
im Infoladen Benario, Nürnberger Straße 
82, 20 Uhr 


SO ★ 12. AUG 


Hamburg: Rüstungsfirmen und Kriegs¬ 
flüchtlinge im Binnenhafen, Rundgang 
der KulturWerkstatt Harburg, Kostenbei¬ 
trag: 3 Euro, KulturWerkstatt, Kanalplatz 
6,14 Uhr 

Darmstadt: Gina & Frauke Pietsch: Karl 
Marx - Seiner Nützlichkeit wegen. Lieder 
und Texte zum 200. Geburtstag, Eintritt: 
12 Euro, ermäßigt 8 Euro, Veranstalter: 
Deutscher Freidenker Verband, Arbeiter¬ 
fotografie, DKP, Partei „Die Linke“, 
Bessunger Knabenschule, Ludwighöh¬ 
straße 42,19.30 Uhr 


DO ★16. AUG 


Fürth: Gruppenabend der DKP Fürth, In¬ 
foladen Benario, Nürnberger Straße 82, 
19.30 Uhr 


SA ★18. AUG 


Elmshorn: Wasserturmfest der DKP 
Elmshorn, ab 15 Uhr Kinderfest, Kaf¬ 
fee und Kuchen; 15.30 Uhr Diskussion 
Flucht, Asyl, Migration u. a. mit Rolf Be¬ 
cker; 17.30 Rock mit „Saints“, Tombola, 
Flohmarkt, Infostände, Softgetränke, Bier, 
Wein, Mojito und Gregrilltes zu sozialen 
Preisen, Reinhold-Jürgensen-Zentrum, 
Jahnstraße 2a, 15 Uhr 


Ml ★ 29. AUG 


Darmstadt: Mitgliederversammlung der 
DKP Darmstadt-Bergstraße, LinksTreff 
Georg Fröba, Landgraf-Philipps-Anlage 
32,19 Uhr 


DO ★ 30. AUG 


Fürth: Gruppenabend der DKP Fürth, In¬ 
foladen Benario, Nürnberger Straße 82, 
19.30 Uhr 


SA ★ 1. SEP 


Bonn: 2. Jugendkonferenz des Netzwer¬ 
kes Cuba, Infos unter netzwerk-cuba.de, 
Außenstelle der Kubanischen Botschaft, 
Kennedyallee 22-24, bis 2. September 

Stukenbrock: Blumen für Stukenbrock, 
Mahn- und Gedenkveranstaltung zum 
Antikriegstag 2018 auf dem Sowjeti¬ 
schen Soldatenfriedhof Stukenbrock, 
Gedenkrede: Anke Unger (DGB Ostwest¬ 
falen-Lippe), Senner Straße, 15 Uhr 

Wuppertal: „Nie wieder Krieg! Abrüs¬ 
ten statt Aufrüsten!“, Veranstaltung zum 
Antikriegstag 2018 des DGB-Stadtver- 
bandes Wuppertal mit Guido Gruening 
(DGB-Stadtverband) und künsterischer 
Untermalung von Erich Schaffner (Mör¬ 
felden), Katja Krüger (Wuppertal + Ren¬ 
nes) und Elisa Bellanger (Bretagne), City- 
Kirche, Laurentiusstraße 7,19.30 Uhr 



Die Arbeitsgruppe Freundschaftsbändchen in Aktion 


25 Jahre Rote Peperoni 


Liebe Leserinnen und Leser, 

bucht jetzt das KOMBI-ABO und lest die UZ als Zeitung und auch Online 

★ Die uz immer und überall lesen 

★ Für nur 1 ,- bis 3 ,- Euro monatlich zusätzlich! 

★ Mit Möglichkeit der Bild- und Schriftvergrößerung 

★ Alle aktuellen Texte, das gesamte Archiv und die Dossierfunktion nutzen 



□ Ich beziehe bereits die gedruckte UZ im Abo und möch¬ 
te die Zeitung ab sofort auch online lesen - daher bestelle 
ich die Online-Ausgabe zum zusätzlichen Preis von 


□ Ich habe noch kein UZ-Abo und möchte die UZ 
ab sofort als Wochenzeitung und online lesen - 
daher bestelle ich das Kombi-Abo zum Preis von 


□ 

Ermäßigtes Abo 

1,00 € pro Monat 

□ 

Ermäßigtes Abo 

7,00 € pro Monat 

□ 

Normalabo 

2,00 € pro Monat 

□ 

Normalabo 

14,00 € pro Monat 

□ 

Förderabo 

3,00 € pro Monat 

□ 

Förderabo 

21,00 € pro Monat 


Ich zahle mein UZ-Abonnement □monatlich* □ vierteljährlich* □ halbjährlich □jährlich *Nur bet SERA Einzug möglich 
- O Einzugsanriächligung / SEPA-Lasüschriftmandat 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Wir kommen zum UZ-Pressefest... 

2011 haben wir uns am Stand der Vereinigung der Ver¬ 
folgten des Naziregimes - Bund der Antifaschisten auf dem 
UZ-Pressefest kennengelernt. Rund hundert Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer riefen zur Bildung der Gruppe „Kinder des Widerstan¬ 
des - Antifaschismus als Aufgabe“ auf. Das sind Nachkommen von 
Widerstandskämpfern und -kämpferinnen gegen das NS-Regime und 
Freund/innen dieser Nachkommen. Wir versuchen, die Erfahrungen 
und Einschätzungen unserer Eltern und Großeltern und älterer Ka¬ 
merad/innen weiterzugeben, vor allem an junge Menschen. Vor dem 
Eiintergrund der Ereignisse jener Zeit machen wir mit der Geschichte 
unserer Familien deutlich, was Faschismus für den einzelnen Men¬ 
schen bedeutete. Aus dem Widerstand in unseren Familien leiten die 
„Kinder des Widerstandes“ für sich die Verpflichtung ab, sich heute 
entschieden gegen Rassismus, Neofaschismus und Militarismus zu 
wehren. 

Beim Pressefest möchten wir die Kontakte erweitern und weitere 
„Kinder des Widerstandes“ und VVN-Freund/innen finden. Wir se¬ 
hen uns am Stand der VVN-BdA und bei Heideruh. 

Christa Bröcher, Mitglied im Bundesausschuss der VVN-BdA 

UZ-Pressefest ★ Dortmund vom 7. bis 9. September 



SDAJ lädt zum Geburtstag 

Der Jugendbereich auf dem UZ-Pressefest 


Beim Volksfest der kommunistischen 
Partei darf die kommunistische Ju¬ 
gend natürlich nicht fehlen! Darum ist 
die SDAJ auch in diesem Jahr wieder 
mit einem eigenen Programm auf dem 
Pressefest vertreten. 100 Jahre Karl 
Marx, 50 Jahre Lehrlingsbewegung, 50 
Jahre DKP und 50 Jahre SDAJ - bei all 
diesen Jubiläen ist klar, dass wir unse¬ 
ren eigenen Auftritt noch besser gestal¬ 
ten wollen als letztes Mal. Im Jugend¬ 
bereich findet unser eigenes politisches 
und kulturelles Programm statt. 

Los geht es am Freitagabend mit 
dem berühmt-berüchtigten Arbeiter¬ 
liederabend mit Achim Bigus - Mitsin¬ 
gen erwünscht. 

Weiter geht es am Samstag mit 
Workshops und Diskussionen. Pas¬ 
send zu unserer Kampagne „Geld ist 
genug da - Zeit, es sich zu holen“ wol¬ 
len wir dabei Ideen für die Interessen¬ 
vertretungsarbeit in Schule und Be¬ 
trieb entwickeln. Zum Beispiel in den 
Workshops „Schule und Antifa“ und 
„Kosten steigen, Löhne sinken“. In der 
Runde „50 Jahre Kampfgemeinschaft“ 
wird es dann historisch: Vertreterinnen 
aus allen Generationen von SDAJ und 
DKP berichten von ihren Erfahrungen 
und diskutieren, was diese für unsere 
Politikentwicklung heute bedeuten. 
Die Vorsitzende der SDAJ diskutiert 


mit Interessierten über die Aufgaben 
und Ziele eines kommunistischen Ju¬ 
gendverbandes. Am Samstag findet 
eine eine Lesung aus dem SDAJ-Ge- 
burtstag-Buch „Eine Welt zu gewinnen“ 
statt. Ein Highlight werden schließlich 
die Konzerte ab 20 Uhr im Großzelt, 
unter anderem mit Compania Bataclan. 

Trotz Müdigkeit geht das Programm 
am Sonntag weiter. Besonders interes¬ 
sant für Einsteiger: In „Marxismus in 
60 Minuten“ werden die Grundlagen 
der marxistischen Weltanschauung 
leicht verständlich erklärt. Betriebsak¬ 
tive und solche, die es werden wollen, 
können im Anschluss an die Lesung aus 
Manfred Jansens Buch „Ihr seid Träu¬ 
mer, sagte der Traum“ mit ihm und akti¬ 
ven SDAJlerlnnen und SDAJlern über 
eine kämpferische Betriebspolitik dis¬ 
kutieren. Das Kulturprogramm kommt 
ebenfalls nicht zu kurz: Mit einem Graf¬ 
fiti-Workshop mittags und dem Work¬ 
shop „Know your enemy“ nachmittags 
ist bis zur Abreise beste Unterhaltung 
sichergestellt. 

Übrigens - was wäre ein Jubiläum 
ohne eine anständige Geburtstagspar¬ 
ty? In der Nacht von Samstag auf Sonn¬ 
tag laden wir alle Besucherinnen ein, 
unseren fünfzigsten Geburtstag gebüh¬ 
rend mit uns zu feiern. 

FH 


Friedens- und Streikfest 

Patrik Köbele zum Stand der Vorbereitungen des UZ-Pressefestes 



A m letzten Samstag fand im Re¬ 
vierpark Wischlingen in Dort¬ 
mund eine Beratung aller für je¬ 
weilige Bereiche Verantwortlichen mit 
der Parteiführung in Vorbereitung des 
UZ-Pressefestes statt. Patrik Köbele 
hielt zu Anfang eine bemerkenswerte 
Rede über die politische Bedeutung 
und die Aufgabenstellung, die die DKP 
mit diesem „Fest der Linken“ verbin¬ 
det. Unter anderem führte er aus: 

„In fünf Wochen und sechs Stunden 
sind wir mitten im Pressefest, dann be¬ 
ginnt nämlich das zentrale Antikriegs¬ 
meeting. Wir wollen dabei die von uns 
gesammelten Unterschriften zum Auf¬ 
ruf der Friedensbewegung ,abrüsten 
statt aufrüsten 4 übergeben. Wir haben 
bis jetzt mehr als 20 000 Unterschriften 
gesammelt, und ich bin zuversichtlich, 
bis dahin schaffen wir unser Ziel von 30 
000 Unterschriften. Ich denke, wir kön¬ 
nen bereits jetzt auch ein wenig stolz 
sein auf das bisher Erreichte, unsere 
kleine Partei hat immerhin 20 Prozent 
aller bisher gesammelten Unterschrif¬ 
ten geschafft. Und wer heute Morgen 
Nachrichten gehört oder gelesen hat, 
der weiß auch, warum unsere Orientie¬ 
rung ,Wir wollen eure Kriege nicht, wir 
wollen Frieden mit Russland 4 richtig ist: 
Die CDU denkt laut darüber nach, die 
Wehrpflicht wieder einzuführen. Wer 
seine Aggressions- und Expansionsge¬ 
lüste umsetzen will, der braucht mehr 
als nur eine Söldnerarmee, der will sich 
an der weiteren Einkreisung Russlands 
aktiv an vorderster Front beteiligen, der 
will Kanonenfutter. Und wer duldet, 
dass in unserem Land US-Atomwaffen 
lagern und erlaubt, dass diese moder¬ 
nisiert 4 werden, der scheut nicht davor 


zurück, mit dieser Bedrohung politisch 
zu handeln. 

Deswegen haben wir uns auch den 
Luxus geleistet, sieben Wochen vor dem 
Pressefest einen Teil unseres Aktivs in 
den frühen Morgenstunden auf Rhein¬ 
land-Pfälzer Wiesen zu setzen - wir ha¬ 
ben den Atomwaffenstützpunkt Büchel 
erfolgreich blockiert, das war Teil un¬ 
serer Pressefestvorbereitung, denn das 
wird ein großes Friedensfest - Raus aus 
der NATO - Frieden mit Russland. 

Die UN mussten gestern bekannt 
geben, dass im ersten Halbjahr 2018 
bereits über 1 500 Menschen im Mit¬ 
telmeer ersoffen sind, die Zahl derer, 
die in den Wüsten Afrikas verreckt sind 
oder in den Dreckslagern libyscher 
Warlords umkommen, ist unbekannt 
und soll möglichst auch nicht bekannt 
werden. Die Regierung plant lieber Ab¬ 
schiebungen, ohne die Rechtsansprü¬ 
che der Flüchtlinge auch nur anzuer¬ 
kennen, in Lagern, die beschönigend 
,Ankerzentren 4 heißen und ohne auch 
nur mit einem Wort darauf einzugehen, 
wer für die Fluchtursachen verantwort¬ 
lich ist durch Rüstungsexporte und Aus¬ 
landseinsätze. 

Nachrichten nur von einem Sams¬ 
tagmorgen und es muss für jeden deut¬ 
lich sein, dieser imperialistischen Politik 
der Kriegstreiberei, der Bedrohung, der 
Aggression müssen wir entgegentreten, 
dafür machen wir dieses Fest. 

Und wir machen dieses Fest auch 
für die Streikenden in Düsseldorf und 
Essen. Mit 96,9 Prozent wurde ges¬ 
tern bei der Urabstimmung am Esse¬ 
ner Uniklinikum für Streik gestimmt. 
Streik für ausreichend Personal im Ge¬ 
sundheitswesen, das geht alle an. Die 


Streikenden kämpfen auch für uns und 
darum wollen und werden wir sie zu un¬ 
serem Fest einladen. 

In diesem Herbst feiern wir auch 
die Gründung der SDAJ und die Neu¬ 
konstituierung einer kommunistischen 
Partei in unserem Land, wir haben nicht 
nur den 200. Geburtstag von Karl Marx 
weiterhin auf dem Zettel, sondern es 
jährt sich auch zum 100. Mal die No¬ 
vemberrevolution in Deutschland und 
die Gründung der KPD. So was feiern 
wir nicht einfach ab, es sind gute Ge¬ 
legenheiten, sich gründlich, das heißt 
historisch-materialistisch, mit den da¬ 
maligen Geschehnissen zu beschäfti¬ 
gen, über unser Selbstverständnis zu 
debattieren und praktische Schlussfol¬ 
gerungen daraus zu ziehen: Warum set¬ 
zen wir uns nicht das Ziel, auf dem UZ- 
Pressefest mindestens 25 neue Genos¬ 
sinnen und Genossen für unsere Partei 
zu gewinnen? Es sollte unser Ziel sein, 
für die UZ zu werben und neue Abon¬ 
nements zu gewinnen. Auch über die¬ 
se Fragen muss jetzt in den Gruppen 
und Bezirken diskutiert werden - wir 
brauchen eine stärkere SDAJ und eine 
stärkere DKP. 

Mit heutigem Stand haben sich be¬ 
reits 33 Delegationen aus Schwester¬ 
parteien aus allen Gegenden der Erde 
gemeldet, eine stolze Zahl, die den Cha¬ 
rakter des Festes als ein Fest der inter¬ 
nationalen Solidarität unterstreicht. Wir 
wollen nicht nur gute Gastgeber sein, 
sondern den Anspruch und die Aufgabe 
von Kommunistinnen und Kommunis¬ 
ten an allen Orten und Plätzen deutlich 
machen, in allen Betrieben und Wohn¬ 
gebieten für eine gerechte und solida¬ 
rische Welt zu kämpfen.“ 
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20. UZ-PRESSEFEST 

DAS FEST DES FRIEDENS UND DER SOLIDARITÄT 


7.-9. 

SEPTEMBER 

2018 

DORTMUND 




KONSTANTIN WECKER • COMPANIA BATACLAN 


Kauft jetzt den Pressefest 
Button zur Finanzierung 
unseres Festes! 



THE BUSTERS • DIE GRENZGÄNGER • ERICH SCHAFFNER 
ESTHER BEJARANO & MICROPHONE MAFIA 
GINA PIETSCH • KLAUS DER GEIGER • JAZZPOLIZEI 
BURGER WEEKENDS • WEBER-HERZOG-THEATER 
KAI DEGENHARDT • JANE ZAHN • ACHIM BIGUS 
TOBIAS THIELE • BETTY ROSSA • QUIJOTE • THE POKES 

u.v.m. 

10 BÜHNEN - DAVON 3 OPEN-AIR-BÜHNEN 
12 PROGRAMMZELTE 


UZSHOP.de 


info@unsere-zeit.de 
Tel. 0201 17788923 


Spendenkonto DKP-Parteivorstand, GLS-Bank 

BIC: GENODEM1GLS, IBAN: DE36 4306 0967 4002 4875 02 

Verwendungszweck: UZ-Pressefest 














